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Günter Pätzold
Der „Dortmunder Forschertag Berufliche Bildung
in NRW“ – von der Idee bis zur Realisierung
Auf der Grundlage langjähriger Zusammenarbeit in dem Kom-
petenzfeld „Berufliche Bildung und Weiterbildung“ und der am
15.12.2003 abgeschlossenen Kooperationsvereinbarung zwi-
schen der Universität Dortmund und dem Landesinstitut Sozi-
alforschungsstelle Dortmund (SFS) erschien es den Initiatoren
notwendig und machbar, in loser Folge Veranstaltungen zu or-
ganisieren, um Zwischenbilanzen zu Stand und Perspektive der
Forschung zur Beruflichen Bildung in NRW zu ziehen. Deshalb
wurde gemeinsam eine Reihe „Dortmunder Forschertag Beruf-
liche Bildung in NRW“ ins Leben gerufen, deren Ziel es ist, zu-
künftig mindestens einmal jährlich Wissenschaftler aus den
unterschiedlichen Disziplinen Berufspädagogik, Berufsbildungs-
und Arbeitsmarktforschung, Rehabilitationswissenschaft, Sozi-
alpädagogik und Schulforschung zusammen zu bringen, um den
Stand und die Perspektiven der Forschung ausgewählter The-
men der Beruflichen Bildung in Nordrhein-Westfalen in Hinblick
auf praktische politische Gestaltungserfordernisse zu bilanzie-
ren.
Für die Auftaktveranstaltung wurde die besondere Situation
Jugendlicher mit Schwierigkeiten beim Übergang von der Schu-
le in den Beruf beleuchtet und eine vorläufige Bilanzierung re-
gionaler/lokaler Unterstützungsansätze thematisiert. Die Aus-
wahl des Themas lässt sich insofern leicht nachvollziehen, da diese
Gruppe überproportional oft vor Misserfolgserlebnissen steht,
wenn - wie gegenwärtig - die Lage auf dem Ausbildungsstellen-
und Arbeitsmarkt besonders prekär ist. Dabei war die Blickrich-
tung doppelt: auf die tatsächliche und praktische Problematik
und auf den state of the art, also darauf, was die einschlägige
Forschung hierzu weiß bzw. nicht weiß. „Einschlägige For-
schung“ versteht sich in diesem Fall als Ensemble derjenigen Dis-
ziplinen, die sich aus verschiedenen Perspektiven und mit un-
terschiedlicher Schwerpunktsetzung mit dem Übergang dieser
Jugendlichen von der Schule in die Arbeitswelt befassen.
Die Veranstaltung war in vier Abschnitte untergliedert, denen
die Referentinnen und Referenten ihre Beiträge jeweils zuge-
ordnet haben:
1. „Jugendliche mit Berufsstartschwierigkeiten“ – wer ist das?
2. Regionale/lokale Unterstützungssysteme: was ist darunter
zu verstehen?
3. Übergang von Jugendlichen mit Berufsstartschwierigkeiten
in die Arbeitswelt – Analyse und Kritik
4. Innere Differenzierung und individuelle Förderung.
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In den Redebeiträgen wurde die Heterogenität Jugendlicher mit
Berufsstartschwierigkeiten ebenso thematisiert wie die spezifi-
schen Aus- und Fortbildungsbedarfe des pädagogischen Perso-
nals und die Möglichkeiten arbeitsmarktpolitischer Unterstüt-
zungsmaßnahmen. Die Vielfalt der Fragestellungen, zugrunde
gelegten Konzepte, Typisierungen und methodischen Vorge-
hensweisen wurde in den Diskussionsrunden von den anwesen-
den Forscherinnen und Forschern durchweg positiv bewertet.
Folgende Fragen standen im Mittelpunkt der Diskussionen:
• Auf welche Weise kann in der Schule die Fähigkeit gefördert
werden, sich selbstbewusst und eigenständig einen Weg in
die Arbeitswelt zu bahnen? Wie müsste eine Berufsorientie-
rung gestaltet sein, die schulisch schwächere Jugendliche in
ihrem Selbstbewusstsein stärkt?
• Wie kann die Erfahrungsferne zwischen Schule und Arbeits-
welt verringert werden, ohne die kritische Distanz aufzuge-
ben? Welche Rolle könnten dabei nichtschulische Einrichtun-
gen/Personen spielen?
• Wie können Erfahrungsbrücken zwischen verschiedenen lo-
kalen/regionalen Lebenswelten geschlagen werden?
• Wie kann erreicht werden, dass „niedrigschwellige“ Einstie-
ge in Arbeit (z. B. Jobs) keine beruflichen Sackgassen wer-
den?
• Wie kann innere Differenzierung und individuelle Förderung
zum Prinzip innerhalb der Berufsausbildung werden (in Be-
trieben und in Schulen/auch vollzeitschulischen Ausbildun-
gen)?
• Welche Aufgaben kämen den Berufskollegs als „berufliche
Kompetenzzentren“ in einem veränderten Übergangssystem
zu? Welche unterstützende Rolle nehmen sie für Jugendli-
che mit besonderen Berufsstartschwierigkeiten wahr?
• Wie kann wirksame regionale/lokale Kooperation und Koor-
dinierung der verschiedenen Akteure eines solchen Unter-
stützungs-Systems funktionieren?
Für das kommende Jahr ist mit der Durchführung des 2. Dort-
munder Forschertages bereits die Fortsetzung der Veranstal-
tungsreihe geplant.
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Ruth Enggruber
Zur Heterogenität Jugendlicher mit
Berufsstartschwierigkeiten
– ein Systematisierungsversuch
1. Zielsetzungen und Hintergründe
Der im Folgenden zur Diskussion gestellte Versuch, die Vielzahl
unterschiedlicher Jugendlicher mit Berufsstartschwierigkeiten
in verschiedenen Gruppen zu systematisieren, entstand 2002/
2003 für ein Gutachten im Auftrag des Wirtschaftsministeriums
Baden-Württemberg mit dem Titel „Pfade für Jugendliche in
Ausbildung und Betrieb – Darstellung der Hintergründe der
unzureichenden Ausbildungs- und Beschäftigungschancen von
benachteiligten Jugendlichen in Baden-Württemberg sowie
deren Verbesserungsmöglichkeiten“ (Enggruber; Euler; Gidion
2003). Mittels sekundärempirischer Analysen sollten in Baden-
Württemberg kritische Wirkungsfaktoren auf Seiten der Ju-
gendlichen – und auch der Betriebe – identifiziert werden, die
Berufsstartschwierigkeiten der Jugendlichen begünstigen, um
auf dieser Basis „Verbesserungsmöglichkeiten“ für „Pfade für
Jugendliche in Ausbildung und Betrieb“ (ebenda) diskutieren
zu können.
Im Arbeitsprozess für dieses Gutachten stellte sich jedoch in-
nerhalb kurzer Zeit heraus, dass zu Jugendlichen mit Berufs-
startschwierigkeiten lediglich umfangreiches Datenmaterial zur
Quantität und zu Strukturmerkmalen wie Alter, Geschlecht
und Nationalität vorliegt. Untersuchungen zu kritischen Wir-
kungsfaktoren waren jedoch nur vereinzelt zu finden; sie wa-
ren nicht gezielt in Baden-Württemberg, sondern überwiegend
bundesweit vom Deutschen Jugendinstitut erhoben worden wie
die Studie von Lex (1997) oder jene zum Freiwilligen Sozialen
Trainingsjahr von Förster u. a. (2001; 2002). Spezifisch für Ba-
den-Württemberg haben nur Hiller (2002) und Friedemann (Hil-
ler; Friedemann 2002) geforscht. Deshalb wurde der im Folgen-
den zu skizzierende Versuch unternommen, auf der Basis des
vorhandenen empirischen Materials die unterschiedlichen kri-
tischen Wirkungsfaktoren, die Berufsstartschwierigkeiten bei
Jugendlichen begünstigen können, zu typologisieren, um auf
dieser Basis pädagogische und förderungsstrukturelle Konse-
quenzen zu formulieren. Die folgenden Überlegungen werden
im Wesentlichen der Argumentation im Gutachten folgen.
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2. Terminologische Festlegungen: „Benachteiligte“
Jugendliche statt „Jugendliche mit
Berufsstartschwierigkeiten“
Die Zielgruppe, die im Mittelpunkt des Gutachtens stand, wurde
als „benachteiligte Jugendliche“ benannt, der Benachteiligungs-
begriff wurde somit bevorzugt. Denn im Gegensatz zu der Be-
zeichnung „Jugendliche mit Berufsstartschwierigkeiten“ drückt er
stärker die Relation zwischen individuellen Voraussetzungen
und Marktbedingungen aus und vermindert individuelle Zu-
schreibungen der Übergangsprobleme der Jugendlichen.
Deshalb galten für das Gutachten Jugendliche und junge Er-
wachsene (15- bis 20jährige, +/- 5 Jahre) als benachteiligt, die in
ihren Bildungsbiografien zu irgendeinem Zeitpunkt Probleme
beim Übergang in eine den Lebensunterhalt sichernde Beschäf-
tigung aufweisen.
3. Sekundärempirische und theoretische Zugänge zu
dem Systematisierungsversuch
Um die kritischen Wirkungsfaktoren systematisieren zu können,
wurden in einem ersten Schritt die als benachteiligt geltenden
Jugendlichen in Baden-Württemberg in sekundärempirischen
Analysen quantifiziert und nach ausgewählten Struktur- und
Biografiemerkmalen beschrieben. Zur Typologisierung wurden
in einem zweiten Schritt theoretische Zugänge gewählt.
3.1 Sekundärempirische Zugänge
Zur Quantifizierung der benachteiligten Jugendlichen in Baden-
Württemberg wurden - auf dem Zeitstrahl einer idealtypisch
gedachten Bildungsbiografie - sechs unterschiedliche Zielgrup-
pen bestimmt:
(1) Jugendliche im allgemeinbildenden Schulwesen ohne
Aussicht auf einen Hauptschulabschluss,
(2) Jugendliche, die an der ersten Schwelle scheitern, keinen
Ausbildungsplatz finden und eine schulische oder außer-
schulische berufvorbereitende Bildungsmaßnahme be-
suchen,
(3) Jugendliche, die durch Jobs und ungelernte Tätigkeiten
den Übergang in eine existenzsichernde Beschäftigung
versuchen,
(4) Jugendliche, die außerbetrieblich oder mit ausbildungs-
begleitenden Hilfen ihre Berufsausbildung absolvieren,
(5) Jugendliche, deren Berufsausbildungsvertrag vorzeitig
gelöst wird, sei es aus einer betrieblichen oder außerbe-
trieblichen Berufsausbildung und
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(6) Jugendliche, denen an der zweiten Schwelle trotz abge-
schlossener Berufsausbildung der Übergang in eine den
Lebensunterhalt sichernde Beschäftigung nicht gelingt.
Bezogen auf einen einzigen Jugendlichen bzw. eine Jugendli-
che bedeutet die bildungsbiografische Perspektive, dass er bzw.
sie im Laufe der Zeit mehrere dieser Stationen durchlaufen
kann. So kommt Lex (1997, S. 130) in ihren Untersuchungen bil-
dungsbiografischer Verläufe von Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen zu dem Ergebnis, dass nur rund 48% vier Stationen
oder weniger für ihren Einstieg in eine existenzsichernde Be-
schäftigung benötigen. Alle anderen durchlaufen mehr als vier
bildungsbiografische Stationen, so dass für einzelne Jugendli-
che der Übergang in ein existenzsicherndes Beschäftigungsver-
hältnis durch zahlreiche Umwege und Schleifen gekennzeich-
net sein kann.
Tab. 1: Junge Menschen nach der Häufigkeit bisher
durchlaufener Stationen beim Übergang in
existenzsichernde Beschäftigung (aus: Lex, 1997, S. 130)
Die sechs nach bildungsbiografischen Stationen unterschiede-
nen jugendlichen Zielgruppen wurden nach ausgewählten
Struktur- und Biografiemerkmalen beschrieben, sofern dazu
empirische Daten – besonders für Baden-Württemberg - vorla-







1 581 3,8 3,8
2 352 3,11 6,91
3 013 9,31 5,33
4 233 9,41 4,84
5 213 0,41 4,26
6 562 9,11 3,47
7 681 3,8 6,28
8 721 7,5 3,88
9 511 2,5 5,39
01 28 7,3 2,79
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Die sechs – durch den skizzierten bildungsbiografischen Zugang
systematisierten - Zielgruppen benachteiligter Jugendlicher in
Baden-Württemberg wurden anhand der ausgewiesenen Bio-
grafie- und Strukturmerkmale umfassend statistisch beschrie-
ben. Diese breite Datenbasis diente als eine Grundlage für den
hier zur Diskussion gestellten Typologisierungsversuch verschie-
dener Zielgruppen benachteiligter Jugendlicher. Außerdem
wurden die folgenden theoretischen Zugänge gewählt.
3.2 Theoretische Zugänge
Zur Systematisierung kritischer Wirkungsfaktoren, die den Ju-
gendlichen den Übergang in eine existenzsichernde Erwerbstä-
tigkeit erschweren oder auch erleichtern können, wurden für
das Gutachten gemeinsam mit Dieter Euler (Enggruber; Euler;
Gidion 2003) sechs Kategorien gewählt:
(1) Motivationsstützende Faktoren – präzisiert durch:
(1.1) Autonomie- und Kompetenzerleben,
(1.2) soziale Anerkennung und soziale Eingebundenheit;
(2) Sinnstiftende Faktoren – präzisiert durch:
(2.1) Arbeits- und Lebensorientierung,
(2.2) Berufswunsch,
(3) Kompetenzbedingungen – präzisiert durch:
(3.1) kognitive Leistungsfähigkeit,
(3.2) Sozialkompetenz.
Motivationsstützende Faktoren erlauben eine Aussage darüber,
wie Lern- und/oder Arbeitsumgebungen beschaffen sein müs-
sen, um für die Betroffenen motivierend sein zu können. Im Hin-
blick auf die für das Handeln bedeutsamen Motive können sich
Menschen auf Grund ihrer jeweiligen Lernbiografien unterschei-
den.
Die sogenannte Selbstbestimmungstheorie der Motivation nach
Deci und Ryan (1993) hat eine breite Akzeptanz und Verbrei-
tung gefunden. Sie gehen davon aus, dass bei jedem Menschen
die drei Grundbedürfnisse nach
? Kompetenz bzw. Wirksamkeit;
? Autonomie bzw. Selbstbestimmung;
? thcelhcseG ? ssulhcsbA
? ssulhcsbaluhcS ? hcurbbA
? noitargiM ? bielbreV
? zneuqnileD
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? sozialer Eingebundenheit
vorhanden sind. Dabei wird angenommen, dass der Mensch
grundlegend neugierig, kreativ und sinnstrebend ist und Moti-
vationsförderung auf die Ansprache bzw. Reaktivierung dieser
Ausgangsdispositionen gerichtet sein sollte. Im Hinblick auf be-
nachteiligte Jugendliche kann die Theorie prinzipiell auf die
unterschiedlichen Einbindungen dieser Gruppe angewendet
werden: allgemeinbildende Schule, Berufsausbildungsvorberei-
tung, Berufsausbildung, Arbeitssituation. Sie kann zur Analyse
bestehender Lern- und Arbeitsumgebungen, aber auch zur Ver-
änderung und Gestaltung dieser Umgebungen aufgenommen
werden.
Während motivationsstützende Faktoren zumeist sehr situati-
onsbezogen ausgelegt werden, bezeichnen die sinnstiftenden
Faktoren grundlegendere Dispositionen. Im Kern bringen sie zum
Ausdruck, dass Arbeit und Beruf als subjektiv sinnvoll erlebt wer-
den müssen, um sich als Person einbringen und engagieren zu
können. Dies macht sich in bestimmten Erwartungen gegenü-
ber Beruf und Arbeit bemerkbar.
Arbeitsanforderungen und individuelle Ansprüche an Beruf und
Arbeit stehen in einem Wechselwirkungsverhältnis. Bestimmte
Ausbildungs- und Arbeitsplätze begründen spezifische Kompe-
tenzanforderungen, die nur von einem Teil der Jugendlichen er-
füllt werden können. Kompetenzen können in unterschiedlicher
Weise systematisiert werden. Dieter Euler (Enggruber; Euler;
Gidion 2003) systematisiert sie nach unterschiedlichen Hand-
lungsbezügen eines Menschen und unterscheidet zwischen drei
zentralen Kompetenzbereichen:
Abb. 2: Bereiche der Bewältigung von Lebenssituationen
Im Gutachten wurde auf die Sach- und Sozialkompetenz fokus-
siert, weil die Selbstkompetenz in erheblichem Maße bereits
durch die motivationsstützenden und sinnstiftenden Faktoren
berücksichtigt wurde. Die Sachkompetenz hebt ab auf die kog-
nitive Leistungsfähigkeit, d.h. die Beherrschung der Kulturtech-
niken sowie auf darauf aufbauende Anspruchsniveaus wie Kom-
petenzen zum analytischen Denken oder Problemlösefähigkei-
ten. Die Sozialkompetenzen erfassen insbesondere die sozialen
Integrationsfähigkeiten, d. h. die Fähigkeiten der Jugendlichen
im Umgang mit Kolleginnen und Kollegen, den Vorgesetzten,
I n d i v i d u u m
i m  U m g a n g  m i t
S a c h e n a n d e r e nM e n s c h e n
e i g e n e r
P e r s o n
S o z i a l k o m p e t e n zS a c h k o m p e t e n z S e l b s t k o m p e t e n z
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Kunden oder Lieferantinnen. In diesem Segment wirken aber
auch spezifische Selbstkompetenzen wie beispielsweise die Fä-
higkeit im Umgang mit eigenen Emotionen (z. B. Aggression) oder
‚Tugenden‘ wie Zuverlässigkeit und Durchhaltevermögen.
Neben den erläuterten sechs Kategorien zur Systematisierung
kritischer Wirkungsfaktoren, die erheblich den Übergang in eine
den Lebensunterhalt sichernde Beschäftigung erleichtern oder
erschweren können, wurde auf die weitgehend qualitativ em-
pirische Typologie zur Schulverweigerung von Thimm (2000) zu-
rückgegriffen, um die verschiedenen Benachteiligungen nach
den jeweils dominierenden Wirkungsfaktoren typologisieren zu
können.
4. Systematisierungsversuch
Das für Baden-Württemberg sekundär empirisch gewonnene
Datenmaterial zu benachteiligten Jugendlichen wurde auf der
Basis der skizzierten theoretischen Zugänge interpretiert, um
die Heterogenität der Zielgruppe systematisieren zu können.
So konnte die folgende Benachteiligungstypologie mit insgesamt
sieben Benachteiligungstypen nach den jeweils dominierenden
Wirkungsfaktoren entwickelt werden.
4.1 Benachteiligungstypus: Marktbenachteiligungen
Über Marktbenachteiligungen verfügen alle Jugendlichen und
jungen Erwachsenen, die lediglich aufgrund fehlender Ausbil-
dungs- und Arbeitsplätze als benachteiligt gelten. Besonders in
den Grundausbildungslehrgängen der Arbeitsverwaltung, aber
auch in den anderen Lehrgängen und außerbetrieblichen Ein-
richtungen sind viele Teilnehmerinnen und Teilnehmer, denen
das zuständige Arbeitsamt aufgrund des angespannten Ausbil-
dungsmarktes im Kontext wirtschaftlich-konjunktureller und
wirtschaftlich-struktureller Probleme trotz guter Schulab-
schlüsse und günstiger Kompetenzbedingungen, hoher Motivati-
onslage und klarem Ausbildungs- und Berufswunsch (Sinnorien-
tierung) keine Ausbildungs- oder Arbeitsstelle vermitteln konn-
te.
In diese Gruppe gehören auch junge Frauen mit dem Karriere-
muster, das von Lex (1997, S. 249) als „positiver Berufseinstieg
mit Anschlußschwierigkeiten“ bezeichnet wird, d. h. die Frauen
hatten einen gelungenen Übergang an der ersten Schwelle in
die Berufsausbildung und einen positiven Ausbildungsverlauf
mit gutem Abschluss, ihnen gelingt aber an der zweiten Schwel-
le nicht der Übergang in ein dauerhaftes existenzsicherndes
Beschäftigungsverhältnis im Ausbildungsberuf. Ein kritischer
Wirkungsfaktor kann dabei der gewählte Ausbildungsberuf
(Sinnorientierung) sein, weil zum einen das Berufswahlspektrum
von Frauen immer noch deutlich begrenzter ist als jenes der
Männer (Berufsbildungsbericht 2002, S. 101ff.) und zum ande-
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ren teilweise schlechtere Arbeitsmarktchancen bietet (Dietz u.
a. 1997, S. 34f.).
4.2 Benachteiligungstypus: Schulische Überforderung und
Leistungsmisserfolg
Dieser Benachteiligungstypus umfasst besonders lernbeein-
trächtigte, demotivierte und leistungsüberforderte Jugendliche,
die keinen oder nur einen schlechten Schulabschluss haben.
a) Kompetenzbedingungen: Kognitive Leistungsfähigkeit und Sozi-
alkompetenz
Der Anteil der Schülerinnen und Schüler aus Förderschulen
kann hier als hoch erachtet werden. Andere von ihnen haben
die Hauptschule mit einem schlechten Abschluss- oder Abgangs-
zeugnis verlassen oder sogar in frühen Klassen abgebrochen,
nachdem sie ihre allgemeine Schulpflicht erfüllt hatten. In der
Schule waren die meisten von ihnen im Zirkel von Lernmisser-
folgen, Unfähigkeitserleben, Angst und Vermeidung gefangen.
Lern- und Leistungsschwierigkeiten, das Erleben von ungerech-
ter Behandlung durch Lehrkräfte, Klassenwiederholungen und
damit zusammenhängend ihre Überalterungsproblematik in der
jeweils neuen Klasse sind signifikant für diesen Benachteili-
gungstypus. Bei vorzeitigen Ausbildungsvertragslösungen do-
minieren bei ihnen Probleme in der Berufsschule und Prüfungs-
versagen. Ihr Sozialverhalten ist überwiegend angepasst und
unauffällig, allerdings zumeist verbunden mit Schwierigkeiten
in der Kontaktfähigkeit, die bis hin zu starker Scheu und Schüch-
ternheit gehen kann.
b) Motivationsstützende Faktoren: Autonomie- und Kompetenzer-
leben sowie Soziale Anerkennung und Eingebundenheit
Die Jugendlichen dieses Benachteiligungstyps fühlen sich an
ihre Familie weitgehend gebunden. Sie verhalten sich möglichst
angepasst und versuchen, nicht ‚ertappt’ zu werden. Insgesamt
sind sie in hohem Maße abhängig von den Bewertungen ande-
rer, ihre Kontrollüberzeugung ist überwiegend external,
teilweise verbunden mit starkem Hilflosigkeitserleben und Fa-
talismus, ihr Leben doch nicht selbst beeinflussen zu können.
Die Jugendlichen bleiben häufig mit ihrem Selbstwertverlust
durch Misserfolge und soziale Isolation allein und resignieren
mit Angst, Trauer, Ärger, ggf. auch Depression und Scham, oftmals
in einer als einschränkend erlebten ökonomischen Situation.
Sogar bei den jungen Erwachsenen, die im Anschluss an ihre er-
folgreich abgeschlossene Berufsausbildung in einer außerbe-
trieblichen Einrichtung arbeitslos geblieben sind, hat Bylinski
(2002, S. 251ff.) diesen Benachteiligungstypus in ihren qualitati-
ven Befragungen herausgearbeitet. Sie bezeichnet sie als die
„Perspektivlosen“, die über eine hohe Unsicherheit bezüglich
ihrer Bewältigungsfähigkeiten verfügen und aufgrund ihrer
Perspektivlosigkeit zunehmend handlungsunsicherer werden.
Soziale Anerkennung und Eingebundenheit erhalten die jun-
gen Leute dieses Benachteiligungstyps aus ihrer Sicht wenig und
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unzureichend von den Lehrerinnen und Lehrern, ebenso wie von
den Mitschülerinnen und Mitschülern. Sie werden oftmals zu
Opfern von Hänseleien oder sogar von Gewalt unter Gleichaltri-
gen. In Cliquen und sonstigen Gleichaltrigengruppen sind sie
selten eingebunden. Sie stammen überwiegend aus „intakten“
Herkunftsfamilien, die sich jedoch durch ein ressourcenarmes
Milieu auszeichnen. Diese qualitativen Daten von Thimm (2000)
lassen sich mit den Angaben in der 14. Shell Jugendstudie auch
quantitativ belegen (vgl. Linssen; Leven; Hurrelmann 2002, S. 71):
In der Gruppe der Jugendlichen, „die sich in ihrer Clique als ‚eher
nicht so beliebt bezeichnen’“, sind jene mit schlechten oder kei-
nen Schulabschlüssen zu zwei Dritteln vertreten, „während es
bei den gut und sehr gut integrierten Jugendlichen nicht einmal
halb so viele sind“.
c) Sinnstiftende Faktoren: Arbeits- und Lebensorientierung sowie
Berufswunsch
Ihre Arbeits- und Lebensorientierung ist überwiegend konven-
tionell, d. h. die meisten von ihnen streben eine Berufsausbil-
dung, eine existenzsichernde Beschäftigung und Familienleben
an, wobei eine Balance zwischen Arbeit und Privatleben ange-
strebt wird (Bylinski 2002, S. 251).
Die Jugendlichen sind dazu bereit, ihren Berufswunsch den äu-
ßeren Möglichkeiten und Bedingungen anzupassen, auch dann,
wenn sie damit ihre Ansprüche reduzieren müssen, was jedoch
nicht immer ohne Enttäuschungen abläuft. Dietz u. a. (1997, S.
23ff.) sprechen in diesem Zusammenhang in Anlehnung an Goff-
mann von „Cooling out-Prozessen“. Solche sozialen Prozesse
werden erforderlich, wenn Personen feststellen müssen, dass sie
über lange Zeit in ein Ziel investiert haben, um einen bestimm-
ten Status zu erreichen, den sie gar nicht erreichen können. Um
solche Misserfolge und Erlebnisse des Scheiterns zu verarbei-
ten, werden „’cooling out’-Strategien“ (ebd., S. 24) benötigt. So-
fern diese bei den betroffenen Personen nicht vorhanden sind,
sind „’Abkühlungsagenten’“ (ebd.) gefordert, „... um den Geschei-
terten ihren Misserfolg erträglich zu machen ...“ (ebd).
4.3 Benachteiligungstypus: Außerschulische
Überforderung und Lebensprobleme
Dieser Typus umfasst schulleistungsbereite und z. T. auch leis-
tungsfähige Jugendliche, die jedoch aus ressourcenarmen Le-
benswelten kommen, die periodisch durch biografische Krisen
wie Scheidung der Eltern, neue Partnerschaften der Mutter, To-
desfälle, Krankheiten oder Arbeitslosigkeit gekennzeichnet sind.
Ergänzend oder alternativ hinzu kommen häufig Gewalt-,
Sucht-, Armuts-, Vernachlässigungs- und Missbrauchserfahrun-
gen.
a) Kompetenzbedingungen: Kognitive Leistungsfähigkeit und Sozi-
alkompetenz
Die Jugendlichen verfügen über ausreichende kognitive und
soziale Kompetenzen, um nicht nur ihre Schullaufbahn, sondern
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auch eine Berufsausbildung erfolgreich beenden zu können.
Aufgrund ihrer zahlreichen Lebensprobleme und außerschuli-
schen Belastungen gelingt es ihnen jedoch nicht, sich im gefor-
derten Maße konzentrieren zu können, Schule und berufsbil-
dende Angebote regelmäßig zu besuchen und die geforderten
Leistungen zu erbringen. Deshalb verfügen einige von ihnen über
gleichermaßen schlechte Schulnoten und unregelmäßige
Schulbesuchszeiten bis hin zu Schulverweigerung wie die Ju-
gendlichen des zuvor beschriebenen Benachteiligungstypus mit
schulischer Überforderung, allerdings sind die Ursachen im au-
ßerschulischen Bereich und nicht in den Kompetenzbedingun-
gen zu sehen.
b) Motivationsstützende Faktoren: Autonomie- und Kompetenzer-
leben sowie soziale Anerkennung und Eingebundenheit
Die Jugendlichen sind mit ihrer familiären Situation überfor-
dert, ihnen fehlen Rückhalt und Unterstützung. Das Scheitern
in Schule und Berufsausbildung führten zu geringem Kompe-
tenzerleben. Oftmals zeigen die Jugendlichen psychosomatische
Symptome (z. B. Schweißausbrüche, Essstörungen, Schlafstörun-
gen). Sie sind in die Gleichaltrigengruppe integriert und suchen
Anerkennung und Kontakt. Einige von ihnen versuchen, ‚Schick-
salsgemeinschaften’ zu gründen, und schließen sich Straßencli-
quen an.
Die Eltern schwanken oftmals zwischen Idealisierung und Ent-
wertung ihrer Kinder. Überdurchschnittlich häufig entwickeln
sie eine enge Mutter-Kind-Bindung, wobei sie als Partnerersatz
dienen, so dass die Mütter die schlechten Schulleistungen und
die unregelmäßigen Schulbesuche bis hin zu die Schulverwei-
gerung nicht selten decken.
c) Sinnstiftende Faktoren: Arbeits- und Lebensorientierung sowie Be-
rufswunsch
Bis zu ihrem Zusammenbruch aufgrund der zahlreichen außer-
schulischen Belastungen waren die Jugendlichen oft durchaus
angepasst, ehrgeizig und hatten konventionelle Wertorientie-
rungen. Nach ihrem Scheitern sind viele von ihnen desorien-
tiert, einige hoffen auf die zweite Chance trotz schlechter Schul-
abschlüsse wie die Jugendlichen des vorherigen Benachteili-
gungstyps.
4.4 Benachteiligungstypus: Sinn- und Identitätssuche
Die Jugendlichen, die diesem Typus zugeordnet werden können,
nennt Thimm (2000, S. 336) auch „gegenkulturelle Jugendliche“.
a) Kompetenzbedingungen: Kognitive Leistungsfähigkeit und Sozi-
alkompetenz
Diese Jugendlichen haben in der Regel keine Lern- und Leistungs-
probleme in der Schule, sie verfügen über gute Schulabschlüs-
se, Kreativität, hohe Sozialkompetenz und ausgeprägtes Refle-
xionsvermögen. Sie sind in allen sechs der oben quantitativ be-
trachteten Zielgruppen zu finden, besonders unter den Jugend-
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lichen, die – oftmals auf der Suche nach anderen Lebensformen
- zunächst nach der Schulzeit an- oder ungelernte Tätigkeiten
oder Jobs aufnehmen, auch weil sie für sich nicht die passende
Ausbildungsstelle gefunden haben.
b) Motivationsstützende Faktoren: Autonomie- und Kompetenzer-
leben sowie soziale Anerkennung und Eingebundenheit
Ihre Herkunftsmilieus sind in der Regel „intakt-bürgerlich“
(Thimm 2000, S. 336), die hervorragenden Kompetenzbedingun-
gen der Jugendlichen wurden von den Eltern gefördert.
Allerdings erscheinen die Herkunftsfamilien häufig auch als
„Overprotection-Milieus“, verbunden mit hohem Leistungsdruck
von Seiten der Eltern. Dagegen wehren sich die Jugendlichen
mit einem zumeist großen Autonomiebestreben und –bedürf-
nis, das sie sich aufgrund ihres hohen Kompetenzerlebens auch
zutrauen auszuleben. Sie schließen sich Gruppen in gegenkul-
turellen Milieus an und finden dort soziale Anerkennung und
Eingebundenheit.
c) Sinnstiftende Faktoren: Arbeits- und Lebensorientierung sowie Be-
rufswunsch
Die Jugendlichen dieses Benachteiligungstyps leiden an der Ge-
sellschaft, den Institutionen, ihren Familien. Sie wenden sich
gegen die familiäre Überbehütung, den damit häufig einherge-
henden Leistungsdruck und auch gegen die „Einbettung oder
gar Einkerkerung in konventionelle, entselbstende Erwartungs-
fahrpläne“ (Thimm 2000, S. 336). Sie steigen aus in gegenkultu-
relle Milieus, die z. B. durch politisches Engagement, Rausch, Spi-




In diesem Typus sind weit überwiegend Jungen aus multipro-
blematischen Herkunftsfamilien zu finden. Ein harter, durch
Gewalt geprägter Erziehungsstil hat bereits frühzeitig ihr Selbst-
wertgefühl bedroht und zu zahlreichen seelischen Verletzun-
gen geführt.
a) Kompetenzbedingungen: Kognitive Leistungsfähigkeit und Sozi-
alkompetenz
Die überwiegend männlichen Jugendlichen bewältigen diese
tiefgreifenden Gewalterfahrungen, die sie zumeist als Bedro-
hung ihrer eigenen Identität erlebt haben, durch eigenes ag-
gressives, Regeln übertretendes Verhalten in Form von körperli-
chen Durchsetzungsstrategien, also Prügeleien, Diebstählen und
Raub. Sie haben kaum die Fähigkeit, sich an soziale Regeln anzu-
passen und verfügen meistens nur über destruktive Strategien
zur Konfliktlösung und Lebensbewältigung, bis hin zu delin-
quentem Verhalten.  Ihre kognitive Leistungsfähigkeit ist als eher
gering einzuschätzen, weil sie zum einen dazu keine entspre-
chenden Förderbedingungen in ihren Herkunftsfamilien hat-
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ten und zum anderen in der Schule zu häufig gestört oder ge-
fehlt haben oder die Schule ganz verweigert haben. Viele der
Jugendlichen besuchen die Schule für Erziehungsschwierige
oder Einrichtungen der Erziehungshilfe.
b) Motivationsstützende Faktoren: Autonomie- und Kompetenzer-
leben sowie soziale Anerkennung und Eingebundenheit
Die Jugendlichen haben zumeist das Bestreben, sich gegen Druck
und Zwang, die von ihnen in jeglicher Form als Unterdrückung
erlebt werden, durch reaktive Aggression zur Wehr zu setzen. In
den Herkunftsfamilien gibt es in Folge von Sozialhilfe, Arbeitslo-
sigkeit, psychischen Erkrankungen einzelner Familienmitglieder,
Alkohol oder anderen Drogen kaum haltgebende Strukturen,
dafür aber zahlreiche Erfahrungen von Willkür, Gewalt und Be-
ziehungsabbrüchen. Ein weiteres Kennzeichen für diese Famili-
en ist der signifikant häufiger abwesende Vater, der meistens
selbst die gleiche ‚gebrochene’ Biografie wie die oder der Jugend-
liche hat und durch aggressives Verhalten, teilweise bis hin zur
Inhaftierung, aufgefallen ist. In Krisensituationen in der Schule
kommt es oftmals zu einer Koalition der Eltern mit ihren Kin-
dern gegen das System.
In ihrer Schulklasse sind die Jugendlichen wenig beliebt, son-
dern eher geduldet aufgrund von Respekt und Angst, die sie mit
ihrer Gewaltbereitschaft erzeugen. Einigen gelingt es, sich
(prä)delinquenten Cliquen anzuschließen oder entsprechende
Cliquen aufzubauen.
c) Sinnstiftende Faktoren: Arbeits- und Lebensorientierung sowie Be-
rufswunsch
Für die meisten dieser Jugendlichen sind Werte wie Härte und
Unerschrockenheit von zentraler Bedeutung, weil sie damit ihre
innere Not, Trauer und Angst nicht zeigen. Sie verarbeiten ihre
eigenen negativen Gefühle durch nach außen getragene Wut,
Rache und sonstige aggressive Varianten. Sie entwickeln oftmals
eine so starke negative Identität, dass sie als unbeschulbar und
als nicht ausbildbar eingestuft werden.
4.6 Benachteiligungstypus: Protest- und
Autonomiebeweise
Die Jugendlichen dieses Typus stammen aus weniger benach-
teiligten Familien, in denen jedoch hintergründig schwierige
Probleme der Bindung und Ablösung stehen.
a) Kompetenzbedingungen: Kognitive Leistungsfähigkeit und Sozi-
alkompetenz
Ebenso wie die Jugendlichen des 3. Benachteiligungstyps sind
die jungen Leute dieses Typus auch eher leistungsstark. Sie ver-
fügen über höhere kognitive Kompetenzen und gehören somit
zu jenen mit mittleren oder noch besseren Schulabschlüssen.
An soziale Regeln möchten sie sich jedoch nicht anpassen, viel-
mehr haben sie nach Thimm (2000, S. 340) eher „Spaß am Wider-
stand“. Dahinter liegt jedoch oftmals ein tiefes Beziehungsmiss-
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trauen und ein durch den Widerstand verdecktes Gefühl von
Bedrohung.
b) Motivationsstützende Faktoren: Autonomie- und Kompetenzer-
leben sowie soziale Anerkennung und Eingebundenheit
Diese Jugendlichen verfügen über einen starken Willen und ein
hohes Autonomie- und Kompetenzerleben. Allerdings erleben
sie sich selbst vorrangig durch Protest und Opposition. Sie er-
scheinen oftmals als deutlich willensstärker, respektloser und
risikobereiter als ihre Gleichaltrigen. Durch ihr häufig aggressi-
ves Verhalten bleiben die ihm zugrundeliegenden Gefühle der
Bedrohung und ihre Selbstwertproblematik oft verdeckt.
In ihren Herkunftsfamilien gibt es oftmals verdeckt komplizier-
te Bindungs- und Ablösungsprobleme. Gefühle wie Rache, Wut,
tiefes Beziehungsmisstrauen und Vergeltungsbestrebungen
gegenüber Müttern und ihren neuen Partnern sind in diesem
Typus häufig zu finden . Die Jugendlichen führen stärker als
andere den entwicklungstypischen Kampf gegen Autoritäten.
Ihren „Spaß am Widerstand“ leben sie aus durch Verletzungen
der Schul- oder Einrichtungsordnung, passiv-aggressive Kontakt-
verweigerung gegenüber Lehrkräften oder durch Verlassen des
Unterrichts. Die meisten von ihnen sind aber in Cliquen sozial
eingebunden und anerkannt.
c) Sinnstiftende Faktoren: Arbeits- und Lebensorientierung sowie Be-
rufswunsch
Die Suche nach Spaß und der Wunsch, ihre Autonomie und ‚Cool-
ness’ zu demonstrieren, sind die Hauptmotive der Jugendlichen.
Sofern sich Lehrerinnen oder Lehrer oder sonstiges Ausbildungs-
personal auf die Autoritätskämpfe mit den Jugendlichen einlas-
sen, können sich gravierende Konflikte bis hin zur Unbeschul-
barkeit oder vorzeitigen Ausbildungsvertragslösung entwickeln.
4.7 Benachteiligungstypus: Migrationshintergrund
Dieser Benachteiligungstyp ist für Baden-Württemberg von be-
sonderer Bedeutung, weil es mit 13% zu den Bundesländern mit
sehr hohen Anteilen ausländischer Schülerinnen und Schülern
an allen Schülerinnen und Schülern gehört (Sekretariat der
Ständigen Kultusminister der Länder der Bundesrepublik
Deutschland (Hg.) 2002). Statistiken, die korrekterweise über
die Staatsangehörigkeit hinaus noch weitere Migrationsmerk-
male berücksichtigen, verweisen auf noch höhere Anteile Ju-
gendlicher mit Migrationshintergrund. So führt Baden-
Württemberg nach der BiBB/BA-Bewerberbefragung 2001 (2002,
S. 2135, Übersicht 6) knapp vor Nordrhein-Westfalen (41,6%) mit
einer Quote von 43% Jugendlichen mit Migrationshintergrund
an allen nicht vermittelten Bewerberinnen und Bewerbern für
Ausbildungsplätze.
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a) Kompetenzbedingungen: Kognitive Leistungsfähigkeit und Sozi-
alkompetenz
Statistisch betrachtet verfügen die ausländischen Jugendlichen
in Baden-Württemberg über deutlich schlechtere Schulab-
schlüsse als ihre deutschen Gleichaltrigen: So besuchen 41,3%
der deutschen, aber nur 15,8% der ausländischen Schülerinnen
und Schüler den Sekundarbereich des Gymnasiums (Sekretari-
at der Ständigen Kultusminister der Länder der Bundesrepublik
Deutschland (Hg.) 2002). In Baden-Württemberg ist die Quote
der Absolventinnen und Absolventen mit Hauptschulabschluss
unter der gleichaltrigen ausländischen Bevölkerung mit 56,1%
am höchsten im Vergleich zu allen anderen Bundesländern
(ebd.). Deshalb ist es nur konsequent, dass Baden-Württemberg
mit Hessen und Berlin ebenfalls führend ist bezüglich der Un-
terschiede zwischen deutschen und ausländischen Jugendli-
chen im Hinblick auf den Erwerb des Hauptschulabschlusses,
der um das 1,5- bis 1,8fache bei den ausländischen Jugendlichen
höher liegt als bei den deutschen Jugendlichen (ebd.). Die ge-
nauen Gründe für diese Negativbilanz in Baden-Württemberg
müssen hier offen bleiben. Viele Jugendliche ausländischer Her-
kunft haben sprachliche Probleme und kulturelle Barrieren in
der Schule zu überwinden und finden selten elterliche Hilfen
für die Schule.
b) Motivationsstützende Faktoren: Autonomie- und Kompetenzer-
leben sowie soziale Anerkennung und Eingebundenheit
Insgesamt sind die materiellen und Bildungsressourcen gerin-
ger als die deutscher Jugendlicher: Ihre Familien verfügen – sta-
tistisch gesehen – über ein geringeres Einkommen als deutsche
Haushalte, sie haben mehr Kinder und leben mit mehr Perso-
nen in einem Haushalt (Landesarbeitsamt Baden-Württemberg
2002, S. 9). Über vielen hängen bei starker Bindung an die Familie
und die Traditionen der Herkunftskultur die „Rückkehrabsich-
ten der Eltern als Damoklesschwert“ (ebd., S. 29).
Misserfolge in der Schule, erlebte Chancenlosigkeit und Diskri-
minierungserfahrungen bewältigen sie oftmals durch noch en-
gere Bindungen an das Herkunftsmilieu, was jedoch neue Span-
nungen bei der Identitätssuche begünstigt. Loyalitätskonflikte
mit den Eltern, die die deutsche Kultur – und damit auch häufig
die Schule – ggf. nicht unterstützen, auf der einen und die au-
ßerfamilialen Orientierungen in der Einwanderungskultur auf
der anderen Seite führen bei den Jugendlichen teilweise zu er-
heblicher Identitätsdiffusion und geringem Kompetenz- und
Autonomieerleben. Zumindest von einigen der Jugendlichen
ausländischer Herkunft wird sie durch einen stark gegenwarts-
bezogenen Lebensstil in „ethnisch-subkulturellen Gleichaltri-
gencliquen“ (Böhnisch, zit. n. Thimm 2000, S. 344) mit totaler
Schul- und Ausbildungsverweigerung zu lösen versucht.
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c) Sinnstiftende Faktoren: Arbeits- und Lebensorientierung sowie Be-
rufswunsch
Jugendliche mit Migrationshintergrund fühlen sich oftmals
zwischen der Herkunfts- und Einwanderungskultur zerrissen.
Obwohl insbesondere türkische Jugendliche die Erziehung ih-
rer Eltern oftmals als streng erleben, akzeptieren sie die in der
Familie geltenden Normen und Werte und sind darauf bedacht,
dass ihre Familie im Rahmen der sozialen Kontrolle durch ande-
re Landsleute nicht negativ auffällt (Landesarbeitsamt Baden-
Württemberg 2002). Ihre beruflichen Aussichten antizipieren
sie oftmals als außerordentlich negativ. Diese subjektiven nega-
tiven Zukunftsvorstellungen haben sicher mit begünstigt, dass
in Baden-Württemberg 37% der ausländischen Jugendlichen
gegenüber nur 20% der jungen Deutschen keine Berufsausbil-
dung erfolgreich absolviert haben (ebd., S. 23). Positive Vorbilder
finden sie dabei auch weniger in ihren Eltern: Während nur 15%
der deutschen Beschäftigten keinen formalen Berufsabschluss
haben, trifft dies auf knapp die Hälfte der ausländischen Beschäf-
tigten zu (vgl. ebd., S. 22). Insgesamt kann bei diesen Jugendli-
chen von einer hohen Zukunftsungewissheit als relevantem
Wirkungsfaktor ausgegangen werden.
Diese nach dominierenden Wirkungsfaktoren unterschiedenen
sieben Benachteiligungstypen lassen sich mit den zuvor diffe-
renzierten sechs bildungsbiografisch gebildeten Zielgruppen
grafisch zusammenführen.
Abb. 3: Zielgruppenbildung mit differenzierter
Benachteiligungstypologie
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Diese Grafik illustriert, dass an allen bildungsbiografischen Sta-
tionen Jugendliche mit unterschiedlichen Benachteiligungsty-
pen vertreten sind, so dass von sehr heterogen zusammenge-
setzten Gruppen auszugehen ist. Ihnen werden einseitige oder
verkürzte Vorstellungen von Benachteiligungen und „Zielgrup-
pen mit besonderem Förderbedarf“ nicht gerecht, so dass auch
die daraus entwickelten Förderangebote wenig erfolgsverspre-
chend sind. Dass dies in der Bildungspraxis in der Tat so ist und zu
viele Jugendliche Maßnahmenkarrieren durchlaufen oder vor-
zeitig bzw. erfolglos ihre Maßnahmen beenden, war letztlich
auch der Begründungshintergrund für das Modellprogramm des
BMBF (2002, S. 412ff.) „Kompetenzen fördern – Berufliche Quali-
fizierung für Zielgruppen mit besonderem Förderbedarf“ (BQF-
Programm).
Im Folgenden werden pädagogische und förderungsstrukturel-
le Konsequenzen andiskutiert, die aus der enormen Heteroge-
nität benachteiligter Jugendlicher begründet werden können.
Vorher ist jedoch nochmals ausdrücklich herauszustellen, dass
die vorgelegte Benachteiligungstypologie lediglich die große Viel-
falt der als benachteiligt geltenden Jugendlichen nach den
jeweils dominierenden Wirkungsfaktoren systematisieren und
damit auch illustrieren soll, mehr nicht: Denn Typologien kön-
nen immer nur ‚Typisches’ aufzeigen und damit der Systemati-
sierung dienen, aber niemals die einzelnen Menschen mit ihrer
ganz besonderen Individualität einfangen.
5. Pädagogische und förderungsstrukturelle
Konsequenzen
Insbesondere die internationale Schulleistungsvergleichsstudie
PISA hat für das deutsche Bildungssystem deutlich gezeigt, dass
die bereits nach der vierten Klasse ansetzende äußere Differen-
zierung in dem dreigliederigen Schulsystem in erheblichem
Maße die in der sozialen Herkunft der Kinder und Jugendlichen
begründeten unterschiedlichen Bildungschancen verstärkt an-
statt sie zu vermindern. Deshalb wird hier die Heterogenität
benachteiligter Jugendlicher in der Berufsbildung als Chance
begriffen, solche sozialen Selektionsmechanismen durch eine
innere Differenzierung der Förderangebote zu durchbrechen.
Mit diesem Plädoyer für heterogene Lerngruppen mit innerer
Differenzierung, sozialpädagogischer Begleitung und individu-
eller Förderplanung an allen beteiligten Lernorten (schulische,
außerschulische, betriebliche, außerbetriebliche) ist eine klare
Absage gegen Ansätze der äußeren Differenzierung verbunden.
Insbesondere unter Berücksichtigung der Jugendlichen mit Mi-
grationshintergrund, die sich in der sekundärempirischen Ana-
lyse in Baden-Württemberg, aber auch bundesweit, als ein be-
achtenswerter Benachteiligungstypus herausgestellt hat, soll-
ten Ansätze interkulturellen Lernens bei der individualisierten
Gestaltung der Förderprozesse stärker als bisher in die Bildungs-
praxis einziehen. Dies gilt auch für geschlechterreflexive Arbeit
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im Sinne von Gender Mainstreaming zur Förderung der Gleich-
stellung von Frauen und Männern (Enggruber 2002), denn für
alle Benachteiligungstypen wurde in Baden-Württemberg die
unterschiedliche Betroffenheit von männlichen und weiblichen
Jugendlichen festgestellt.
Unter dem Motto von der „Maßnahmen- zur Personenorientie-
rung“ wird der Ansatz der Individualisierung und Flexibilisierung
der Förderwege im oben genannten BQF-Programm des BMBF
(2002, S. 412ff.) programmatisch ebenfalls verfolgt. Ob er sich
letztlich realisieren lässt und durchsetzen kann, ist zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt noch nicht erkennbar, weil dazu bisher kei-
ne systematisch ausgewerteten Erfahrungen vorliegen. Beden-
kenswert ist allerdings, ob es dem in den Schulen, Bildungsein-
richtungen und Betrieben tätigen Personal gelingen wird, aus-
gehend von den Kompetenzen der Jugendlichen gemeinsam mit
ihnen individuelle Förderwege zu vereinbaren und zu beschrei-
ten (Enggruber 2001). Denn die eigene berufliche Sozialisation
des pädagogischen Personals war und ist bis heute durch ein
selektionsorientiertes Bildungssystem bestimmt. Deshalb könn-
te es schwer fallen, sich von dem professionellen Deutungsmus-
ter, das Bildung in seiner sozialen Selektions- und Platzierungs-
funktion begreift, zu trennen zu Gunsten von Bildung als kom-
petenzorientierter individueller Förderung unter Berücksichti-
gung von interkulturellem und geschlechterreflexivem Lernen.
Die oben für die Zielgruppenbildung eingenommene bildungs-
biografische Perspektive sollte förderungsstrukturell durch Case
Management von der allgemeinbildenden Schule bis zum Über-
gang in eine den Lebensunterhalt sichernde Beschäftigung auf-
genommen werden. Während bei der individuellen Förderpla-
nung innerhalb der einzelnen Förderangebote aus einer mikro-
didaktischen Sicht die Bildungsprozesse mit den Jugendlichen
abstimmt werden, ist Case Management makrodidaktisch ange-
legt: Wiederum ausgehend von den Kompetenzen werden mit
den Jugendlichen gemeinsam Bildungswegpläne erstellt, ihnen
die Zugänge zu den einzelnen Förderangeboten eröffnet und
der weitere Fortgang der Bildungswege vereinbart. Dieses sozi-
alpädagogische Konzept (Enggruber 2001) ist nicht zu verwech-
seln mit den gegenwärtig diskutierten FallmanagerInnen, die
bei der Zusammenlegung von Sozial- und Arbeitslosenhilfe in
Jobcentern tätig werden sollen, weil die normativen Bezugs-
punkte völlig verschieden sind: Während die FallmanagerInnen
die Beschäftigungsfähigkeit der Jugendlichen zur Entlastung
der sozialen Sicherungssysteme anstreben, verfolgen die Case
ManagerInnen in gemeinsamen Vereinbarungen mit den Ju-
gendlichen das Ziel der ganzheitlichen Förderung, so dass die
jungen Leute in der Lage sind, ihr Leben – auch in krisenhaften
Zeiten, z. B. Arbeitslosigkeit oder Scheidung – biografisch zu be-
wältigen.
Neben der Zusammenarbeit mit den Jugendlichen sollen Case
ManagerInnen auch als NetzwerkagentInnen tätig werden, in-
dem sie im lokalen Kontext oder in der Region mit den dort vor-
handenen institutionellen Fördernetzwerken bzw. Vernetzungs-
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agenturen kooperieren oder diese sogar beim Aufbau unterstüt-
zen. Nicht nur in dem Gutachten in Baden-Württemberg (Eng-
gruber; Euler; Gidion 2003), sondern auch bundesweit (BMBF
2002, S. 412ff.) konnte festgestellt werden, dass mit den Jahren
eine unübersichtliche Vielzahl und Vielfalt unterschiedlichster
schulischer, außerschulischer, betrieblicher und außerbetrieb-
licher Förderangebote entstanden sind, die durchaus als „För-
der- und Maßnahmendschungel“ bezeichnet werden können.
Dieser „Dschungel“ erschwert es sowohl den Jugendlichen und
ihren Eltern als auch den im Feld professionell Tätigen, das jeweils
angemessene Förderangebot für die bzw. den einzelnen Jugend-
lichen zu finden ( jugend@work.net 2001). Die Case ManagerIn-
nen sollen zum einen zur Orientierung beitragen. Zum ande-
ren sollen jedoch auch die fiskalisch völlig unterschiedlich ge-
stalteten Angebote so aufeinander abgestimmt werden, dass
konsolidierte Förderstrukturen entstehen, die dann auch effizi-
enter und effektiver wären. Innerhalb der regionalen oder loka-
len Fördernetzwerke könnten auch - durch ein entsprechendes
Ausbildungsmarktmonitoring - Angebot und Nachfrage auf dem
regionalen oder lokalen Ausbildungsstellenmarkt stärker auf-
einander abgestimmt werden (Enggruber; Bennewitz; Sänger
2001).
Die pädagogischen und förderstrukturellen Konsequenzen, die
hier nur kurz angerissen werden konnten, basieren auf der Ent-
scheidung, die Heterogenität benachteiligter Jugendlicher zu
akzeptieren und die damit verbundenen unterschiedlichen
Kompetenzen, die die einzelnen Jugendlichen mitbringen, in den
Bildungsprozessen zu nutzen. Es wird zahlreicher Anstrengun-
gen der Organisations- und Personalentwicklung bedürfen, um
die hier nur konzeptionell skizzierten Ansätze in die Förderpra-
xis in Schulen, Betrieben und Bildungseinrichtungen zu imple-
mentieren.
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Ergebnisse einer repräsentativen Befragung von Lehrstellenbe-
werbern
Vorwort
Im Ausland gilt das duale System der Berufsbildung immer noch
als ein Garant für einen relativ reibungslosen Übergang von der
Schule in die Berufsausbildung. Tatsächlich fällt die Jugendar-
beitslosenquote in Deutschland immer noch niedriger aus als in
allen anderen großen Flächenländern Europas. Gleichwohl ha-
ben sich die Bedingungen auf dem deutschen Ausbildungsstel-
lenmarkt in den letzten Jahren drastisch verschlechtert. Mün-
deten vor zehn Jahren rechnerisch noch weit mehr als 70 % ei-
nes Schulabsolventenjahrgangs in eine anerkannte Ausbildung
ein, waren es 2002 rund zehn Prozentpunkte weniger. Die Be-
rufsstartschwierigkeiten vieler Jugendlicher beginnen heute
bereits damit, dass sie keinen Ausbildungsplatz finden.
Doch wer sind diese Jugendlichen, denen die Überwindung der
„ersten Schwelle“ nicht mehr gelingt? Und in welchem Ausmaß
spielen personenbezogene Gründe eine Rolle? Der vorliegende
Beitrag versucht, hierauf einige Antworten zu geben. Basis der
Untersuchungen sind breit angelegte repräsentative Ausbil-
dungsstellenbewerberbefragungen, die das Bundesinstitut für
Berufsbildung (BIBB) zusammen mit der Bundesanstalt für Ar-
beit (BA) seit einigen Jahren in unregelmäßigen Abständen
durchführt.
Im ersten Abschnitt werden zunächst die Ziele, Durchführungs-
modalitäten und Auswertungsmöglichkeiten der BA/BIBB-Be-
werberbefragungen vorgestellt. Anschließend wird im zweiten
Kapitel die gegenwärtige Lage auf dem Ausbildungsstellenmarkt
anhand einiger Eckdaten der beruflichen Bildungsstatistik cha-
rakterisiert. Unter anderem wird der Frage nachgegangen, wo
die Jugendlichen, die sich bei der Bundesanstalt für Arbeit als
Ausbildungsstellenbewerber melden, letztlich verbleiben. Dabei
wird deutlich, dass zur Zeit kaum mehr als die Hälfte der Bewer-
ber eine Lehrstelle antritt. Wem der Eintritt in eine duale Ausbil-
dung gelingt und wem nicht, ist Gegenstand des dritten Ab-
schnitts. Es zeigt sich, dass die Erfolgswahrscheinlichkeit als eine
Funktion von spezifischen personalen Merkmalen und situati-
ven Rahmenbedingungen berechnet werden kann. Zuletzt wird
der Frage nachgegangen, in welchem Ausmaß die Bildungssta-
tistik die besonderen Problemgruppen auf dem Ausbildungsstel-
lenmarkt widerzuspiegeln vermag. Als ein besonderes Manko
stellt sich die offizielle Statistik zur Ausbildungsplatznachfrage
heraus. In ihr werden gerade die Ausbildungswünsche der Ju-
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gendlichen mit Berufsstartschwierigkeiten unterschätzt. Damit
erscheint die rechnerische Bilanz zwischen Ausbildungsstellen-
angebot und –nachfrage ausgeglichener als sie de facto ist.
Die BA/BIBB-Bewerberbefragungen werden bundesweit durch-
geführt. Gleichwohl soll überall dort, wo dies möglich und erfor-
derlich ist, auch auf die spezifische Lage in Nordrhein-Westfalen
Bezug genommen werden.
1. Ziele, Durchführungsmodalitäten und
Auswertungsmöglichkeiten der BIBB/BA-
Bewerberbefragungen
Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) und die Bundesan-
stalt für Arbeit (BA) führen seit einigen Jahren gemeinsam re-
präsentative Befragungen von Jugendlichen durch, die bei der
BA als Ausbildungsstellenbewerber registriert waren. Ziel der
Befragungen ist, die Daten, die im Rahmen der amtlichen Statis-
tik erhoben werden, durch zusätzliche Informationen zu ergän-
zen. Dies betrifft etwa das Bewerbungsverhalten der Jugendli-
chen, ihren Verbleib nach Abschluss des Vermittlungsjahres Ende
September und die Ursachen für den Nichtbeginn einer Lehre,
falls die Jugendlichen etwas anderes als eine betriebliche Be-
rufsausbildung begonnen hatten oder aber noch nicht vermit-
telt waren. In den Stichprobenuntersuchungen können zudem
in differenzierterer Form, als es im Rahmen der Berufsberatungs-
statistik möglich ist, Strukturmerkmale berücksichtigt werden.
Beispielsweise werden recht ausführlich Informationen zu ei-
nem möglichen Migrationshintergrund der Bewerber erhoben,
die weit über die bloße Unterscheidung nach der Staatsangehö-
rigkeit hinausgehen. Somit tragen die Untersuchungsergebnis-
se sehr zum Verständnis der aktuellen Geschehnisse auf dem
Ausbildungsmarkt bei - vor allem zur genaueren Analyse der
Nachfrageentwicklung. Dies betrifft insbesondere diejenigen
Personen, die als Ausbildungsstellenbewerber registriert wur-
den, bis zum Ende des Vermittlungsjahres aber nicht in eine Leh-
re einmündeten. Hier liefert die Untersuchung wertvolle ergän-
zende Informationen zur Berufsbildungsstatistik. Diese Infor-
mationen werden deshalb regelmäßig für die Vorbereitung des
Berufsbildungsberichts der Bundesregierung genutzt (vgl.
zuletzt: BMBF, 2003, S. 70ff).
Die erste Bewerberbefragung (vgl. BMBF 1998, S. 49ff.) fand 1997
statt und wurde damals wie auch die Studie von 1998 (vgl. Ul-
rich/Tuschke/Gutknecht, 1999, BMBF 1999, S. 51ff.) lediglich in
einer relativ geringen Zahl von ausgewählten Arbeitsämtern
durchgeführt. 1999 wurden erstmals alle 181 Arbeitsämter
Deutschlands in die Stichprobenziehung  einbezogen, und
erstmals erfolgte eine Hochrechnung der Stichprobenergebnis-
se auf die jeweilige Grundgesamtheit (vgl. Ulrich/Gutknecht,
2000). Diesmal wurden nun erstmalig alle Bewerbergruppen
einbezogen, also auch solche, die nach den Ergebnissen der Ge-
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schäftsstatistik der Arbeitsämter in eine Berufsausbildungsstel-
le eingemündet waren (vgl. Ulrich/Heinke 2003).
An der Stichprobenziehung wurden wiederum alle Arbeitsamts-
bezirke beteiligt. Von den 8.552 angeschriebenen Jugendlichen
schickten insgesamt 4.167 ihren Fragebogen zurück. Damit lag
die Rücklaufquote bei 48,7 % und war ähnlich hoch wie bei den
Untersuchungen der Vorjahre (1999: 48%; 2001: 50%).
Die Befragungsergebnisse lassen sich nicht nur deutschland-
weit, sondern auch für einzelne Teilregionen Deutschlands aus-
reichend verlässlich hoch rechnen. Zu diesen Teilregionen zählt
auch Nordrhein-Westfalen, das im Jahr 2002 mit 134.618 Perso-
nen knapp 19 % aller 711.393 im Bundesgebiet registrierten Aus-
bildungsstellenbewerber stellte.
2. Der Ausbildungsstellenmarkt im Jahr 2002
Um die nachfolgend zu berichtenden Ergebnisse der Bewerber-
befragung 2002 einordnen zu können, wollen wir im Folgenden
noch in aller Kürze die wichtigsten Rahmenbedingungen nach-
zeichnen, die den Ausbildungsstellenmarkt und das Vermitt-
lungsgeschäft der Berufsberatung im Jahr 2002 kennzeichne-
ten (vgl. dazu auch Ehrenthal/Ulrich 2003).
Eckdaten zur bundesweiten Entwicklung
Die bundesweite Zahl der Schulabgänger aus allgemein bilden-
den Schulen nahm im Jahr 2002 um 8.200 Personen auf
nunmehr 919.000 zu (vgl. Übersicht 1).
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Veränderung 2002
gegenüber 2001
2000 2001 2002 absolut in %
Schulabgänger aus allgemeinbil-
denden Schulen
918.748 910.784 918.997 +8.213 +0,9
dar.: mit maximal mittlerem
Abschluss
685.274 691.786 689.770 -2.016 -0,3
mit Studienberechtigung
an Uni, FH
233.474 218.998 229.227 +10.229 +4,7
Bei der Berufsberatung gemeldete
Ausbildungsstellenbewerber
770.348 737.797 711.393 -26.404 -3,6
Bei der Berufsberatung gemeldete
Ausbildungsstellenangebote
625.442 631.048 586.144 -44.904 -7,1
Ausbildungsstellennachfrager nach
BerBiFG
645.335 634.698 595.610 -39.088 -6,2
Ausbildungsstellenangebote nach
BerBiFG
647.383 638.771 590.232 -48.539 -7,6
Neu abgeschlossene
Ausbildungsverträge
621.693 614.236 572.227 -42.009 -6,8
dar.: betriebliche Verträge: 564.379 557.357 515.347 -42.010 -7,5
Unbesetzte Ausbildungsstellenan-
gebote zum 30. September
25.690 24.535 18.005 -6.530 -26,6
Noch nicht vermittelte Bewerber
zum 30. September
23.642 20.462 23.383 +2.921 +14,3
Anderweitig verbliebene Bewerber,
die ihren Vermittlungswunsch auf-
rechterhielten
32.890 35.477 41.185 +5.708 +16,1
Anteil der Nachfrager an den
Schulabgängern aus allgemein
bildenden Schulen
 70,2 %  69,7 % 64,2 % - -
Übersicht 1: Einige Eckdaten zur bundesweiten Entwicklung
des Ausbildungsstellenmarktes in den Jahren
2000 bis 2002
In Abhängigkeit von dieser Entwicklung wurde deutschlandweit
ursprünglich mit 640.000 Nachfragern nach Ausbildungsplät-
zen gerechnet. Die Zahl der Ausbildungsangebote sank
demgegenüber drastisch um 48.500 bzw. 7,6 % auf nur noch
590.200. Ein so niedriger Wert wurde im wiedervereinigten
Deutschland noch nie gemessen. In den vier Jahren zuvor hatte
er stets deutlich über 630.000 gelegen. Parallel zum Angebots-
rückgang nahm nun auch die offiziell registrierte Nachfrage der
Jugendlichen nach Ausbildungsplätzen um 39.100 bzw. 6,2 % auf
nunmehr 595.610 ab; die Nachfragequote (das ist der rechneri-
sche Anteil der Nachfrager an den Abgängern aus allgemein bil-
denden Schulen) sank von 69,7 % auf 64,2 %.
Die offiziell ausgewiesene Nachfrage spiegelt das Interesse der
Jugendlichen nach dualer Ausbildung allerdings nicht valide
wider. Denn Lehrstellenbewerber, die wegen fehlenden Bewer-
bungserfolgs noch vor Ablauf des Vermittlungsjahres etwas an-
deres als eine Ausbildung beginnen oder auch nur vorhaben,
dies zu tun (z.B. in berufsvorbereitende Maßnahmen einmün-
den, sich um eine Arbeit bemühen oder wieder Schüler werden),
werden nicht mehr als Ausbildungsplatznachfrager mitgezählt.
Die Folge ist, dass sich die offiziell erfasste Nachfrage extrem
angebotsabhängig verhält: Sinkt das Angebot, sinkt nahezu
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zwangsläufig auch die Nachfrage (vgl. Behringer/Ulrich 1997).
Der drastische Nachfragerückgang des vergangenen Jahres hat-
te also nicht mit einem deutlich nachlassenden Interesse der
Jugendlichen an einer Lehre zu tun und ist auch nicht, wie oben
anhand der Schulabgängerzahlen deutlich wurde, auf die demo-
graphische Entwicklung zurückzuführen.
Eckdaten für Nordrhein-Westfalen
In Übersicht 2 sind Eckdaten zum Ausbildungsstellenmarkt in
Nordrhein-Westfalen und seinen 33 Arbeitsamtsbezirken zu fin-
den. Die Daten zu den Ausbildungsnachfragern und zur Ange-
bots-Nachfrage-Relation in der letzten Spalte unterscheiden sich
von den im Berufsbildungsbericht 2003 (vgl. BMBF 2003, S. 283ff.)
genannten Zahlen. Während im Berufsbildungsbericht in der
Zahl der Nachfrager einer Region auch Ausbildungseinpendler
aus anderen Regionen enthalten sind (und spiegelbildlich die
einheimischen Ausbildungsauspendler fehlen), wurde hier die
Zahl der genuin einheimischen Ausbildungsnachfrager aufge-
führt. Im Berufsbildungsbericht enthält die Angebots-Nachfra-
ge-Relation (Zahl der Angebote je 100 Nachfrager) auch außer-
betriebliche Zusatzangebote, die über den Bund, die Länder oder
die Arbeitsverwaltung finanziert werden. In der Übersicht 2
wurden die außerbetrieblichen Angebote wieder herausgerech-
net. Die in der letzten Spalte enthaltene Angebots-Nachfrage-
Relation gibt somit wieder, wie viele betriebliche Ausbildungs-
platzangebote rechnerisch je 100 einheimischen Nachfragern
gegenüberstanden.
Wie die Gesamtdaten zu Nordrhein-Westfalen in der viertletz-
ten Zeile deutlich machen, zählt dieses Bundesland eher zu den
schwierigeren westdeutschen Regionen, da hier rechnerisch nur
96,8 betriebliche Angebote je 100 nordrhein-westfälische Nach-
frager zur Verfügung stehen. Der Gesamtwert für Westdeutsch-
land liegt dagegen bei 100,7. Gleichwohl gibt es in Nordrhein-
Westfalen große Unterschiede. Regionen mit einem überdurch-
schnittlich guten Ausbildungsplatzangebot wie Münster (ANR
= 123,0), Köln (112,0) oder Düsseldorf (110,4) stehen Städte im
Rührgebiet wie Hamm (89,2) oder Gelsenkirchen (72,4) gegenü-
ber, in denen die Lehrstellenversorgung sehr schwierig ist.
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Übersicht 2: Eckdaten des Ausbildungsstellenmarktes NRW
im Jahr 2002
Gelsenkirchen weist mehr Ausbildungspendler aus der Stadt als
externe Ausbildungseinpendler in die Stadt auf; das ist für eine
Großstadt äußerst ungewöhnlich. Denn normalerweise konzen-
triert sich die Wirtschaft auf Ballungsräume, so dass im Zuge der
Ausbildungsaufnahme eher Umland-Stadt-Bewegungen als
Stadt-Umland-Bewegungen zu beobachten sind.
Verbleib der bei der BA gemeldeten Ausbildungsstellenbewerber
nach Abschluss des Vermittlungsjahres im Herbst 2002
Im Jahr 2002 wurden von den Arbeitsämtern bundesweit 711.393
Ausbildungsstellenbewerber registriert, die bei ihrer Lehrstel-
lensuche auf die Unterstützung der Arbeitsverwaltung zurück-
greifen wollten. Die beiden Übersichten 3 und 4 enthalten Infor-
mationen, wie diese Bewerber letztlich verblieben sind. Grund-
lage bilden die hochgerechneten Ergebnisse der BA/BIBB-Bewer-




















































































































































Aachen 8.339 5.626 44 5.510 150 257 101,3
Ahlen 3.243 1.812 40 1.897 237 76 93.4
Berg.-Gladbach 8.183 4.201 99 4.480 282 122 91,6
Bielefeld 7.305 5.110 195 5.149 41 268 95,5
Bochum 5.249 3.644 176 3.881 194 280 89,4
Bonn 9.109 5.390 137 5.082 84 283 103,4
Brühl 6.751 3.405 21 3.365 249 110 100,6
Coesfeld 7.322 4.262 123 4.188 169 142 98,8
Detmold 4.215 2.124 16 2.172 97 59 97,1
Dortmund 7.263 4.857 33 4.946 158 393 97,5
Düren 2.899 1.665 42 1.847 251 43 87,3
Düsseldorf 8.528 7.355 105 6.569 71 774 110,4
Duisburg 4.991 3.114 257 3.103 205 307 92,1
Essen 5.618 4.178 354 4.017 162 446 95,2
Gelsenkirchen 4.698 2.652 301 3.247 328 146 72,4
Hagen 5.566 3.215 48 3.204 226 177 98,8
Hamm 4.885 2.569 115 2.751 220 114 89,2
Herford 6.818 4.023 101 3.909 82 127 100,3
Iserlohn 5.071 2.740 81 2.709 52 90 98,2
Köln 8.500 8.389 252 7.266 65 859 112,0
Krefeld 5.582 3.436 25 3.502 270 168 97,4
Meschede 3.495 2.145 105 2.133 118 129 95,6
Mönchengladbach 7.112 4.305 73 4.277 204 285 98,9
Münster 2.653 2.768 52 2.209 79 514 123,0
Oberhausen 3.657 2.279 62 2.369 203 159 93,6
Paderborn 5.889 3.420 151 3.495 115 128 93,5
Recklinghausen 6.212 3.290 192 3.565 315 130 86,9
Rheine 5.446 2.936 147 3.046 278 137 91,6
Siegen 5.444 3.359 59 3.359 58 117 98,2
Soest 3.584 1.938 113 1.989 94 90 91,8
Solingen 3.024 1.786 80 1.849 174 87 92,3
Wesel 8.727 4.277 436 4.778 366 111 80,4
Wuppertal 5.020 3.121 112 3.179 213 214 94,7
NRW 190.398 119.381 4.147 119.028 345 1.891 96,8
Westdeutschland 693.371 464.564 15.498 446.154 183 14.650 100,7
Ostdeutschland 225.626 125.668 44.474 149.456 14.650 183 54,3
Bundesgebiet 918.997 590.232 59.972 595.610 0 0 89,0
Quellen: Bundesanstalt für Arbeit; Statistisches Bundesamt; Bundesinstitut für Berufsbil-
dung; eigene Berechnungen
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in Abhängigkeit vom offiziell ausgewiesenen Verbleib, Übersicht
4 in Abhängigkeit von der regionalen Herkunft der Bewerber.
Übersicht 3: Verbleib der Lehrstellenbewerber des Jahres
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Übersicht 4: Verbleib der Lehrstellenbewerber des Jahres
2002 in Abhängigkeit von der Region
Beginnen wir mit den Ergebnissen für die Gesamtgruppe aller
711.393 Bewerber. 367.531 (51,7 %) gaben an, sich in einer Lehre
mit Ausbildungsvertrag zu befinden, weitere 6.227 Jugendliche
(0,9 %) teilten mit, eine Lehre zu absolvieren, die ersatzweise
schulisch durchgeführt wurde. Die Summe beider Teilgruppen
fällt mit 373.758 Personen (52,5 %) also etwas höher aus als die
Zahl der 347.569 Bewerber, die nach der offiziellen Verbleibsta-
tistik der Arbeitsämter bis zum 30.09. in eine Lehrstelle einmün-
deten. Dies ist im wesentlichen auf folgende Faktoren zurück-
zuführen: erstens auf die Tatsache, dass nach dem 30.09. noch
weitere Bewerber in eine Lehre einmündeten, zweitens auf das
Phänomen, dass Bewerber, die nach Vermittlungsvorschlag un-
bekannt verblieben waren, häufig eine Lehre begonnen haben,
und drittens auf die Gruppe derjenigen Bewerber, die sich aus
einem bereits bestehenden Ausbildungsverhältnis um eine
(neue) Lehrstelle bemühten, aber letztlich im bestehenden Lehr-
verhältnis verblieben. Letztere werden in der offiziellen Verbleibs-
statistik nicht zu denjenigen gezählt, die in eine Berufsausbil-
dungsstelle eingemündet sind, sondern sie werden gesondert
unter den „alternativen“ Verbleibsformen erfasst. In der Über-
sicht 3 sind sie natürlich dennoch in der Gruppe derjenigen ent-
halten, die sich zum Befragungszeitpunkt in einer Lehre befan-
den.
Auffällig ist der hohe Anteil von Bewerbern, die angeben, arbeits-
los bzw. ohne Beschäftigung zu sein. Mit 65.103 Personen bzw.
9,2 % ist diese Gruppe fast dreimal so groß wie die Zahl der 23.383












abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in %
Lehre mit Vertrag 63. 692 47,3 96. 192 56,5 42. 240 49,6 44. 933 44,5 120.475 54,7 367.531 51,7
Lehre, ersatzweise
schulisch
193 0,1 939 0,6 132 0,2 579 0,6 4.384 2,0 6.227 0,9
schul. Ausbildung, voll-
qualif.
7.539 5,6 6.897 4,0 3.144 3,7 4.494 4,4 10. 359 4,7 32. 434 4,6
sonst. berufliche Schule 12. 787 9,5 12. 195 7,2 5.273 6,2 9.016 8,9 6.103 2,8 45. 374 6,4
schul. Berufsvorberei-
tung
649 0,5 4.331 2,5 1.210 1,4 918 0,9 3.633 1,7 10. 740 1,5
berufsvorbereit. Lehr-
gang
3.712 2,8 4.293 2,5 2.940 3,4 5.301 5,2 3.620 1,6 19. 865 2,8
Berufsgrundbildungsjahr 1.811 1,3 3.187 1,9 3.091 3,6 2.877 2,8 4.748 2,2 15. 712 2,2
allg. bildende Schule
Sek I
2.053 1,5 8.275 4,9 2.925 3,4 2.751 2,7 8.752 4,0 24. 756 3,5
allg. bildende Schule
Sek II
5.474 4,1 5.885 3,5 1.841 2,2 2.690 2,7 8.125 3,7 24. 015 3,4
Studium 4.725 3,5 2.160 1,3 3.027 3,6 2.118 2,1 4.662 2,1 16. 693 2,3
Arbeit, Erwerbstätigkeit 4.174 3,1 6.460 3,8 2.713 3,2 3.919 3,9 4.078 1,9 21. 346 3,0
Jobben 7.049 5,2 3.212 1,9 2.843 3,3 5.831 5,8 5.819 2,6 24. 755 3,5
Praktikum 2.556 1,9 2.332 1,4 1.201 1,4 3.112 3,1 2.956 1,3 12. 157 1,7
arbeitslos, o. Beschäfti-
gung
13. 878 10,3 10. 778 6,3 8.798 10,3 8.510 8,4 23. 138 10,5 65. 103 9,2
Wehr-/Z ivildienst 1.434 1,1 663 0,4 694 0,8 964 1,0 3.184 1,4 6.938 1,0
freiw. soziales /ökolog.
Jahr
1.212 0,9 223 0,1 1.267 1,5 734 0,7 1.867 0,8 5.303 0,7
Hausfrau, H ausmann 1.029 0,8 1.463 0,9 1.079 1,3 1.295 1,3 2.488 1,1 7.355 1,0
sonstiges 650 0,5 865 0,5 808 0,9 1.001 1,0 1.764 0,8 5.089 0,7
Insgesamt 134.618 100,0 170.351 100,0 85. 225 100,0 101.043 100,0 220.156 100,0 711.393 100,0
Quelle: BA/BIBB-Bewerberbefragung 2002
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„noch nicht vermittelt“ ausgewiesen wurden. Wie Übersicht 3
zeigt, stammen die meisten dieser 65.103 arbeitslosen Jugendli-
chen, nämlich 46.135, aus der Gruppe derer, die offiziell alterna-
tiv in schulische Ausbildungen, berufsvorbereitende Maßnah-
men, in Arbeit oder sonstiges vermittelt werden konnten. Der
größte Anteil dürfte dabei in der Teilmenge derjenigen Bewer-
ber zu suchen sein, deren Verbleib in der amtlichen Statistik
unter „Arbeitsstelle“ verbucht wurde. Denn diese Kategorie
schließt die bloße Weitergabe des Bewerbers an die Arbeitsver-
mittlung ein. Die Einordnung in die Kategorie „Arbeitsstelle“
erfolgt bereits dann, wenn der Bewerber noch keine Arbeitsstel-
le gefunden hat, aber von seinem Ausbildungswunsch allein
absieht und nun mit Hilfe der Arbeitsvermittlung versucht, eine
Erwerbstätigkeit aufzunehmen.
Wir haben bereits den Blick von der Gesamtgruppe auf einzelne
Teilgruppen gelenkt und wollen dies im Folgenden noch ein
wenig intensivieren. Beginnen wir mit derjenigen Bewerber-
gruppe, die nach der Geschäftsstatistik offiziell in eine Lehre einge-
mündet war. Wie Übersicht 3 zeigt, geben im Spätherbst 2002 von
diesen 347.569 Bewerbern hoch gerechnet 309.438 (89,0 %) an,
eine Lehre mit Ausbildungsvertrag zu absolvieren, weitere 4.300
(1,2 %) sprechen von einer Lehre, die wegen der Ausbildungs-
marktprobleme ersatzweise schulisch durchgeführt wird. So-
mit befinden sich insgesamt 313.438 Personen (90,2 %) in einer –
in irgendeiner Form durchgeführten –  Lehre; die Übereinstim-
mung zur offiziellen Verbleibstatistik ist damit sehr hoch.1
In der Gruppe der 340.441 Ausbildungsstellenbewerber, die nach
der Geschäftsstatistik in Alternativen eingemündet bzw. nach Ver-
mittlungsvorschlag unbekannt verblieben waren, dominieren
drei Verbleibsformen im Spätherbst 2002: erstens der Verbleib in
einer Lehre mit Vertrag (55.711 bzw. 16,4 %), zum zweiten die
Beschäftigungslosigkeit (46.135 bzw. 13,6 %) und zum dritten
die Einmündung in eine vollqualifizierende Berufsfachschule
bzw. in eine „sonstige“ berufsbildende Schule (insgesamt 66.492
bzw. 19,5 %). Die Ursachen für die hohen Anteile derjenigen, die
sich in einer Lehre befinden bzw. die beschäftigungslos sind,
wurden oben bereits erwähnt. Die starke Dominanz des schuli-
schen Verbleibs in berufsbildenden Schulen stimmt mit den Er-
gebnissen der offiziellen Verbleibstatistik zum 30.09. überein;
hier wurden insgesamt 63.742 Verbleibe den „Berufsfachschu-
len“ bzw. den „sonstigen berufsbildenden Schulen“ zugerech-
net (vgl. Bundesanstalt für Arbeit, 2002).
Unter den 23.383 zum 30.09.2002 offiziell noch nicht vermittelten
Bewerbern stellte die Gruppe der Beschäftigungslosen im Spät-
herbst 2002 mit insgesamt 10.591 Personen bzw. 45,3 % weiterhin
den Hauptanteil. 2.692 Jugendliche (11,5 %) hatten inzwischen
1 Die Diskrepanzen sind im Wesentlichen Folge der zeitlichen Differenz zwi-
schen dem Abschluss der Geschäftsstatistik Ende September und dem Be-
fragungszeitpunkt im Spätherbst (November) 2002. Häufig spielen dabei
Ausbildungsvertragslösungen eine Rolle.
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eine Lehre (mit oder ohne Vertrag) begonnen, 2.412 Bewerber
(10,3 %) befanden sich nach eigener Aussage in einer berufsvor-
bereitenden Maßnahme. 2.316 Personen (9,9 %) gaben an zu job-
ben. Es scheint allerdings so zu sein, dass die meisten der „job-
benden“ Jugendlichen realiter als arbeits- bzw. beschäftigungs-
los einzustufen sind.2
Im Gegensatz zu den meisten anderen Regionen Deutschlands
fällt der Anteil der nordrhein-westfälischen Bewerber, die eine
Lehrstelle fanden, mit 47,3 % eher niedrig aus (Süddeutschland:
56,5 %, Ostdeutschland: 54,7 %).3 28,8 % (38.750) der Bewerber
aus Nordrhein-Westfalen mündeten in eine schulische Ausbil-
dung, in eine berufsvorbereitende Maßnahme oder in ein Studi-
um ein. 10,3 % waren zum Zeitpunkt der Befragung im Herbst
2002 arbeitslos bzw. ohne Beschäftigung.
3. Erfolglose Ausbildungsstellenbewerber – wer zählt
dazu?
Für Deutschland insgesamt ist festzustellen, dass im Vergleich
zu Anfang der neunziger Jahre immer weniger Bewerbern der
Einstieg in die Lehre gelingt. Stetig gewachsen ist dagegen der
Anteil, der sich nach Abschluss des Vermittlungsjahres in berufs-
vorbereitenden Maßnahmen, schulischen Ausbildungen oder
eher prekären Situationen wie Arbeitslosigkeit wiederfindet. Wir
wollen uns im Folgenden mit der Frage beschäftigen, welche Fak-
toren auf die Einmündung in eine Berufsausbildungsstelle Ein-
fluss nehmen. Dabei konzentrieren wir uns auf westdeutsche
Bewerber. Da der ostdeutsche Ausbildungsstellenmarkt auf-
grund des extrem hohen Anteils außerbetrieblicher Ausbildun-
gen eine Sonderstellung einnimmt (vgl. Ulrich 2003a), sollen die
ostdeutschen Bewerber außer Acht gelassen werden.
Einflussgrößen auf die Einmündung in eine Lehrstelle
Grundsätzlich dürften mindestens fünf Faktoren auf die Frage
Einfluss nehmen, wem der Einstieg in die Lehre gelingt und wem
nicht: Neigung, Anstrengungsbereitschaft, Flexibilität und Eignung
auf Seiten der Person des Jugendlichen und die situative Ermög-
lichung in Abhängigkeit von den Verhältnissen auf dem Lehrstel-
lenmarkt. Dabei dürfte es zwischen Person und Situation zu
zahlreichen Interaktionseffekten kommen: Dort, wo beispiels-
weise die „situative Ermöglichung“ aufgrund fehlender Ausbil-
2 Dies bedeutet, dass sich  – bezogen auf die Gesamtgruppe aller 711.393
Bewerber des Jahres 2002 –  knapp 90.000 (dies sind knapp 13 %) in einer
eher instabilen beruflichen Lage befanden, weil sie entweder arbeitslos waren
(65.103) oder aber lediglich „jobbten“ (24.755).
3 Der relativ hohe Anteil in Ostdeutschland mag zunächst – angesichts des
hohen betrieblichen Lehrstellendefizits – überraschen. Er ist aber Folge der
zahlreichen außerbetrieblichen Zusatzangebote (zum 30.09.2002 wurden
hier 36.675 außerbetriebliche Ausbildungsverträge gezählt) und der alles
in allem großen Mobilitätsbereitschaft der ostdeutschen Jugendlichen. Vie-
le finden ihre Lehrstelle im alten Bundesgebiet. 2002 waren es 14.438.
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dungsangebote vor Ort stark eingeschränkt ist, wächst auch die
Bereitschaft der Jugendlichen, sich bei der Lehrstellensuche re-
gional mobil zu zeigen. Umgekehrt deuten viele Anzeichen dar-
auf hin, dass auch die Eignung der Jugendlichen in Abhängig-
keit von der wirtschaftlichen Lage vor Ort bzw. vom Lehrstellen-
angebot unterschiedlich definiert wird. Bei starkem Bewerber-
überhang und bei schwieriger Wirtschaftslage tolerieren die
Personalverantwortlichen in den Betrieben Verhaltensdefizite
auf Seiten der Bewerber in einem geringeren Maße als in güns-
tigen Zeiten.
Auf Basis der Ergebnisse der BIBB/BA-Bewerberbefragung 2002
wurden folgende potentielle Einflussgrößen untersucht:
• Gab es persönliche Gründe, welche die Bewerber Abstand von
einer Lehre nehmen ließen?
• Hatten die Bewerber in den letzten 15 Monaten überhaupt
erkennbare Aktivitäten gezeigt, eine Lehrstelle zu finden?
• Wie sah die Schulbildung der Bewerber aus?
• Welche Rolle spielten das Geschlecht und das Alter der Ju-
gendlichen?
• In welchem Ausmaß nahm der Migrationshintergrund Ein-
fluss auf den Erfolg bei der Ausbildungsplatzsuche?
• Wie stark ist der Einfluss der wirtschaftlichen Situation vor
Ort, gemessen an der allgemeinen Arbeitslosenquote?
Im Rahmen einer logistischen Regression zeigten sich letztlich
alle hier berücksichtigten Variablen als überzufällig erklärungs-
trächtig (vgl. die Spalten 3 bis 5 der Übersicht 5). Zugleich wurde
deutlich, dass es sich bei den Ausbildungsstellenbewerbern um
eine sehr heterogene Gruppe handelt. So hatten sich längst nicht
alle Bewerber intensiv um eine Lehrstelle bemüht: 76.110 hat-
ten aus persönlichen Gründen Abstand von einer Lehre genom-
men; 95.060 gaben an, in den letzten 15 Monaten überhaupt
nicht auf Lehrstellensuche gewesen zu sein (vgl. Spalte 1 der
Übersicht 5). Der weitaus größte Teil hatte allerdings Interesse
an einer Lehre gezeigt. Dabei galt, dass mit höherem Alter und
mit geringerem Schulabschluss die Chancen der Bewerber auf
eine Lehrstelle deutlich sanken. So befanden sich 52,9 % der Be-
werber bis zu 20 Jahren in einer Lehre, aber nur 39,3 % der über
Zwanzigjährigen. Während von den Studienberechtigten 53,4
eine Lehre begonnen hatten, waren es bei den Bewerbern mit
einfachem Hauptschulabschluss nur 42,6 % (vgl. Spalte 2).
Besonders drastisch aber kovariierte ein möglicher Migrations-
hintergrund bei den Bewerbern mit dem Beginn einer Lehre.
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Übersicht 5: Einflussgrößen auf den Zustand „Lehre“.
Ergebnisse einer logistischen Regression
(Berechungsbasis: nur Bewerber aus den alten
Ländern)
Handelte es sich um Bewerber mit deutscher Staatsangehörig-
keit, die in Deutschland geboren und mit Deutsch als alleiniger
Muttersprache aufgewachsen waren, war die Wahrscheinlich-
keit eines Ausbildungsbeginns im dualen System mit 55,1 % am
größten. Bei den sonstigen in Deutschland Geborenen betrug
sie 44,9 %, bei den Übersiedlern aus Polen bzw. aus den Staaten
der ehemaligen Sowjetunion 38,1 % und bei den sonstigen im
Ausland Geborenen nur noch 27,3 %.
Kaum minder drastisch korrelierte die wirtschaftliche Lage vor
Ort mit den relativen Anteilen unter den Bewerbern, denen der
Eintritt in eine duale Berufsausbildung gelang. Während in den
– vornehmlich süddeutschen –  Regionen mit Arbeitslosenquo-







(in %) B p R
Sp.1 Sp.2 Sp.3 Sp.4 Sp.5
Abstand von einer Lehre aus
persönlichen Gründen?
Referenz: nein 415.127 59,5
? ja 76.110 0,0 -2,58 ,0000 -,25
In den letzten 15 Monaten aktiv
auf Lehrstellensuche?
Referenz: ja 396.177 50,9
? nein 95.060 47,6 ,64 ,0000 ,08
Geschlecht
Referenz: weiblich 234.132 48,5
? männlich 257.105 51,9 ,21 ,0161 ,03
Alter
Referenz: bis zu 20 Jahren 396.866 52,9





? mittlerer Abschluss 267.708 53,4 ,68 ,0000 ,11
? Studienberechtigung 83.271 57,9 1,57 ,0000 ,16
? (noch) kein Abschluss, sonstiges 19.110 23,2 -1,14 ,0000 -,07
Migrationshintergrund
Referenz: Deutsche, in Deutschland
geboren, mit Deutsch als alleiniger
Muttersprache
352.702 55,1
? sonstige in Deutschland Geborene 49.758 44,9 -,37 ,0104 -,03
? Dt. Übersiedler aus PL bzw. ehem. SU 56.577 38,1 -,51 ,0004 -,05
? sonstige im Ausland Geborene 32.200 27,3 -,86 ,0000 -,08
Wirtschaftliche Situation vor Ort
Referenz: Arbeitslosenquote vor Ort
unter 6 Prozent
77.289 58,2
? Arbeitslosenquote 6,0 % bis 8,9 % 222.246 53,3 -,40 ,0018 -,04
? Arbeitslosenquote 9,0 % bis 11,9 % 143.080 46,1 -,85 ,0000 -,10
? Arbeitslosenquote 12,0 % und mehr 48.623 36,3 -1,08 ,0000 -,09
Konstante -1,50 ,0000
Bewerber der alten Länder insge-
samt
491.237 50,3 - - -
Berechnung der log. Regression auf Basis der n = 2.794 ungewichteten
Fälle.chi2 = 675,27  df= 13   p = ,0000.     Pseudo-R2 nach McFadden =
0,175
Quelle: BA/BIBB-Bewerberbefragung 2002
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wurden, waren es Bewerber in Regionen mit einer Arbeitslosen-
quote von zwölf Prozent oder mehr nur noch 36,3 %.
Regionale Verteilung der Einflussgrößen auf die Einmündung in
eine Lehrstelle
Wie aus Übersicht 6 hervorgeht, zählt Nordrhein-Westfalen zu
den Regionen in Deutschland, in denen zwar relativ viele der
gemeldeten Bewerber mehr als einen einfachen Hauptschul-
abschluss aufweisen. Gleichwohl gibt es in Nordrhein-Westfa-
len die höchsten Anteile an Bewerbern über 20 Jahre (25,4 %
sind älter; Ostdeutschland: 13,8 %) bzw. an Bewerbern mit ei-
nem Migrationshintergrund (33,3 %; Ostdeutschland: 13,8 %).
Zudem wohnen im bevölkerungsreichsten Bundesland über-
durchschnittlich viele Jugendliche in Regionen mit einer relativ
hohen Arbeitslosenquote (67,5 %; Süddeutschland: 5,7 %).
In Übersicht 7 wurden die drei Merkmale
• wirtschaftliche Lage vor Ort,
• Höhe der Schulbildung der Bewerber und
• Migrationshintergrund ( ja/nein)
miteinander kombiniert, um analysieren zu können, in welchem
Ausmaß „Risiko“-Merkmale in den verschiedenen Regionen
Deutschlands gehäuft auftreten. Dabei zeigt sich, dass in Nord-
rhein-Westfalen der Anteil der Bewerber, auf die mindestens zwei
„Risiko“-Merkmale im Sinne einer verminderten Einmündungs-
wahrscheinlichkeit in eine Ausbildung zutreffen, mit insgesamt
36,6 % am höchsten ausfällt (zum Vergleich: Süddeutschland:
12,7 %). Insgesamt zählen in Nordrhein-Westfalen 49.233 Ju-
gendliche dazu, darunter:
• 3.103 Bewerber mit Migrationshintergrund und maximal
einfachem Hauptschulabschluss aus Regionen mit eher
niedriger Arbeitslosenquote;
• 12.627 Bewerber ohne Migrationshintergrund, die in Re-
gionen mit hoher Arbeitslosenquote wohnen und maxi-
mal den einfachen Hauptschulabschluss aufweisen;
Beiträge aus der Forschung 41
Übersicht 6: Merkmale der Lehrstellenbewerber des Jahres
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Übersicht 7: Teilgruppen unter den Bewerbern 2002 mit
unterschiedlichen Übergangschancen
• 24.001 Bewerber mit Migrationshintergrund, die zwar
eine höhere Schulbildung als den einfachen Hauptschul-
abschluss aufweisen, aber in Regionen mit überdurch-
schnittlich hoher Arbeitslosigkeit leben;
• 9.502 Bewerber, die alle drei „Risiko“-Faktoren auf sich ver-
einigen: niedrige Schulbildung, Migrationshintergrund
und Wohnort in einer Region mit hoher Arbeitslosigkeit.
Nachfolgend wollen wir untersuchen, wie sich die drei hier nä-
her betrachteten Faktoren Schulbildung, Migrationshinter-
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Kombinationseffekte der Faktoren Schulbildung, Migrations-
hintergrund und wirtschaftliche Lage vor Ort
In Übersicht 8 wird der Verbleib der Bewerber nach Abschluss
des Vermittlungsjahres für alle möglichen Kombinationsvarian-
ten durchgerechnet. Die Analysen beziehen sich wiederum auf
Westdeutschland.
Die Ergebnisse zeigen, dass sich die Effekte der drei hier näher
betrachteten Faktoren untereinander nahezu additiv verhalten.
Wohnen die Bewerber in Regionen mit eher niedriger Arbeitslo-
senquote, ist die Schulbildung eher hoch und liegt kein Migrati-
onshintergrund vor, münden 63,9 % in eine Lehre, weitere 6,8 %
in eine vollqualifizierende berufsfachschulische Ausbildung oder
in ein Studium (vgl. Spalte 1). Insgesamt beginnen unter diesen
Randbedingungen somit mehr als 70 % irgendeine Form einer
voll qualifizierenden Berufsausbildung, sei es im Rahmen einer
Lehre, in einer Berufsfachschule oder in einer Hochschule.
Wie aus dem Vergleich der Spalten 1 und 4 hervorgeht, verbes-
sert allein ein höherer Schulabschluss die Erfolgswahrschein-
lichkeiten von Jugendlichen ohne Migrationshintergrund, die
in Regionen mit eher guter Wirtschaftslage leben, um mehr als
16 Prozentpunkte. Dies zeigt, dass eine höhere Schulbildung
inzwischen zu einem der wichtigsten Faktoren für einen erfolg-
reichen Berufsstart zählt. Andererseits muss aber betont wer-
den, dass eine höhere Schulbildung in Regionen mit schwieriger
Wirtschaftslage längst nicht so erfolgsfördernd wirkt. Dies er-
gibt sich aus einem Vergleich der Spalten 1 und 7: Fällt die Ar-
beitslosenquote vor Ort überdurchschnittlich hoch aus, mün-
den selbst bei höherer Schulbildung und bei fehlendem Migrati-
onshintergrund nur 51,6 % in eine Lehre ein, während die Quo-
te der Arbeitslosen mit 12,3 % fast doppelt so hoch ausfällt wie in
Regionen mit eher guter Wirtschaftslage.
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Übersicht 8: Verbleib der Lehrstellenbewerber in Abhängig-
keit von der Arbeitsmarktlage in der Region,
von einem möglichen Immigrationshintergrund
der Bewerber, von ihrer Schulbildung und von
ihrem Alter (hier: nur alte Länder)
Höher gebildeten Bewerbern mit Migrationshintergrund gelingt
selbst in Regionen mit eher niedriger Arbeitslosenquote deut-
lich seltener der Einstieg in die Lehre als im Falle einer rein deut-
schen Herkunft. Nur 46,3 % münden in eine Lehre ein (vgl. Spal-
te 5 der Übersicht 8). Dieser Anteil ist noch niedriger als die Quo-
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onshintergrund, die eine niedrige Schulbildung aufweisen (vgl.
Spalte 4). Allerdings bleibt es für Bewerber mit Migrationshin-
tergrund weiterhin funktional, auf eine höhere Schulbildung
hinzuarbeiten: Ein höherer Schulabschluss verbessert ihre Er-
folgschancen sowohl in Regionen mit relativ guter Wirtschafts-
lage (vgl. die Spalten 5 und 6) als auch in den eher schwierigen
Arbeitsmarktregionen (vgl. die Spalten 11 und 12).
Besonders schwierig ist die Überwindung der „ersten Schwelle“
für Bewerber mit niedriger Schulbildung und mit Migrations-
hintergrund, die in Gegenden mit schwieriger Arbeitsmarktlage
wohnen: Nur 29,3 % beginnen eine duale Ausbildung, 19,2 % sind
nach Abschluss des Vermittlungsjahres weiterhin ohne Beschäf-
tigung bzw. jobben lediglich. 12,0 % besuchen das Berufsvorbe-
reitungsjahr bzw. eine berufsvorbereitende Maßnahme der Ar-
beitsämter.
Offen sind die genauen Ursachen für die größeren Schwierig-
keiten der Bewerber mit Migrationshintergrund. Um zumindest
annäherungsweise zu einer Antwort zu gelangen, wollen wir
im Folgenden die Bewerbungs- und Suchstrategien der Jugend-
lichen betrachten. Dabei behalten wir die Gruppierung der Be-
werber in Abhängigkeit von der Höhe der Schulbildung, der Fra-
ge eines möglichen Migrationshintergrunds und der Wirtschafts-
lage vor Ort bei.
Bewerbungs- und Suchstrategien der Jugendlichen
In Übersicht 9 wird im oberen Teil der Tabelle zunächst berichtet,
wie viele der Bewerber in den letzten 15 Monaten überhaupt
aktiv nach einer Lehrstelle gesucht hatten. Dabei zeigt sich, dass
sich Bewerber mit höheren Schulabschlüssen – gleich, ob es sich
um Jugendliche mit oder ohne Migrationshintergrund handelt
– deutlich häufiger um einen Ausbildungsplatz bemüht hatten
als die Jugendlichen mit eher schwachen Schulabschlüssen.
Zwischen einem Fünftel und einem Viertel der zuletzt genann-
ten Jugendlichen gab an, überhaupt nicht gesucht zu haben.
Dies kann durchaus Folge der Einschätzung sein, ohne höhere
Schulbildung ohnehin nur geringe Erfolgschancen zu haben.
Bedenklich stimmt allerdings, dass sich – wie Übersicht 8 gezeigt
hatte – nicht alle diese Bewerber in Ausbildungsgängen zur Ver-
besserung ihrer Vorqualifikation befinden, sondern größere Tei-
le in Situationen (Jobben, Arbeitslosigkeit), die ihre zukünftigen
Chancen kaum verbessern dürften.
Was den Vergleich zwischen Bewerbern mit und ohne Migrati-
onshintergrund angeht, so kann zunächst festgehalten werden,
dass Jugendliche mit Migrationshintergrund im Schnitt nicht
seltener auf Lehrstellensuche waren als diejenigen, die in
Deutschland geboren wurden und mit Deutsch als alleiniger
Muttersprache aufwuchsen.
Beiträge aus der Forschung46
Übersicht 9: Bewerbungs- und Suchstrategien der
Jugendlichen in Abhängigkeit von der
Arbeitsmarktlage in der Region, von einem
möglichen Immigrationshintergrund der
Bewerber und von ihrer Schulbildung (hier: nur
alte Länder)
Unterschiede gibt es jedoch zum Teil bei den Bewerbungs- und
Suchstrategien. Hier muss allerdings zwischen Bewerbern mit
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Was Bewerber mit höherer Schulbildung angeht, so lassen sich in
folgenden wesentlichen Punkten keine auffallenden Differen-
zen zwischen Jugendlichen mit und ohne Migrationshinter-
grund ausmachen:
• bei der Frage, ob schriftliche Bewerbungen versandt wur-
den;
• hinsichtlich des Aspektes, ob man sich nicht nur in einem,
sondern in mehreren Berufen bewarb;
• in Hinblick auf die Nutzung des Internets bei der Lehr-
stellensuche;
• hinsichtlich der Ansprache von Kammern und Verbänden,
um über diese Schiene Ausbildungsmöglichkeiten zu er-
fahren.
Die größte Differenz besteht in der Frage, ob die Eltern einge-
bunden wurden. Bewerber mit Migrationshintergrund gaben
wesentlich seltener an, alle wichtigen Fragen auch mit den El-
tern besprochen zu haben. Die Differenz zu den Bewerbern, die
in Deutschland geboren wurden und mit Deutsch als alleiniger
Muttersprache aufwuchsen, beträgt jeweils mehr als 20 Prozent-
punkte. Eine entscheidende Ursache dürfte darin liegen, dass
viele Eltern selbst nicht in Deutschland aufgewachsen waren
und deshalb weitaus seltener über das erforderliche Erfahrungs-
wissen mit dem deutschen Ausbildungssystem und seinen da-
zugehörigen Beratungsinstitutionen verfügen dürften. Damit
sind ihre Kinder deutlich stärker auf sich allein gestellt.
Kann dieser Aspekt von Relevanz sein? Aus weiteren Analysen
ist bekannt, dass sich Bewerber, die ihre Eltern bei wichtigen Fra-
gen einbinden, in Hinblick auf ihr Bewerbungs- und Suchver-
halten flexibler zeigen (vgl. Ulrich/Ehrenthal, 2003, S. 1.173):
• Sie fragen häufiger unmittelbar bei den Betrieben nach,
um sich nach Ausbildungsangeboten zu erkundigen
(49,6 % versus 35,2 % bei denjenigen, die ihre Eltern nicht
einbinden);
• sie erkundigen sich häufiger bei Kammern, Verbänden
u. ä. (25,2 % versus 15,1 %);
• sie bewerben sich häufiger in mehreren Berufen (63,6 %
versus 51,3 %);
• sie bewerben sich häufiger auch außerhalb der Heimat-
region (21,2 % versus 16,7 %);
• sie nehmen häufiger an Vorstellungsgesprächen teil
(66,5 % versus 53,4 %).4
4 Diese Berechnungen wurden nur für Bewerber in einem Alter bis zu 20
Jahren durchgeführt, weil in einem höheren Alter die Wahrscheinlichkeit
deutlich zunehmen dürfte, dass der Jugendliche bereits von zu Hause aus-
gezogen ist und alleine lebt.
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Auch unter den Jugendlichen mit niedriger schulischer Vorbil-
dung gilt: Bewerber ohne Migrationshintergrund binden ihre
Eltern deutlich häufiger ein als diejenigen, die aus Migrantenfa-
milien stammen (vgl. erneut Übersicht 9). Auffallend ist auch
der starke Einfluss der wirtschaftlichen Situation vor Ort auf
die Bewerbungs- und Suchstrategien von Jugendlichen mit Mi-
grationshintergrund und geringer Schulbildung. Wohnen diese
Jugendlichen in Regionen mit einer eher günstigen Arbeits-
marktlage, zeigen sie immer noch ein ausgeprägtes Bewerbungs-
verhalten. Liegt der Wohnort dagegen in einer Gegend mit ho-
her Arbeitslosenquote, bricht die Intensität des Bewerbens und
Suchens drastisch ein:
• Nur noch 48,7 % hatten schriftliche Bewerbungen ver-
sandt (versus 71,2 % in den günstigeren Regionen);
• nur 26,6 % hatten sich in mehreren Berufen beworben
(versus 43,3 %);
• nur 21,7 % hatten an Vorstellungsgesprächen teilgenom-
men (versus 34,0 %).
Möglicherweise nimmt die geringere Erfolgswahrscheinlichkeit
in Regionen mit schwieriger Arbeitsmarktlage unmittelbar Ein-
fluss auf die Anstrengungsbereitschaft. Psychologische Motiva-
tionstheorien  – nach denen die Bereitschaft zur Handlung das
Produkt der subjektiven Wertigkeit des angestrebten Ziels und
der eingeschätzten Wahrscheinlichkeit ist, dieses Ziel auch er-
reichen zu können –  lassen einen solchen Einfluss jedenfalls
vermuten.
4. Jugendliche mit Berufsstartschwierigkeiten  – kein
Fall für die Bildungsstatistik?
Nach der in Deutschland traditionell verwendeten Definition
bemisst sich die Ausbildungsstellennachfrage über die Zahl der
neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge („realisierte Nach-
frage“) zuzüglich der Zahl der am 30. September noch nicht ver-
mittelten Ausbildungsstellenbewerber („nicht realisierte Nach-
frage“). Weitgehend Einigkeit herrscht darüber, dass es „darüber
hinaus Nachfrage und Angebote bei Ausbildungsplätzen“ gibt,
„die in diesen Abgrenzungen nicht erfasst werden.“ (BMBF 2001,
S. 4). Als einer der Gründe wird im Berufsbildungsbericht darauf
verwiesen, dass diese latente Nachfrage und diese latenten An-
gebote „statistisch nicht nachweisbar“ seien. Im Rahmen der BA/
BIBB-Bewerberbefragungen gibt es nun verschiedene Möglich-
keiten, diese „latente Nachfrage“ sichtbar zu machen (vgl. Ul-
rich 2003b).
Einer der Wege besteht darin, als „latente Nachfrager“ jene Per-
sonen zu bestimmen, für die sämtliche der folgenden Merkmale
zutrafen:
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• die Personen befanden sich zum Befragungszeitpunkt in
keiner Lehre;
• sie zählten zum 30. September nicht zum Kreis der „noch
nicht vermittelten Bewerber“, sondern waren anderwei-
tig bzw. nach Vermittlungsvorschlag unbekannt verblie-
ben;
• sie führten ihren alternativen Verbleib in der Hauptsa-
che darauf zurück, dass ihre Bewerbungen erfolglos ge-
blieben waren;
• sie hatten sich in erkennbarem Ausmaße, gemessen an
der Zahl der von ihnen geschriebenen Bewerbungen, um
eine Ausbildungsstelle bemüht.
Während die drei zuerst genannten Punkte stets eindeutig zu
fassen sind, lässt sich das „erkennbare Ausmaß“ der Bemühun-
gen um eine Ausbildungsstelle, gemessen an der Zahl der ge-
schriebenen Bewerbungen, nicht eindeutig definieren. Pragma-
tisch werden deshalb verschiedene Varianten durchgerechnet:
Demnach müssten für 2002 bundesweit
• 93.081 Bewerber als latente Nachfrager ausgewiesen
werden, legt man als Kriterium für das „erkennbare Be-
mühungen“ mindestens zehn geschriebene Bewerbun-
gen fest (darunter West: 68.965, Ost: 24.116).
• Sind es mindestens 20 Bewerbungen, die als Definitions-
merkmal vorgegeben werden, reduziert sich die Zahl der
latenten Nachfrager auf 65.193 (darunter West: 47.149,
Ost: 18.044),
• bei mindestens 30 Bewerbungen auf 47.097 und bei
mindestens 40 auf 33.352 (darunter West: 32.211, Ost:
14.097).
Wir wollen nun der Frage nachgehen, wer mit welcher Wahr-
scheinlichkeit nicht in die offizielle Nachfrage eingeht und statt-
dessen als Teil dieser latenten Nachfrage nicht mehr bei der Bi-
lanzierung der Ausbildungsstellenmarktlage Berücksichtigung
findet. Übersicht 10 enthält Ergebnisse für verschiedene Bewer-
bergruppen, die wiederum in Abhängigkeit von der wirtschaftli-
chen Situation vor Ort, von einem möglichen Migrationshinter-
grund und der schulischen Vorbildung definiert werden. Die
Berechnungen beziehen sich auch in diesem Fall auf die alten
Länder. Genannt werden zunächst die Zahl der Bewerber
insgesamt und in den unteren Zeilen die absoluten Größen zu
den latenten Nachfragern. Die ebenfalls aufgeführten Anteils-
werte latenter Nachfrager beziehen sich auf die jeweilige Ge-
samtzahl der Bewerber.
Konzentrieren wir uns auf dabei auf die mittlere Variante der
Bestimmung der latenten Nachfrage, nach der jeder Bewerber
zumindest 20 schriftliche Bewerbungen versandt haben sollte,
um in ausreichender Weise „erkennbare Bemühungen“ um eine
Lehrstelle demonstriert zu haben.
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Übersicht 10: Ausmaß der latenten Nachfrage in Abhängig-
keit von der Arbeitsmarktlage in der Region,
von einem möglichen Immigrationshinter-
grund der Bewerber und von ihrer Schulbildung
(hier: nur alte Länder)
Wie an den relativen Anteilen ablesbar ist, besteht für die Pro-
blemgruppen des Lehrstellenmarktes eine deutlich größere Ge-
fahr, in die latente Nachfrage abzurutschen und damit in der
beruflichen Bildungsstatistik nicht mehr als Person zu erschei-
nen. So fallen die Anteile der latenten Nachfrage in allen Grup-







































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Beiträge aus der Forschung 51
als in ihren jeweiligen Pendants. Der höchste Anteil entfällt mit
30,9 % auf höher gebildete Bewerber mit Migrationshinter-
grund. Somit scheint es so zu sein, dass die berufliche Bildungs-
statistik zur Ausbildungsstellennachfrage gerade die Jugendli-
chen mit Berufsstartschwierigkeiten im Bermudadreieck der
latenten Nachfrage untergehen lässt und eine Ausgeglichen-
heit zwischen Ausbildungsstellenangebot und –nachfrage sug-
geriert, welche den tatsächlichen Problemen nicht gerecht wird.
Zusammenfassung
Die wichtigsten Ergebnisse seien zum Abschluss noch einmal in
aller Kürze in acht Punkten zusammengefasst:
• Ausbildungsstellenbewerber mit Berufsstartschwierig-
keiten definieren sich über situative und personale Merk-
male.
• Wichtigstes situatives Merkmal ist die allgemeine Be-
schäftigungssituation vor Ort.
• Zu den wichtigsten personalen Merkmalen zählen die
Schulbildung der Bewerber, ihr Alter und ein möglicher
Migrationshintergrund.
• Situative und personale Merkmale  – die wirtschaftliche
Lage vor Ort, die Schulbildung der Bewerber, ihr Alter und
ein möglicher Migrationshintergrund –  wirken nahezu
additiv auf die Übergangschancen an der „ersten Schwel-
le“.
• Die Vermittlungssituation in Nordrhein-Westfalen ist im
Vergleich zu anderen Regionen in Deutschland gekenn-
zeichnet durch eine relativ schwierige Beschäftigungssi-
tuation vor Ort, durch relativ viele Bewerber im fortge-
schrittenen Alter und durch den höchsten Migrantenan-
teil unter den Bewerbern.
• Die Übergangsquoten in eine Lehre schwanken je nach
wirtschaftlicher Situation vor Ort, der Schulbildung, dem
Alter und der Herkunft der Bewerber (Migrationshinter-
grund) zwischen 66 % und 29 %.
• Im Großen und Ganzen ähneln sich die Bewerbungs- und
Suchstrategien der Jugendlichen. Als ein besonderer
Nachteil für Bewerber aus Migrantenfamilien erweist
sich die Tatsache, dass sie nicht im selben Ausmaß auf das
Erfahrungswissen ihrer Eltern zurückgreifen können.
• In der offiziellen Berufsbildungsstatistik wird insbeson-
dere die Nachfrage der „Problemgruppen“ unterschätzt.
Die Situation auf dem Ausbildungsstellenmarkt erscheint
dadurch wesentlich günstiger, als sie tatsächlich ist.
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Im Folgenden wird über drei Ansätze zur Etablierung von Unter-
stützungsstrukturen für Jugendliche mit besonderen Berufsstart-
schwierigkeiten berichtet, an denen wir forschend und beratend
beteiligt sind. Es handelt sich um regionale bzw. lokale Aktivitä-
ten, und zwar im Kreis Offenbach und in den Städten Weinheim
(Bergstraße) und Lünen.
Reorientierungen: Kreis Offenbach
Ab Ende der 90iger Jahre existierte im Kreis Offenbach ein An-
satz, über eine einjährige „Grundqualifikation im Betrieb“ in
verschiedenen beruflichen Tätigkeitsfeldern Jugendliche mit
beruflichen Startschwierigkeiten auf möglichst direktem Wege
in den 1. Arbeitsmarkt zu bringen. Erfolgreich - mit einer Beteili-
gung von ca. 40 Betrieben verschiedener Branchen und jährlich
ca. 80 „Absolventen“ - wurde dieser Ansatz durch die enge Koo-
peration von Jugendberufshilfe und Betrieben, die über regio-
nale Ausbildungsforen vermittelt und gestützt wurde. Ausbil-
dungsforen sind regelmäßige Zusammenkünfte von Vertretern
aus Betrieben, Arbeitsverwaltung, Organisationen, Verwaltung
und Politik, die in der Regel vom Bürgermeister der betreffen-
den Kommune moderiert werden. Die Geschäftsführung obliegt
Mitarbeitern der Jugendberufshilfe, die im Rahmen der „Grund-
qualifikation“ auch die Vermittlung von Jugendlichen in Betrie-
be übernehmen.
Eine breit diskutierte Bilanz hatte im Frühjahr 2001 zum Ergeb-
nis, dass die Notwendigkeit gesehen wurde, dieses erfolgreiche
Modell strikter auf die Jugendlichengruppe mit besonderen Be-
rufsstartschwierigkeiten auszurichten, als dies in der Vergan-
genheit geschehen war. Dies hätte vor allem zur Konsequenz,
die bislang faktisch dominante Ausbildungsvorbereitung so zu
korrigieren, dass neben der Aufnahme einer Ausbildung die Fort-
setzung einer Arbeitstätigkeit im jeweiligen beruflichen Feld zur
zweiten nicht diskriminierten Option für die Jugendlichen wird.
Gedacht wurde an die Etablierung eines flächendeckenden Bera-
tungs- und Unterstützungssystems für Jugendliche mit besonderen
Berufsstartschwierigkeiten, das auf den guten Erfahrungen in den
regionalen Ausbildungsforen aufbaut. Es sollte so ausgelegt
werden, dass Jugendliche/junge Erwachsene bei dem Einstieg
und der Entwicklung ihres beruflichen Weges bis zum 27. Le-
bensjahr aktiv beratend begleitet werden. Mittlerweile befin-
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det sich die BerufsWegeBegleitung im Kreis Offenbach im Auf-
bau; sie wird dabei aus dem Programm „Kompetenzen fördern.
Berufliche Qualifizierung für Zielgruppen mit besonderem För-
derbedarf“ unterstützt.
Zielgruppe: Jugendliche mit besonderen
Berufsstartschwierigkeiten
In den drei „Projekten“ wird von Jugendlichen mit besonderen Be-
rufsstartschwierigkeiten gesprochen und nicht von Benachteilig-
ten, weil der Benachteiligten-Begriff sehr schillernd ist. Unter
Jugendlichen mit besonderen Berufsstartschwierigkeiten verstehen
wir solche, die aufgrund ihrer sozialen Lebenssituation und ih-
rer schulischen und außerschulischen Entwicklungen und Er-
fahrungen eine vergleichsweise schlechte Chance haben, ohne
deutliche zusätzliche Unterstützung, ohne erhebliche Kompli-
kationen stabil ins Arbeitsleben einzumünden. Für viele dieser
Jugendlichen (und später: jungen Erwachsenen) ist charakte-
ristisch, dass sie den offiziellen schulischen und anderen staatli-
chen „Pforten“ ins Arbeitsleben misstrauen und ihnen auswei-
chen, dass sie oftmals in formalen schulischen Leistungsberei-
chen gescheitert sind und für ihr weiteres Leben eher resignativ
eingestellt sind. Ihre Stärken kommen eher in Situationen zum
Tragen, die durch Überschaubarkeit, konkretes praktisches Tun
und emotionale Sicherheit „auf Gegenseitigkeit“ geprägt sind.
Langjährige Erfahrungen zeigen, dass man im Durchschnitt
davon ausgehen kann, dass etwa 10 bis 15 Prozent der Jugendli-
chen eines Schulentlassjahrgangs bei ihrem Berufsstart erheb-
lich gefährdet sind; eine weitaus größere Gruppe kann zu jenen
gezählt werden, die mit dem Berufsstart z. T. erhebliche Schwie-
rigkeiten haben. Die Risikogruppe ist naturgemäß nicht iden-
tisch mit jener Gruppe, deren berufliche Integration schließlich
vorläufig oder dauerhaft scheitert. Wie stark die Gefährdungen
zum Tragen kommen, wird durch die Situation auf dem Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarkt ebenso beeinflusst wie von der regio-
nalen Wirtschafts- und Bevölkerungsstruktur, aber auch vom
Vorhandensein oder Fehlen wirksamer Unterstützungsangebo-
te. Insofern unterscheidet sich die konkrete Lage von Region zu
Region.
Von der „Grundqualifikation“ zur BerufsWegeBegleitung
Das „Modell Grundqualifikation“ des Kreises Offenbach hatte
alle Voraussetzungen, auch Jugendlichen mit starken Start-
schwierigkeiten eine Chance zu bieten. Die wichtigsten positi-
ven Voraussetzungen, an die eine Modifikation des Modells in
Richtung auf Jugendliche mit besonderen Startschwierigkeiten
(ohne Hauptschulabschluss) anknüpfen konnte, waren:
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Erstens. Es gab ein erhebliches Engagement von Betrieben im „Mo-
dell Grundqualifikation“. Neben sozialen Motiven signalisiert
diese Beteiligung u. E. auch einen Bedarf von Betrieben an Ar-
beitskräftenachwuchs in einem Segment von Tätigkeiten, für
die zunehmend eine Grundqualifikation als sinnvoll und erfor-
derlich erachtet wird, nicht aber eine vollständige Berufsausbil-
dung.
Die im Allgemeinen positiven Erfahrungen mit den bisherigen
Teilnehmern der „Grundqualifikation“ sprechen dafür, daß auch
eine noch etwas „problematischere“ Jugendlichengruppe den
betrieblichen Anforderungen an Arbeitsleistung, Lern- und So-
zialverhalten genügen kann.
Zweitens. Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass die Sozialpäd-
agogische Begleitung die Integration der Jugendlichen durch
Unterstützung, Beratung und – gegebenenfalls – Konfliktma-
nagement erleichtert hat. Bei einer Modifikation des bisherigen
„Grundmodells“ ist eine solche Begleitung noch weniger ver-
zichtbar und sollte stabilisiert werden.
Drittens. Die Beteiligung der Berufsschule bleibt auch bei einer
Modifikation unverzichtbar, um systematisches berufliches Ler-
nen zu gewährleisten. Die Erfahrungen der bislang beteiligten
Berufsschullehrer sprechen auch hier eine deutliche Sprache:
die betriebliche Ernst- und Praxissituation führte bei vielen Ju-
gendlichen zu einem starken Motivationsschub und zu einer
insgesamt positiven Persönlichkeitsentwicklung. Es muss geklärt
werden, in welcher Weise der bislang sehr stark ausbildungsvor-
bereitend orientierte Berufsschulunterricht eine Modifikation
erfahren könnte/sollte.
Viertens. Die Ausbildungsforen und das umfangreiche Engage-
ment der Geschäftsführer ( bei „Akquisition“ von Betrieben und
Auswahl der Jugendlichen ) waren die zentralen Voraussetzun-
gen für den bisherigen Erfolg des „Modells Grundqualifikation“.
Diese Konstruktion macht letztlich die Stärke und Modellhaf-
tigkeit des Konzepts aus, deren exemplarische Bedeutung weit
über den Kreis Offenbach hinausreicht. Das muss fortgeführt
werden, wobei die Geschäftsführer stärker von der aufwendi-
gen Arbeit der Suche nach Betrieben und der präzisen Voraus-
wahl der Jugendlichen entlastet werden könnten.
Die besondere Qualität des „Offenbacher Modells Grundqualifi-
kation“ ergab sich aus der Zusammenarbeit von Jugendberufs-
hilfe und Betrieben, vermittelt über die Ausbildungsforen und
ihre Geschäftsführer. Gerade bei einer Modifikation des „Modells“
in Richtung auf Jugendliche mit starken Startschwierigkeiten
ist die Jugendberufshilfe unverzichtbar. Ihr lebensweltbezogener
Ansatz ermöglicht es ihr, dort mit diesen Jugendlichen Kontakt
aufzunehmen, wo sie anzutreffen sind und zu ihnen eine aus-
reichende Vertrauensbasis aufzubauen, um sie an das „Modell
Grundqualifikation“ heranführen zu können.
Der Kreis Offenbach und die Gemeinden im Kreis bleiben als Pro-
motoren und als Garanten der politischen, personellen und in-
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frastrukturellen Rahmenbedingungen unverzichtbar. Beson-
ders wichtig wird ihre Rolle bei der forcierten Verknüpfung ei-
nes regionalisierten Berufsqualifikations-Netzwerks sein. Vor
allem für Jugendliche, die die Erfahrung des Scheiterns in der
Schule bereits gemacht haben, wird dies problematisch.
Entwicklungszeit absichern
Entscheidend für die Re-Orientierung wurde folgende Überle-
gung. „Optionssicherheit“ auch bei einem Einstieg ins Arbeitsle-
ben, der (zumindest am Anfang) nicht über eine Berufsausbil-
dung erfolgt: Dies ist einer der Gründe für die Etablierung einer
BerufsWegeBegleitung. Dahinter steht allerdings eine grund-
sätzlichere Einschätzung zu den Problemen, die Jugendliche mit
besonderen Startschwierigkeiten, auch beim weiteren Aufbau ih-
res Berufswegs haben können. Es ist anzunehmen, dass es die kom-
pakte Start-Benachteiligung mit sich bringt, dass es im weite-
ren Verlauf zu Krisen verschiedenster Art kommen kann. Kon-
flikte bei der Arbeit, in Partnerschaften, Zweifel am Sinn des ein-
geschlagenen Wegs, Mutlosigkeiten.
Hinzu kommt, dass sich im jungen Erwachsenenalter Spannun-
gen im Lebenszusammenhang verstärken, die sich gefährdend
oder einschränkend auf Arbeit und (Weiter-)Bildung auswirken.
Es ist also sinnvoll, davon auszugehen, dass ein erheblicher Zeit-
raumbedarf bestehen könnte, bis es zu einer nachhaltigen Sta-
bilisierung im Berufsweg kommt. Die BerufsWegeBegleitung
wird in diesem Sinne auch als ein soziales Arrangement verstan-
den, für die jungen Erwachsenen die erforderliche Entwicklungs-
Zeit abzusichern ( jedenfalls bis zum 27. Lebensjahr, was eine er-
hebliche „Strecke“ ist). Beratung, die bereitgehalten und aktiv
angeboten wird, bezieht sich aus diesen Gründen eben nicht nur
auf die Erörterung (weiterer) beruflicher Entwicklungsoptio-
nen und ihre flexible Anpassung an die jeweiligen Lebensum-
stände, sondern auch auf Krisenprävention und Unterstützung
bei der Bewältigung von Krisen. Hierzu ist die BerufsWegeBe-
gleitung natürlich auf fachkundige Hilfe aus den einschlägigen
Diensten und Organisationen angewiesen. Das aufzubauende
Kooperationsnetzwerk der BerufsWegeBegleitung wird sich also
auch in diese Richtung hinein ausdehnen müssen.
Ein solches erhöhtes Krisenrisiko beim weiteren Aufbau des ei-
genen Berufswegs ist sicherlich nicht nur bei jenen zu befürch-
ten, die ihren Einstieg in die Arbeitswelt über Beschäftigung plus
nehmen, sondern bei allen, die besondere Startschwierigkeiten
hatten. Von daher kann die BerufsWegeBegleitung bis zum 27.
Lebensjahr sich nicht exklusiv auf diejenigen aus Beschäftigung
plus beschränken, sondern muss für alle offen sein, die im „Sys-
tem“ BerufsWegeBegleitung sind.
Es darf allerdings nicht aus dem Blick geraten, dass sich die
ohnehin bei Benachteiligtenförderung vorhandene „Stigmati-
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sierungsfalle“ hier noch verschärft. Gemeint ist damit, dass in
Selbst- wie Fremdwahrnehmung oftmals als negativ aufgefasst
wird, wenn man nicht allein zurechtkommt, sondern Hilfe in
Anspruch nimmt. Da gerade das frühe Erwachsenenalter beson-
ders mit dem Anspruch auf Selbstständigkeit verbunden ist, setzt
sich eine bis zum 27. Lebensjahr verlängerte Begleitung in be-
sonderer Weise diesem Problem aus. Es wird also darauf ankom-
men, eine Begleitungspraxis zu entwickeln und zu erproben, die
eine gute Balance zwischen der Eigenverantwortlichkeit für
Berufsweg und Lebenskonzept und einem präsenten, aber un-
aufdringlichen Beratungsangebot findet und „Ausstiege“ er-
möglicht, indem Abhängigkeiten von der Begleitung vermieden
werden.
Berufliche Entwicklung sicher ermöglichen
Um in diesem Sinne die berufliche Entwicklung von Jugendli-
chen mit besonderen Berufsstartschwierigkeiten sicher ermög-
lichen zu können, musste eine differenzierte operative Strate-
gie entwickelt werden. Ansatzpunkte waren dabei:
? Aktivierende Begleitung
Die BerufswegeBegleitung ist ein aktivierendes qualifiziertes
Beratungsangebot. Das Modell: In regelmäßigen Abständen wird
ein persönlicher Kontakt mit den jungen Erwachsenen, die „im
System“ sind, aufgenommen. In diesem Kontakt wird besprochen,
welche aktuelle, für die berufliche Entwicklung wichtige Situa-
tion besteht. Und es wird abgeklärt, ob eine detaillierte Bera-
tung erforderlich ist oder erwünscht wird. Detaillierte Bera-
tungsangebote erstrecken sich auf alle für die weitere berufli-
che Entwicklung wichtigen Fragen: Aufnahme einer Aus- oder
Weiterbildung, Zertifizierungsfragen, finanzielle Unterstützung
bei Aus- und Weiterbildung, etc. Ergänzende Beratungen, die
andere Bereiche der Lebenssituation betreffen, werden bei Be-
darf vermittelt. Damit ist sichergestellt, dass während eines er-
heblichen Zeitraums der biografischen Entwicklung die Frage
der beruflichen Weiterentwicklung immer wieder angesprochen
wird und realistische Auskünfte erteilt werden. Ein kontinuier-
licher enger persönlicher Kontakt wird gewährleistet, der von
den jungen Erwachsenen auch selbst aktiv in Anspruch genom-
men werden kann. Eine Hotline unterstützt schnelle Kommu-
nikation.
? Flächendeckende Beratungs- und Förderstrukturen
Für die BerufswegeBegleitung sollen Clearingstellen - Stützpunk-
te - aktiviert werden, die die jungen Erwachsenen von der „Erst-
beratung“ bis zum 27. Lebensjahr aktivierend begleiten.
Diese Stützpunkte werden Ergebnis einer neuartigen und en-
gen Zusammenarbeit zwischen der Jugendberufshilfe „vor Ort“
als erstem Ansprechpartner, den Arbeitsämtern, des Fachdiens-
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tes Arbeit und Berufsausbildung des Kreises Offenbach und
weiteren Diensten und Organisationen sein. Die Geschäftsfüh-
rerInnen der Ausbildungsforen stellen eine enge Beziehung zu
den Mitgliedern der Ausbildungsforen her.
? Aufsuchende Netzwerke
Die BerufsWegeBegleitung hat nur Sinn, wenn sie lebenswelt-
nah angesiedelt wird.
Alle Beteiligten bieten regelmäßige Präsenzzeiten mit entspre-
chenden Zeitfenstern für direkte Beratungskontakte an. Dies
ist ein Element der Verlässlichkeit der Berufswegebegleitung.
Die Jugendberufshilfe vor Ort steht während der gesamten Wo-
che für Kontaktaufnahme und Beratung als Clearingstelle zur
Verfügung.
Die Begleitung beginnt mit dem Erstkontakt. Hierbei wird be-
sonderes Augenmerk auf jene Jugendlichen und jungen Erwach-
senen gelegt, die nicht die üblichen Wege der Berufsberatung
und Direktbewerbung nutzen. Mit Hilfe der lokalen Netzwerke
derjenigen, die im Kontakt mit Jugendlichen an der Schwelle
zum Arbeitsleben sind, wird der „Erstkontakt“ aufgenommen
und durch die Jugendberufshilfe vor Ort weitergeführt. Die Erst-
beratung und alle fortlaufenden Beratungen dienen dem Ziel,
für die jeweilige Person die angemessenen Optionen ausfindig
zu machen und sie beratend gemeinsam zu klären. Hierzu kön-
nen auch Aktivitäten wie Nachholen des Hauptschulabschlus-
ses oder Kurse in deutscher Sprache gehören.
Eine unter den verschiedenen Optionen ist dabei die Grundqua-
lifikation.
Zur Verbesserung der Kontaktierung, Erstberatung und „Einfä-
delung“ an der Schwelle von der Schule zum Arbeitsleben soll
ein mit den „Stützpunkten“ verbundenes präventives Netzwerk
aufgebaut werden, an dem u. a. die Schulsozialarbeit, die kom-
munale, kirchliche und freie Jugendarbeit, Verbände und die
Organisationen der Migranten zu beteiligen sind.
? Lebensweltliche Orientierung, mit besonderer Aufmerksam-
keit für junge Frauen
Die BerufsWegeBegleitung wird lebensweltlich orientiert sein.
Sie ist insbesondere auf Jugendliche mit besonderen Berufsstart-
schwierigkeiten ausgerichtet, also jene, die die normaler Weise
vorgesehenen Möglichkeiten von Berufsorientierung, -beratung,
-bewerbung und -vermittlung kaum oder gar nicht nutzen und
die von ihrer Vorbildung (z. B. ohne Hauptschulabschluss) und
ihrer sozialen oder persönlichen Situation als besonders „benach-
teiligt“ gelten müssen.
In besonderer Weise finden die Lebensumstände und -perspekti-
ven junger Frauen mit besonders starken Berufsstart- und Be-
rufsentwicklungsschwierigkeiten Berücksichtigung. Dabei ist
zu beachten, dass in vielen Fällen ein Migrationshintergrund vor-
handen ist.
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? Orientierung an biografischen Verläufen statt an „Schwel-
len“
Mit „Präventionsnetzwerken“ ist die gezielte und systematische
Zusammenarbeit zwischen den „Stützpunkten“ und den Ein-
richtungen, Organisationen und Dienststellen gemeint, die sich
an der Prävention beteiligen sollten, also Schulen, die kommu-
nale Jugendarbeit, aber auch Kirchen, Sportvereine und die Or-
ganisationen der Migranten. Dabei geht es nicht nur um das
„Knüpfen“ der Netzwerke, sondern zugleich um Information,
Sensibilisierung und das Zurverfügungstellen von Handreichun-
gen und Instrumenten.
Mit „Begleitungskonzept“ ist die Entwicklung und Erprobung
von aktivierenden Beratungskonzepten für den Zeitraum vom
Ende der „Startphase“ bis zum 27. Lebensjahr gemeint. Die „Be-
gleitungskonzepte“ schließen regelmäßige Kontakte und Bera-
tungen mit den kooperierenden Betrieben, Berufsschulen und
sonstigen Einrichtungen ein.
Kommunale Verantwortung
Im Kreis Offenbach war weitgehend unstrittig, dass die Städte
und Gemeinden eine zentrale Rolle bei der Etablierung von Un-
terstützungsstrukturen zu spielen hätten; die Ausbildungsfo-
ren sind ein beredter Ausdruck für diese Haltung. Angesichts
der sich dramatisch verschlechternden Gemeindefinanzen und
der gesamten Diskussion über Zuständigkeiten und Verantwort-
lichkeiten verlor aber diese kommunale Verantwortung ihre
Selbstverständlichkeit und musste erneut begründet werden.
Dies gilt für alle drei „Projekte“ gleichermaßen.
Unstrittig ist und bleibt, dass der lokalen Handlungsebene eine
besondere Bedeutung für die Integration von Jugendlichen und
jungen Erwachsenen in die Arbeitswelt zukommt. Die Folgen
von Ausbildungsplatzmangel und Arbeitslosigkeit wirken sich
jedoch unmittelbar auf der lokalen Ebene aus. Daher ist auch
die lokale Ebene zentraler Ansatzpunkt aller Maßnahmen.
Angesprochen ist hiermit zunächst eine negative Betroffenheit:
Die lokale Ebene kommt nicht umhin, sich mit den Auswirkun-
gen von Ausbildungsplatzmangel und Arbeitslosigkeit ausein-
ander zu setzen, weil ihnen diese ohnehin „auf die Füße fallen“.
Kommunale Letztverantwortung ergibt sich aus dem Gebot der
Daseinsvorsorge ebenso wie daraus, dass die Folgen nichtgelin-
gender Arbeitswelt- und damit sozialer Integration als soziale
Kosten sowie als Verschlechterung lokaler Lebensqualität wirk-
sam werden.
Im Folgenden wird von der Prämisse ausgegangen, dass die sozi-
ale Integration von Jugendlichen letztendlich in die kommuna-
le Verantwortung zurückfällt - und zwar beinahe unabhängig
davon, wie die die hierauf bezogenen rechtlichen Zuständigkei-
ten geordnet sind.
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Zunächst ist damit nicht mehr, aber auch nicht weniger gemeint,
als dass die nicht gelingende soziale Integration auf die kommuna-
le Gemeinschaft zurückfällt, im Sinne von sozialen Problemen
und sozialen Kosten.
Nicht gelungene soziale Integration - Desintegration - ist für die
Betroffenen oftmals eine leidvolle Situation mit hohen Risiken;
sie verschlechtert aber auch die Lebensqualität für die Stadtge-
sellschaft insgesamt.
Gelingende soziale Integration ist ohne eine Teilhabe an Arbeit
und beruflicher Tätigkeit schwer vorstell- und lebbar. Auch dann,
wenn andere Einrichtungen verstärkt die Aufgabe der berufli-
chen Integration Jugendlicher übernehmen, wie dies mit der
Reform der Dienstleistungen am Arbeitsmarkt mit den Jobcen-
tern geplant ist, bleibt die Förderung beruflicher Perspektiven
bei Jugendlichen letztendlich auch kommunale Aufgabe -
gewissermaßen im Sinne einer „Grundabsicherung“, weil auf der
kommunalen Ebene misslingende soziale Integration nicht in
Kauf genommen werden kann.
Kommunale Verantwortung heißt in diesem Zusammenhang
keineswegs nur, aber auch städtische Verantwortung. Alle Akteure
in der Stadtgesellschaft, die etwas zur sozialen und beruflichen
Integration Jugendlicher beitragen (können), sind hierin einzu-
beziehen; durch Kooperation und kommunale Koordinierung
können vielfältige Synergieeffekte und damit Ressourcenspar-
samkeit erreicht werden. Dies ist angesichts der kommunalen
Haushaltssituation von nicht unerheblicher Bedeutung.
Allerdings handelt es sich bei der Förderung der sozialen und
beruflichen Integration von Jugendlichen um eine strukturelle
Aufgabe, die sich in einem Konjunkturaufschwung keineswegs
von selbst erledigt. Soziale Veränderungen und Umbrüche, die
mit dem Strukturwandel unserer Gesellschaft ursächlich ver-
bunden sind, lassen überdies erwarten, dass bei einer nicht un-
erheblich großen Gruppe von Jugendlichen Integrationsrisiken
zunehmen. Jugendliche und junge Erwachsene mit Migrations-
hintergrund gehören in diesem Zusammenhang zu den risiko-
exponierten sozialen Gruppen.
Umgekehrt aber ist gelingende Integration ein wichtiger Aspekt
städtischer Lebensqualität und ein nicht unerheblicher „wei-
cher“ Standortfaktor, den man oftmals gering schätzt, wenn die
Effekte von Desintegration im Stadtbild nicht sichtbar werden.
Nicht zuletzt bedeutet gelingende berufliche Integration aber
auch, wichtige produktive Potentiale (nämlich die Fähigkeiten
und das Engagement von jungen Menschen) nicht brachliegen
und verkümmern zu lassen, sondern als einen wirtschaftlichen
und sozialen Faktor für die Zukunft der Stadt zu pflegen. Dies
wird nicht nur vor dem Hintergrund der prognostizierten de-
mographischen Entwicklung, sondern auch angesichts der für
Weinheim typischen Produktions- und Dienstleistungsqualität
immer wichtiger.
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Auch unter günstigeren kommunalen Haushaltsverhältnissen,
als sie heute herrschen, wäre es weder sachlich noch politisch
angemessen, der Stadt die Förderung der beruflichen und sozia-
len Integration Jugendlicher allein zuzuweisen. Es wäre auch
nicht machbar; denn diese Aufgabe bedarf der engen und konti-
nuierlichen Kooperation jener Akteure, die aufgrund ihrer fak-
tischen oder möglichen Rolle in der Lebens- und künftigen Ar-
beitswelt der Jugendlichen kompetent und nah sind. Bürger-
schaftliches Engagement wird überdies eine immer unverzicht-
barere Komponente.
Positiv betrachtet aber ist Arbeitsweltintegration, die berufliche
Entwicklungsperspektiven öffnet, ein wichtiger Standortfaktor:
er demonstriert Integrationskraft und die Pflege von Potentia-
len, die auch angesichts des demografischen Wandels von erheb-
licher Bedeutung sind. Eine Stadt, eine Gemeinde, ein Kreis, der
für die Arbeitsmarktintegration von Jugendlichen und jungen
Erwachsenen Sorge trägt, handelt nicht nur sozialpolitisch ver-
antwortlich, sondern auch unter wirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten zukunftsorientiert. Aber auch aus der Sicht der Jugendli-
chen und ihrer Familien ist die lokale Handlungsebene zentral:
Die Städte und Gemeinden sind wichtiger Teil und Horizont ih-
res Lebenszusammenhangs, in dem sie sich bewegen und von dem
sie Sicherheiten und Lebensqualität erwarten. Lebensweltnähe
ist überdies besonders für jene wichtig, die besondere Schwie-
rigkeiten bei der ersten oder erneuten Integration in Ausbildung
oder Arbeitstätigkeit haben.
Viele Städte, Gemeinden und Kreise sind in der Vergangenheit
ihrer kommunalen Verantwortung nachgekommen und haben
z. T. umfangreiche Integrationsmaßnahmen und -systeme ent-
wickelt, bei denen die verschiedenen Ansätze zur Jugendberufs-
hilfe eine besondere Bedeutung hatten.
Bürgerschaftliches Engagement: Weinheim
Die Unterstützung gerade von Jugendlichen mit besonderen
Berufsstartschwierigkeiten beim Übergang in die Arbeitswelt
übersteigt die Kapazitäten und Kräfte der Professionals. Bürger-
schaftliches Engagement, z. B. in Form von Patenschaften, aber
auch als Engagement von Vereinen und Zusammenschlüssen
von Bürgerinnen und Bürgern, wird zu einem unverzichtbaren
Bestandteil jeder wirksamen Unterstützungsstruktur.
Dieses war eine der tragenden Überzeugungen für Aktivitäten
in der Stadt Weinheim, die mit Unterstützung der dortigen Freu-
denberg-Stiftung zur Gründung der Jugendagentur Job Central
führten. Nach dreijähriger Arbeit wurde im Sommer 2003 eine
gründliche Zwischenbilanz gezogen, aus der u. a. als Empfeh-
lung resultierte, die kommunale Verantwortung, u. a. durch die
Einrichtung einer „Integrations-Kommission“ beim Oberbürger-
meister, zu stärken und das bürgerschaftliche Engagement in
seiner Wirksamkeit zu verbessern. Darüber hinaus wurde eine
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Netzwerkstruktur vorgeschlagen, die den Grundüberlegungen
abgesicherter Entwicklungschancen entspricht, wie sie bereits
im Kreis Offenbach angestellt wurden.
Die Jugendagentur Job Central nahm am 1. April 2000 ihre Arbeit
in Räumen des Gebäudes Café Central - einem städtischen Ju-
gendzentrum auf. Es wurde davon ausgegangen, dass die Unter-
bringung im Gebäude von Café Central es Jugendlichen erleich-
tert, Kontakt aufzunehmen.
Das Konzept von Job Central nimmt zum einen Initiativen auf, die
aus Weinheim selbst stammen und bei denen die Freudenberg-
Stiftung als Anreger und Förderer eine Rolle gespielt hat. Es
schließt aber andererseits auch an die Ergebnisse der Enquete-
Kommission des Landes Baden-Württemberg zu „Jugend-Bil-
dungs-Arbeit“ an sowie an Empfehlungen des Ministeriums für
Kultur, Jugend und Sport, die im ganzen Land Baden-Württem-
berg zur Gründung von regionalen Jugendagenturen führen.
Job Central ist dann als Jugendagentur auch nicht auf die Stadt
Weinheim beschränkt, sondern für die Badische Bergstraße zu-
ständig, was sich auch in der Zusammensetzung des Trägerver-
eins zeigt.
Als Startaufgaben werden neben der Errichtung einer Bera-
tungsstelle zu „Coaching, Qualifizierung und Job-Hunting“ die
enge Kooperation mit Schulen und den dortigen Abgangsklas-
sen und der Aufbau eines Netzwerks genannt. Die Beratung
wurde von Jugendlichen stark frequentiert, die Kooperation
gelingt mit einer Reihe von Schulen - andere halten sich zu-
rück; die Mitarbeiterinnen von Job Central können offenkundig
durch den frühen schulisch vermittelten Kontakt mit Jugendli-
chen in vielen Fällen erfolgreich Wege für die weitere (berufli-
che) Entwicklung bahnen. Der Agentur-Charakter steht stark
im Vordergrund; demgegenüber bleibt der Aufbau einer netz-
werkbasierten stadtweiten Unterstützungsstruktur zurück.
Eine solche Einschränkung muss auch für die „Besonderheiten“
Weinheims gemacht werden, nämlich dem Umstand, dass es in
dieser kleinen Stadt eine breite Bereitschaft zu bürgerschaftli-
chem Engagement gibt, die sich nach Gründung von Job Central
im sogenannten Unterstützerkreis zusammen fand.
Beim Unterstützerkreis handelt es sich um einen Zusammen-
schluss zahlreicher Weinheimer Bürgerinnen und Bürger mit
Ansehen und Einfluss (die man früher sicherlich „Honoratioren“
genannt hätte), wie man ihn anderswo sehr selten antrifft. Dies
ist also eine Besonderheit Weinheims, die sicherlich auch mit
unverwechselbaren lokalen Traditionen in der Umwelt der Fir-
ma Freudenberg zusammenhängt. Das Wirkungspotential des
Unterstützungskreises wird aber bei weitem nicht ausgeschöpft;
vor allem wohl deswegen, weil die Aktivitäten der Mitglieder in
Richtung auf die direkte Unterstützung von Jugendlichen („Coa-
ching“) eher eng geführt wurden.
Im weiteren städtischen Umfeld bleibt deshalb auch die Rolle
des Unterstützerkreises diffus. Eine öffentliche Anerkennung sei-
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nes Engagements blieb in der Vergangenheit weitgehend aus,
erfolgte aber nun anlässlich der Zwischenbilanzierung.
Der Unterstützerkreis als eine Form herausgehobenen bürger-
schaftlichen Engagements könnte mehr in die Breite wirken,
wenn er verstärkt in der städtischen Öffentlichkeit und gegen-
über den Betrieben als Anwalt für die Förderung der beruflichen
Integration Jugendlicher wirken würde. Gerade für den Brü-
ckenschlag zur Welt der Betriebe ist dieser Kreis aufgrund sei-
ner Zusammensetzung besonders geeignet; daran fehlt es
bislang: Die Verbindung von Job Central zur Welt der Betriebe
und der Organisationen der Wirtschaft blieb eher punktuell, ob-
wohl z. B. viele Mitglieder des Unterstützerkreises über ausgezeich-
nete Beziehungen in diesen Bereich hinein verfügen. Auf die
Verdichtung der Kooperation mit der Wirtschaft (was eine enge
Zusammenarbeit mit Betriebs- und Personalräten und Gewerk-
schaften durchaus einschließt) wird deshalb in Zukunft beson-
deres Gewicht gelegt werden müssen.
Kommunale Koordinierung: Lünen
In der Stadt Lünen wurde in direkterer Weise versucht, eine Netz-
werk-Struktur so zu entwickeln, dass sie kommunaler Koordi-
nierung zugänglich ist. Dieser Ansatz wurde im Rahmen der re-
gionalisierten Arbeitsmarktpolitik des Landes NRW durch das
Land, den Kreis Unna und den Europäischen Sozialfond geför-
dert.
Der Start der Aktivitäten liegt ungefähr ein Jahr zurück. Die
damalige Überlegung war: Jugendliche und junge Erwachsene
mit Berufsstartschwierigkeiten brauchen auf ihrem Weg in die
Arbeitswelt Aufmerksamkeit und Unterstützung, aber weder
Rundumbetreuung noch Bevormundung. Es muss immer dar-
um gehen, Eigeninitiative und Eigenverantwortung zu stärken.
Wenn aber Schwierigkeiten auftreten, muss lebensweltnah Un-
terstützung verfügbar sein. Und zwar nicht nur punktuell, son-
dern über einen längeren Zeitraum entlang der biografischen
Phase der Einmündung in die Arbeitswelt, von der Schule mit ca.
15, 16 Jahren bis etwa zum 25. Lebensjahr.
Hieraus entstand ein Aufeinanderfolge von drei Netzwerken:
? Netzwerk Vorarbeit (= von 15,16 bis zum ersten Einstieg in
die Arbeitswelt )
? Arbeitsgemeinschaft Übergang/Betrieb ( = für den direkten
Berufsstart )
? Netzwerk Frühes Berufsleben (= zur Stabilisierung bis zum
25. Lebensjahr)
In diesen Netzwerken arbeiten Personen mit, die aus all jenen
Einrichtungen und Organisationen kommen, die einen wichti-
gen Beitrag leisten können: städtische Ämter und Arbeitsver-
waltungen, Schulen und Wohlfahrtsverbände, Bildungsträger
Beiträge aus der Forschung 65
und Zusammenschlüsse von Betrieben. Für die regelmäßige Ko-
ordinierung dieser verschiedenen Aktivitäten steht die Stadt Lü-
nen ein.
Auch im Lünener Ansatz nimmt das bürgerschaftliche Engage-
ment eine besondere Rolle ein: Eine Initiative „Lünen braucht
Sie“ wird in der Öffentlichkeit und gegenüber der Wirtschaft
für diese Jugendlichen und ihre Chance in der Arbeitswelt wer-
ben und ehrenamtliche Paten werden Jugendlichen und jun-
gen Erwachsenen die Hand zu konkreter Hilfestellung reichen.
Ausblick
Mit der einmündungsbiografischen Orientierung, dem die Netz-
werkstruktur entspricht, der Klärung einer zentralen kommu-
nalen Koordinierungsaufgabe und der Bedeutung, die ehren-
amtlichem Engagement zukommt, sind wichtige Bausteine ei-
nes künftigen Unterstützungssystems im Aufbau. In allen drei
Ansätzen zeigt sich aber, dass dem Partner „Betrieb“ nicht aus-
reichend Aufmerksamkeit gewidmet wird, was sicherlich mit
dem „sozialpädagogischen Traditionsbestand“ in den Projekten
zusammenhängt, der sich vom „Defizitmodell Jugendlicher“
noch nicht vollständig getrennt hat.
Es ist aber davon auszugehen, dass der Engpass bei betrieblichen
Plätzen nur überwunden werden kann, wenn Betriebe Jugend-
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haben oder die neu gegründet wurden. Außerdem müssen viel
mehr Betriebe gewonnen werden, die interessiert und bereit
sind, jene Jugendlichen in Arbeit oder Ausbildung zu nehmen,
die „besondere Berufsstartschwierigkeiten“ haben. Zu wenig
wurde bisher beachtet, dass diese Betriebe darin „sicher“ ge-
macht werden müssen, diese Aufgabe auch bewältigen zu kön-
nen. Unterstützungs- und Beratungsangebote für Betriebe („Be-
triebs-Coaching“) sind eine notwendige Antwort darauf.
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Bernd Ott
Die „Duale Oberschule“ in Rheinland-Pfalz – ein
Modellversuch macht Schule
1. Intentionen und Ziele der Dualen Oberschule
In Rheinland-Pfalz wird seit dem Schuljahr 1996/97 der Modell-
versuch Duale Oberschule (DOS) als neuer Bildungsgang erprobt.
Bundesweit ist dies derzeit der einzige Modellversuch, in dem es
um die Entwicklung einer neuen Schulart geht.
Die Duale Oberschule ist einerseits ein „regionales Unterstüt-
zungssystem" – deshalb kann sie als ein Modell für die Intentio-
nen des 1. Dortmunder Forschertages gelten. Andererseits soll
mit diesem Schulversuch die Attraktivität beruflicher Bildung
insgesamt gesteigert werden. Dazu wurde erstmalig ein gestuf-
tes, aber durchgängiges Bildungsangebot geschaffen, das die
Klassen 5 bis 13 umfasst und alle Bildungsabschlüsse bereithält,
die bisher durch Hauptschulen, Realschulen und Berufsbilden-
de Schule getrennt voneinander vergeben wurden. Allgemeine
Bildung, praxisorientiertes Lernen und die Bildungsinhalte der
Sekundarstufen I und II werden durch den Modellversuch neu
miteinander verknüpft und aufeinander abgestimmt.
Ziel ist es, einen klar strukturierten und berufsqualifizierenden
Bildungsgang aufzubauen, der Schülerinnen und Schülern eine
sichere und solide Berufswahlentscheidung ermöglicht und Ih-
nen zugleich den Zugang zur Fachhochschule bzw. zur Hoch-
schule offen hält.
Die hierzu gewählte Schulstruktur kann anhand der Abbildun-
gen 1 und 2 leicht nachvollzogen werden. Über die endgültige
Organisationsform des Bildungsganges Duale Oberschule in der
Sekundarstufe II wird noch entschieden.
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2. Aufbau der Dualen Oberschule
Abbildung 1
Die besondere Stufenstruktur der Dualen Oberschule mit ihren
zahlreichen Optionen und die künftige Stellung dieser Schul-
form im rheinland-pfälzischen Schulwesen ist im Folgenden de-
tailliert beschrieben.
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Orientierungsstufe:
? Sie umfasst die 5. und 6. Klasse für alle Schülerinnen und
Schüler mit Empfehlung für Hauptschule, Realschule und
Gymnasium. In einzelnen Fächern können Leistungsgruppen
gebildet oder eine Differenzierung nach Lernniveaus vorge-
nommen werden. In der Klasse 6 wird wahlweise die zweite
Fremdsprache (Französisch) oder eine Einführung in das neue
Unterrichtsfach “Praxis in der Schule” (PidS) angeboten. Hier
werden die Lernbereiche Naturwissenschaft und Technik,
Wirtschaft und Verwalten sowie Hauswirtschaft und Sozial-
wesen unterrichtet und verstärkt praxisorientierte bzw. be-
rufswahlvorbereitende Inhalte vermittelt.
Mittelstufe:
? Sie umfasst die Klassen 7 bis 9 in zwei Profilstufen (Leistungs-
stufen) und bietet Unterricht in dem neuen Unterrichtsfach
„Praxis in der Schule“ (PidS) integrativ für alle Schülerinnen
und Schüler. Dies erleichtert die Berufswahlentscheidung,
dient der Vorbereitung auf den Beruf und schließt informa-
tionstechnische Grundbildung ebenso ein wie die Durchfüh-
rung von Betriebserkundungen und Betriebspraktika. Für
Schülerinnen und Schüler der Profilstufe II und für besonders
leistungsfähige Schülerinnen und Schüler der Profilstufe I,
die nach neun Schuljahren noch nicht mit einer Berufsaus-
bildung beginnen wollen, besteht die Möglichkeit, ein 10.
Schuljahr an der Dualen Oberschule zu besuchen, um dort den
Realschulabschluss zu erwerben.
Oberstufe:
? Sie umfasst die 10. bis 12. Klasse und findet an kooperieren-
den Berufsbildenden Schulen statt. Die Klassen 10 bis 12
schließen eine berufliche Erstausbildung im dualen System
nach dem Berufsbildungsgesetz bzw. der Handwerksordnung
mit Berufsausbildungsabschluss, Berufsschulabschluss und
qualifiziertem Sekundarabschluss I (“Mittlere Reife”) ein. Die
Schülerinnen und Schüler werden mit dem gleichen Zeitan-
teil wie die übrigen Auszubildenden im Betrieb ausgebildet
und besuchen den Bildungsgang Duale Oberschule innerhalb
der Berufsschule.
Qualifikationsstufe:
? Eine weitere Stufe bildet das 13. Schuljahr, das zur Fachhoch-
schulreife führt und bei entsprechender Leistung den Zu-
gang zur Hochschule eröffnet.
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Der Aufbau der Sekundarstufe I
In der Sekundarstufe I durchlaufen die Schülerinnen und Schü-
ler zunächst gemeinsam eine Orientierungsstufe (Klasse 5 und
6). Zu Beginn der Klassenstufe 7 wird nach Leistungskriterien
differenziert. Ein Schüler wird entweder in die Profilstufe I oder
in die Profilstufe II aufgenommen. Die Schüler werden dann in
abschlussbezogene Profilstufen aufgeteilt. Die Profilstufe I ent-
spricht dem Lern- und Leistungsniveau der Hauptschule und
die Profilstufe II dem Niveau der Realschule. Diese beiden Profil-
stufen sind aber keineswegs Sackgassen der individuellen Schul-
laufbahn, sondern sie sind nach dem Prinzip der Durchlässigkeit
konzipiert, d. h. zum jeweiligen Schuljahresende (im Einzelfall
auch zum Schulhalbjahreswechsel) besteht die Option, die Pro-
filstufe zu wechseln. Die Duale Oberschule muss dafür aber nicht
verlassen werden, denn an jedem Standort sind natürlich beide
Profilstufen eingerichtet.
Die deutliche berufswahlvorbereitende Qualifizierung wird vor
allem im integrativ gefassten Unterricht des Faches „Praxis in
der Schule“ (PidS) vermittelt und zielt auf den frühest mögli-
chen Abschluss der Sekundarstufe I. Die Schülerinnen und Schü-
ler sollen deshalb grundsätzlich mit Erwerb der „Berufsreife“,
nach Abschluss der Klassenstufe 9 ihren Bildungsweg in der
Oberstufe, d.h. im Bildungsgang Duale Oberschule an einer koo-
perierenden Berufsbildenden Schule fortsetzen. Die Berechti-
gung zu diesem Weg haben alle Schülerinnen und Schüler der
Profilstufe II und besonders leistungsfähige Schülerinnen und
Schüler der Profilstufe I.
Der Aufbau der Sekundarstufe II
Diese Schülerinnen und Schüler besuchen die Berufsschule und
erhalten in Deutsch, Englisch und im mathematisch/naturwis-
senschaftlichen Bereich einen im Anspruchsniveau differenzier-
ten und erweiterten Unterricht. Er führt das in der Sekundar-
stufe I entwickelte methodisch-didaktische Profil der Dualen
Oberschule nahtlos fort. Der Stundensatz der Berufsschule wird
davon nicht tangiert.
Die Qualifikationsstufe
Nach dem Abschluss der Klassenstufe 12 besteht die Möglich-
keit, die Qualifikationsstufe des Bildungsganges als Vollzeit- oder
Teilzeitangebot zu besuchen. Die Qualifikationsstufe führt zur
Fachhochschulreife und hält damit alle Zugänge zur Hochschu-
le offen.
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3. Rahmendaten zur Entwicklung des Modellversuchs
Duale Oberschule
Alle Dualen Oberschulen sind bisher aus bestehenden Hauptschu-
len hervorgegangen. Die Duale Oberschule hat sich seit ihrem
Start in fünf Generationen entwickelt:
Start des Modellversuchs: Zum Beginn des Schuljahrs 1996/
97
Standorte der 1. Generation: Landau, Ramstein-Miesenbach,
Koblenz (seit dem Schuljahr 1996/
97)
Standorte der 2. Generation: Hachenburg, Betzdorf, Kirchen
(seit dem Schuljahr 1997/98)
Standort der 3. Generation: Neuwied (seit dem Schuljahr 1998/
99)
Standorte der 4. Generation: Montabaur, Linz, Wittlich (seit dem
Schuljahr 1999/2000)
Standort der 5. Generation: Nastätten (seit dem Schuljahr
2000/2001)
Die Entwicklung der Schülerzahlen und die Zahl der an den Du-
alen Oberschulen beschäftigten Lehrerinnen und Lehrern kann
der folgenden Tabelle entnommen werden.
Tabelle 1: Entwicklung der Schüler- und Lehrerzahlen an den
Dualen Oberschulen seit dem Schuljahr 1996/97.
(Anzahl)
Schuljahr Zahl der Standorte Schülerzahlen Lehrerzahlen
(in Vollzeitstellen)
1996/97 3 318 19
1997/98 6 1020 80
1998/99 7 1823 125
1999/00 10 2912 178
2000/01 11 4051 239
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4. Untersuchungsauftrag und Untersuchungsdesign
Mit der Anmeldung des Modellversuchs Duale Oberschule bei der
Kultusministerkonferenz (KMK) wurden unter dem ursprüng-
lichen Arbeitstitel „Realgymnasium“ sowohl die Modellstruktu-
ren als auch die Untersuchungsfragestellungen dargelegt. In
einer länderübergreifenden Fachtagung zum Modellvorhaben
„Realgymnasium“ wurden die Ziele, die das Land Rheinland-Pfalz
mit diesem Modellversuch anstrebt, definiert.
Diese Ziele bilden sich in den folgenden drei Untersuchungsfra-
gestellungen ab:
1. Wie hat sich die Duale Oberschule in der  Bildungslandschaft
des Landes Rheinland-Pfalz etabliert?
2. Wie ist das Fach „Praxis in der Schule“ (PidS) didaktisch-me-
thodisch organisiert und wird es bei Eltern, Lehrern und Schü-
lern akzeptiert?
3. Wie wird die Duale Oberschule in der Sekundarstufe II der Be-
rufsbildenden Schule fortgeführt?
Zum Zeitpunkt der Berichtlegung ist die 2. Modellversuchspha-
se abgeschlossen. Dabei wurden für die Mittelstufe (Klasse 7-9)
folgende Fragen empirisch untersucht:
• Welche Perspektiven ergeben sich pädagogisch und inhalt-
lich aus dem sozialintegrativen Aspekt im schulischen Teil
„Praxis in der Schule“?
• Wie kann das Arbeitsfeld „Praxis in der Schule“ mit den An-
forderungen der Sekundarstufe II der Dualen Oberschule ver-
knüpft werden?
• Welche didaktischen und methodischen Erkenntnisse kön-
nen aus dem Teil „Praxis in der Schule“ für die Verknüpfung
von Sekundarstufe I und II gewonnen werden?
• Wie können Schülerinnen und Schüler der Profilstufe I ge-
fördert werden, damit auch sie in die Sekundarstufe II der
Dualen Oberschule eintreten können und den höheren An-
forderungen gewachsen sind?
• Welche Möglichkeiten und Anforderungen ergeben sich be-
züglich der Durchlässigkeit zwischen den Profilstufen der
Sekundarstufe I?
Diese differenzierten Untersuchungsfragestellungen begrün-
den unterschiedliche Verfahren der qualitativen und quantita-
tiven Sozialforschung: Schriftliche Befragungen, leitfadenge-
stützte Interviews, Unterrichtsbeobachtungen und Schulleis-
tungstests. Dabei hatten die durchgeführten schriftlichen Be-
fragungen eine zentrale Bedeutung, weil mit ihnen Quer-
schnittsanalysen erstellt werden konnten. Mit Hilfe der Schul-
statistiken war es möglich, Veränderungen bzw. Stabilisierun-
gen der jeweiligen Schulstrukturen abzubilden. Im Folgenden
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werden die wichtigsten Untersuchungsbefunde in konzentrier-
ter Form dargestellt.
5. Untersuchungsergebnisse
Zum Ende der zweiten Modellversuchsphase wurden an den
Standorten der ersten und zweiten Generation alle Lehrerin-
nen und Lehrer, die Schülerinnen und Schüler der Jahrgangs-
stufe 8 sowie deren Eltern befragt.
Zeitgleich wurden an drei Hauptschulen und drei Realschulen
weitere Befragungen mit einem teilidentischen Fragebogen
durchgeführt. An diesen Vergleichsschulen wurden alle Lehre-
rinnen und Lehrer und die Schülerinnen und Schüler der Jahr-
gangsstufe 8 befragt. Wegen der erfahrungsgemäß sehr gerin-
gen Rücklaufquoten wurde hier auf eine Befragung der Eltern-
schaft verzichtet.
Im Vorfeld dieser schriftlichen Erhebungen wurden alle Kollegi-
en ausführlich über Befragungsziele und Befragungsmethodik
informiert. Die Teilnahme an den schriftlichen Befragungen war
für alle Befragungsgruppen freiwillig. Alle Befragungen wur-
den im Oktober 2000 durchgeführt.
5.1 Rücklaufquoten
Die folgenden Tabellen dokumentieren die jeweilige Größe der
verschiedenen Befragungsgruppen und die jeweiligen Rücklauf-
quoten.
Tabelle 2: Befragungen an den Dualen Oberschulen –
Befragungsgruppen und Rücklaufquoten
Der Rücklauf der Schüler- und Lehrerbefragung ist insgesamt
sehr zufriedenstellend. Für die statistische Auswertung ergibt
sich eine solide Datenbasis.
Der Fragebogenrücklauf der Elternbefragung bleibt mit 42,5%
hinter den Erwartungen zurück. Die Datenbasis ist mit 297 aus-
wertbaren Fragebögen jedoch groß genug, um ein Stimmungs-
bild dieser Befragungsgruppe valide wiederzugeben. Standort-






% Anzahl  (N)
Fragebogen 
Rücklauf Rücklauf in % Anzahl  (N)
Fragebogen 
Rücklauf Rücklauf in %
DOS Landau 105 54 51,4 105 101 96,2 40 26 65,0
DOS Koblenz 100 34 34,0 100 86 86,0 39 25 64,1
DOS R´-Miesenbach 127 37 29,1 127 117 92,1 43 26 60,5
DOS Betzdorf 106 69 65,1 106 90 84,9 32 19 59,4
DOS Hachenburg 141 48 34,0 141 129 91,5 30 23 76,7
DOS Kirchen 120 55 45,8 120 111 92,5 35 21 60,0
ohne Angaben 15
DOS Insgesamt 699 297 42,5 699 634 90,7 219 155 70,8
Eltern Klasse 8 Schüler Klasse 8 Lehrerinnen und Lehrer
Schule
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Tabelle 3: Befragungen an den Vergleichsschulen -
Befragungsgruppen und Rücklaufquoten
Die Rücklaufquoten der Schülerbefragungen an den Vergleichs-
realschulen (78,2%) und Vergleichshauptschulen (76,5%) sind
zufriedenstellend. Denn aufgrund dieser Datenbasis sind Rück-
schlüsse auf die jeweilige Befragungsgruppe möglich.
Die Datenbasis der Lehrerbefragungen ist dagegen bei den Ver-
gleichsrealschulen (35,7%) und den Vergleichshauptschulen
(44,3%) sehr niedrig. Deshalb sind hier keine validen Aussagen
möglich.
5.2 Akzeptanz des Modellversuchs
Wie bereits ausgeführt, wurde die „Akzeptanz der Dualen Ober-
schule“ bereits in der ersten Modellversuchsphase untersucht.
Die dabei gefundenen Ergebnisse konnten im Rahmen einer
Trenduntersuchung der zweiten Modellversuchsphase im Kern
bestätigt werden.
Die hierzu erhobenen Daten aus den jeweiligen Schulstatisti-
ken zeichnen insgesamt ein positives Bild. Alle Modellversuchs-
schulen haben im Bereich der Eingangsklassen die Vierzügig-
keit erreicht. An den Dualen Oberschulen in Montabaur, Koblenz
und Landau konnten in einem Schuljahr sogar fünf Eingangs-
klassen gebildet werden. Besonders im Vergleich zu den Anmel-
dezahlen, die an den jeweiligen Schulstandorten vor dem Bei-
tritt zum Modellversuch erzielt wurden, wird der große Zu-
spruch, den die Dualen Oberschulen landesweit erfahren, deut-
lich. So haben sich beispielsweise an den Schulstandorten Kob-
lenz und Kirchen die Anmeldezahlen seit dem Start der Dualen
Oberschule mehr als verdoppelt. Durchschnittlich sind die Anmel-
dezahlen an allen DOS-Standorten nach dem Beitritt zum Mo-
dellversuch um 70 bis 80 Prozent gestiegen.
In den Befragungsergebnissen bestätigt sich das gute Gesamt-
bild der Modellversuchsschulen: Schüler, Eltern und Lehrer äu-
ßern sich überwiegend zufrieden mit dem derzeitigen Entwick-
lungsstand der Dualen Oberschulen. So antworteten über 80%





% Anzahl  (N)
Fragebogen 
Rücklauf Rücklauf in %
V-RS 1 132 107 81,1 42 14 33,3
V-RS 2 84 45 53,6 30 12 40,0
V-RS 3 101 96 95,0 40 14 35,0
V-RS Gesamt 317 248 78,2 112 40 35,7
V-HS 1 85 61 71,8 33 15 45,5
V-HS 2 50 42 84,0 13 10 76,9
V-HS 3 125 96 76,8 42 14 33,3
V-HS Gesamt 260 199 76,5 88 39 44,3
 Insgesamt 577 447 77,5 200 79 39,5
Schüler Klasse 8 Lehrerinnen und Lehrer
Schule
Schüler Klasse 8 Lehrerinnen und Lehrer
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Dualen Oberschule „sehr gut“ bzw. „ganz gut“ gefalle. Die Eltern
signalisieren ebenfalls mit über 80% Zufriedenheit mit der Dua-
len Oberschule. Insgesamt 70% der Eltern sind der Meinung, dass
ihr Kind an der Dualen Oberschule „optimal“ gefördert wird, 73%
vertreten zudem die Auffassung, dass ihr Kind an der Dualen
Oberschule „besser aufgehoben“ sei als an anderen Schulen.
Lehrerinnen und Lehrer wurden gefragt, wie zufrieden sie mit
der Entwicklung ihrer Schule sind. Insgesamt äußern sich 65%
der Befragten „zufrieden bzw. sehr zufrieden“. Noch deutlicher
fiel die Zustimmung der Lehrerinnen und Lehrer aus, wenn nach
dem Stellenwert bzw. der künftigen Stellung der Dualen Ober-
schule in der Schullandschaft von Rheinland-Pfalz gefragt wird.
Hierauf antworten 88% der Befragten, dass die Duale Oberschule
„eine gute Ergänzung zu den bereits bestehenden Regelschu-
len des Landes“ sei. Auch die Lehrerschaft der in die Befragung
einbezogenen Haupt- und Realschulen erkennen den Stellen-
wert der Dualen Oberschule als „ergänzendes Schulangebot des
Landes“ an. Insgesamt 83% der befragten Hauptschullehrer/-
innen und immerhin 63% der Realschullehrer/-innen stimmen
der diesbezüglichen Aussage,  ‘Die Duale Oberschule ist eine gute
Ergänzung zu den Regelschulen’, voll bzw. teilweise zu. Vor al-
lem die Kooperationsarbeit zwischen den Dualen Oberschulen und
den Berufsbildenden Schulen wird anerkannt.
5.3 Das Fach „Praxis in der Schule“ (PidS)
In der 2. Modellversuchsphase war das Fach „Praxis in der Schu-
le“ (PidS), das ab Klassenstufe 6 als Wahlpflichtangebot an den
Dualen Oberschulen geführt wird, zentrales Untersuchungsfeld
der wissenschaftlichen Begleitung. In der Konzeption dieses
Unterrichtsfaches spiegeln sich die pädagogischen Leitgedanken
und Ziele der Dualen Oberschule besonders klar und deutlich
wider. Es wird daher häufig als „Kern- bzw. Leitfach“ des Modell-
versuchs bezeichnet.
Der Unterricht im Fach „Praxis in der Schule“ versteht sich als
moderner, handlungsorientierter Projektunterricht, dessen Lern-
inhalte und Ziele in sogenannten Lernaufgaben gebündelt sind.
Die Lernaufgaben werden in der Regel von den Lehrerinnen und
Lehrern der Dualen Oberschulen in enger Kooperation und Ab-
sprache mit den Kollegen der Berufsbildenden Schulen entwi-
ckelt. Sie nehmen direkt Bezug auf die jeweiligen Berufsberei-
che „Naturwissenschaft & Technik“, „Wirtschaft & Verwalten“
und „Hauswirtschaft & Sozialwesen“. Schülerinnen und Schü-
lern soll ein klares Bild beruflicher Praxis vermittelt werden.
Die wissenschaftliche Begleitung hat mit ihren Forschungsin-
strumentarien die pädagogische Entwicklung des Faches, die
Akzeptanz und die Umsetzung wichtiger Lerninhalte unter-
sucht.
Es ist festzuhalten, dass das neue Unterrichtsfach von den Schü-
lerinnen und Schülern der Dualen Oberschulen sehr gut ange-
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nommen wird. Insgesamt 93% aller in Klassenstufe 8 befragten
Schüler hatten sich bewusst für dieses Fach entschieden. Wie
die Befragungsergebnisse zeigen, waren sie mit dieser Entschei-
dung auch nach zwei Schuljahren noch „sehr zufrieden“. 59%
stimmen der Aussage zu, dass sie im Fach „Praxis in der Schule“
viele Dinge gelernt haben, die sie im Berufsleben gut gebrau-
chen können. Weitere 31% der Befragten stimmen dieser Aussa-
ge zumindest „teilweise zu“.
Der berufswahlvorbereitende Charakter des Faches PidS bestä-
tigt sich auch in zwei weiteren Befragungsergebnissen. Die Aus-
sage, ‘Im Fach „Praxis in der Schule“ haben wir viel über verschie-
dene Berufe erfahren’, findet mehrheitlich Zustimmung. Ebenso
wurde der Aussage ‘Das Fach „Praxis in der Schule“ vermittelt
mir eine Vorstellung von dem, was ich später einmal beruflich
machen möchte’, überwiegend zugestimmt (vgl. Abbildung 3).
Abbildung 3: Einschätzungen der Schülerinnen und Schüler
der Dualen Oberschule (Klassenstufe 8)
bezüglich der Aussage: ‘Das Fach „Praxis in der
Schule“ vermittelt mir eine Vorstellung von
dem, was ich später einmal beruflich machen
möchte.’ (n=570)
Das Fach „Praxis in der Schule“ ist bei den Schülerinnen und
Schülern der Dualen Oberschule sehr beliebt. Nach den Fächern
Sport und Mathematik wird es von den befragten Schülerinnen
und Schülern zum drittbeliebtesten Schulfach gewählt.
 Schülerinnen und Schüler geben darüber hinaus an, dass sie in
diesem Fach besonders häufig in Teams zusammenarbeiten. Die
Aussagen hierzu sind hochsignifikant: Insgesamt 92% der Be-
fragten stimmen „voll bzw. teilweise“ der Aussage, ‘Im PidS-Un-
terricht arbeiten wir oft in Teams zusammen’, zu.
Die Fähigkeit, mit anderen zusammen in einem Team arbeiten
zu können, ist eine wichtige methodische Kompetenz, die an den
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Die Stärken des neuen Faches werden auch von den hierzu be-
fragten Eltern wahrgenommen. Ihr Urteil bekräftigt die bereits
referierten Ergebnisse der Schülerbefragungen: Über 90% der
Elternschaft ist der Meinung, dass ihrem Kind das Fach PidS „ganz
gut“ bzw. „sehr gut“ gefällt und dass, die Wahlentscheidung für
das Fach richtig war. Auch diese Befragungsergebnisse sind hoch-
signifikant.
Berufswahlvorbereitende Inhalte sind nach Wahrnehmung der
Eltern in diesem Fach deutlich integriert. Zwei Drittel der Be-
fragten stimmen voll und ganz der Aussage zu, dass ihr Kind im
Fach „Praxis in der Schule“ viele Dinge lernt, die es im Berufsle-
ben gut gebrauchen kann.
Mit überwiegender Zustimmung reagieren die Eltern auf die an
den Dualen Oberschulen gängige Praxis, die Schülerinnen und
Schüler der beiden Profilstufen im Fach PidS gemeinsam zu un-
terrichten. Insgesamt liegt der Anteil derjenigen, die dieser Vor-
gehensweise vorbehaltlos „zustimmen“, bei 56%.
Die Lehrerinnen und Lehrer der Dualen Oberschulen sehen die
Stärken des Fachs „Praxis in der Schule“ deutlich in der Vorberei-
tung auf das künftige Berufsleben. Zu 80% stimmen sie der
hierzu formulierten Aussage „voll bzw. teilweise“ zu.
Auch die Lehrerschaft der insgesamt sechs Vergleichsschulen
vertritt mit deutlicher Mehrheit die Auffassung, dass dieses neue
Fach ein sinnvolles Angebot darstellt, um den Schülerinnen und
Schülern die Berufswahl zu erleichtern.
Die Evaluation des Faches PidS beschränkte sich jedoch nicht
nur auf schriftliche Befragungsaktionen. Unterrichtsbesuche
und intensive Gespräche mit PidS-Lehrerinnen und -Lehrern
waren notwendig, um die Unterrichtswirklichkeit und den me-
thodisch-didaktischen Aufbau des Faches angemessen dokumen-
tieren zu können.
Formative d.h. unterstützende Evaluationsaufgaben standen
bei dieser ersten umfassenden Bestandsaufnahme im Vorder-
grund. So galten die Unterrichtsbesuche vorrangig der Entwick-
lung einer neuen Reflexions- und Bewertungspraxis. Mit ihr
konnte der Lernerfolg auch hinsichtlich „überfachlicher Lern-
ziele“, wie Teamfähigkeit, Selbständigkeit oder individueller Lern-
bereitschaft, genauer bestimmt werden. Beobachtungen und
Bewertungen des unterrichtenden Lehrers wurden in einem
systematischen Feedback mit den Beobachtungen und Bewer-
tungen eines Schülers sowie einer externen Person verglichen
und gemeinsam mit der Lerngruppe diskutiert.
5.4 Berufswahlvorbereitung
Berufswahlvorbereitende Inhalte sind in der Dualen Oberschule
nicht allein auf das Fach „Praxis in der Schule“ beschränkt. Fä-
cherübergreifender, projektorientierter und praxisnaher Unter-
richt sowie die Vermittlung fachlicher und überfachlicher Lern-
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inhalte sind Leitlinien, die in alle Unterrichtsfächer der Dualen
Oberschule hineinwirken.
Erfolge dieser Unterrichtspraxis können erst nach dem Übergang
der ersten Jahrgänge in die kooperierenden Berufsbildenden
Schulen untersucht werden. Erst dann kann, anhand praktischer
Erfahrungen, die Qualität der Berufswahlvorbereitung beurteilt
werden.
In den durchgeführten Befragungen wurden die Schülerinnen
und Schüler der Dualen Oberschulen der Jahrgangsstufe 8 nach
ihren diesbezüglichen Eindrücken gefragt. Mit 38% (n=613) stim-
men sie der Aussage, ‘An meiner Schule werde ich sehr gut auf
meine künftige Berufswahlentscheidung vorbereitet’, zu.
Insgesamt 41% antworten zurückhaltender mit ‘stimmt ein bis-
schen’, lediglich 13% der befragten DOS-Schülerinnen und Schü-
ler antworteten mit ‘stimmt nicht’.
Auch im Antwortverhalten auf die Frage, ‘Weißt Du schon, wel-
chen Beruf Du später einmal ausüben möchtest?’ spiegelt sich
die berufspropädeutische Arbeit der Dualen Oberschulen wider.
Insgesamt 56% der befragten Schülerinnen und Schüler der
Dualen Oberschulen (n=591) geben an, bereits in Klassenstufe 8
„genau zu wissen“, welchen Beruf sie später einmal ausüben
möchten. 32% haben sich bisher „noch nicht entschieden“.
Die Schülerantworten bestätigen den besonderen Stellenwert
berufswahlvorbereitender Lerninhalte an den Dualen Oberschu-
len. Im 1. Schulhalbjahr der Klassenstufe 8, haben nur 5% der
Befragten dieses Jahrgangs sich noch keine Gedanken hinsicht-
lich der späteren Berufsausübung gemacht.
5.5 Entwicklung einer ganzheitlichen Lernkultur
Ganzheitliches Lernen vollzieht sich in einem Prozess, der (be-
rufliche) Handlungskompetenz und Persönlichkeitsentwick-
lung der Schüler eng miteinander verzahnt. Es beschränkt sich
also nicht nur auf einzelne Funktionsbereiche, sondern bezieht
sich auf den ganzen Menschen.
Der Modellversuch Duale Oberschule hat das Ziel, eine ganzheit-
liche Lernkultur zu fördern. Durch fachübergreifend konzipier-
ten und projektorientierten Unterricht soll hier ein Lernklima
erzeugt werden, das Prozesse der Selbsterkenntnis und des ei-
genverantwortlichen Handelns im Unterricht unterstützt.
Die Umsetzung einer solchen Pädagogik ist selbstverständlich
abhängig vom Willen und Engagement der unterrichtenden
Lehrkräfte und organisatorischer Rahmenbedingungen, die
überfachliche Zusammenarbeit und neue Formen der Koopera-
tion unterstützen. Eine ganzheitliche Lernkultur kann nicht
verordnet werden. Sie muss von allen Beteiligten gewollt sein,
um wachsen und gedeihen zu können.
Beiträge aus der Forschung80
Die Forschungsarbeit der wissenschaftlichen Begleitung hatte
daher die Aufgabe, diesen Prozess zu unterstützen und den der-
zeitigen Entwicklungsstand zu erfassen.
Die Befragungsergebnisse der hierzu durchgeführten Lehrer-
und Schülerbefragungen stimmen optimistisch. Der Aussage, ‘In
den naturwissenschaftlichen Fächern werden regelmäßig fä-
cherübergreifende Projekte durchgeführt’, stimmen 57 % der
befragten DOS-Lehrerinnen und -Lehrer „voll bzw. teilweise zu“.
Für die gesellschaftswissenschaftlichen Fächer stimmen dieser
Aussage 62% der Befragten zu. Ganz allgemein nach der Häu-
figkeit dieser Unterrichtsmethode gefragt, antworten sogar 74%
der DOS-Lehrerinnen und -Lehrer, dass sie regelmäßig bis gele-
gentlich fächerübergreifend unterrichten (vgl. Abbildung 4).
Schülerzentrierte Unterrichtsformen wie z. B. Wochenplanar-
beit, Stationenlernen, Freiarbeit, Teamteaching etc. werden nach
Auskunft der befragten Lehrerinnen und Lehrer an den Dualen
Oberschulen regelmäßig angewendet. Partnerarbeit wurde von
durchschnittlich 97%, Gruppenarbeit von 93% der befragten
Lehrkräfte gelegentlich bzw. regelmäßig durchgeführt.
Abbildung 4: Einschätzungen der Lehrerinnen und Lehrer der
Dualen Oberschule bzw. der Vergleichsschulen
bezüglich der Aussage: ‘Haben Sie die folgenden
Unterrichtsmethoden angewandt?’.
In den Schülerbefragungen bestätigen sich die von den Lehrern
gemachten Angaben zum Einsatz der oben aufgeführten Un-
terrichtsmethoden.
Die Lehrerinnen und Lehrer der Dualen Oberschulen unterrich-
ten demnach verstärkt fächerübergreifend und wenden häu-
fig, schülerzentrierte Unterrichtsmethoden an. Das Befragungs-
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schule das Konzept einer ganzheitlichen Lernkultur mitträgt und
in ihren Unterricht einfließen lässt.
5.6 Die Profilstufen
Ab der Klassenstufe 7 werden die Schülerinnen und Schüler ei-
ner der beiden Profilstufen zugewiesen. Es handelt sich hierbei
um eine an den erbrachten Schulleistungen orientierte Form
äußerer Differenzierung.
Die Kollegien der Dualen Oberschulen bestehen daher aus Grund-
und Hauptschullehrkräften und Realschullehrkräften. Im
Schuljahr 2000/01 sind von den insgesamt 239 Lehrerstellen der
Modellversuchsschulen 123 mit dem Lehramt Grund- und
Hauptschule und 116 mit dem Lehramt Realschule besetzt.
An den Dualen Oberschulen haben sich im Wesentlichen haupt-
schulempfohlene und realschulempfohlene Schülerinnen und
Schüler angemeldet. Von den insgesamt 4051 DOS-Schülerinnen
und Schülern werden im laufenden Schuljahr 1530 (38%) als
„Realschüler“ gezählt.
In den vergangenen Schuljahren ist dieser Anteil stetig gestie-
gen. Es wird allgemein erwartet, dass in den nächsten Schuljah-
ren auch hier eine ausgewogene Zusammensetzung erreicht
wird.
Akzeptanz und Wirkung der vorgenommenen Profilstufeneintei-
lungen wurden genauer untersucht.
Insgesamt 92% der befragten Schülerinnen und Schüler, die in
der Jahrgangsstufe 8 die Klassen der Profilstufe II besuchen, sind
mit ihrer Einstufung „zufrieden“. Bei den der Profilstufe I zuge-
wiesenen Schülern fällt die Zustimmung mit 60% niedriger aus.
Der Schwierigkeitsgrad der in den Profilstufen gestellten Leis-
tungsanforderungen wird von den Schülerinnen und Schülern
beider Profile als „angemessen“ eingestuft. Der Aussage, ‘Der
Schwierigkeitsgrad der Aufgaben in meiner Profilstufe ist bisher
genau richtig’, stimmen die Schülerinnen und Schüler der Pro-
filstufe I mit 71% und der Profilstufe II mit 81% „voll bzw.
teilweise“ zu.
Die ebenfalls hierzu befragten Eltern bestätigten im Wesentli-
chen die Ergebnisse der Schülerbefragung. Das Leistungsniveau
der Profilstufen wird auch aus Sicht der Eltern als angemessen
bewertet.
Lehrerinnen und Lehrer stehen der Praxis der Profilstufenein-
teilung insgesamt positiv gegenüber. Sie befürworten diese Form
der Differenzierung, da hierdurch leistungshomogene Lerngrup-
pen gebildet werden können. Über 80% der Befragten stimmen
der Aussage, ‘In leistungshomogenen Gruppen können Schüler-
innen und Schüler besser lernen’, „voll bzw. teilweise“ zu.
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5.7 Kooperationsarbeit der Modellversuchsschulen
Die Dualen Oberschulen haben in den vergangenen Jahren ein
vielfältiges Netz weitreichender Kooperationsaktivitäten mit
den Berufsbildenden Schulen, den Kammern und Innungen so-
wie den örtlichen Ausbildungsbetrieben geknüpft. Die Palette
der Aktivitäten reicht von der gemeinsamen Planung und Durch-
führung von Informationsveranstaltungen, Jobbörsen, Betriebs-
praktika und Betriebserkundungen bis hin zu konkreten Pro-
jekten, in denen die Schülerinnen und Schüler zusammen mit
Experten, Handwerksmeistern und Berufsschullehrern prakti-
sche Erfahrungen sammeln können. Die Kooperationsarbeit der
Dualen Oberschulen mit den weiterführenden Berufsbildenden
Schulen ist an einigen Standorten bis in die tägliche Unterrichts-
praxis hinein spürbar.
So haben sich z. B. an den Dualen Oberschulen in Betzdorf, Hachen-
burg und Kirchen gut funktionierende regionale Arbeitsgemein-
schaften gebildet. Hier entwickeln Lehrerinnen und Lehrer der
Dualen Oberschule und der Berufsbildenden Schulen gemeinsam
berufswahlvorbereitende Lernaufgaben und Projekte. Die kon-
krete unterrichtliche Zusammenarbeit gestaltet sich so, dass
Fachräume der Berufsbildenden Schulen auch den Lerngrup-
pen der Dualen Oberschule zur Verfügung stehen. Lehrerinnen
und Lehrer der Berufsbildenden Schule wirken an Projekten und
im Unterricht der Dualen Oberschule mit.
Dies ist nur ein Beispiel für die unkonventionelle Kooperations-
praxis, die sich zwischen den Dualen Oberschulen und den Be-
rufsbildenden Schulen entwickelt hat. In den gemeinsam mit
den Schulleitungen erstellten Schulportraits werden diese Ak-
tivitäten ausführlich dokumentiert.
In den Befragungen waren die Lehrkräfte aufgefordert, die In-
tensität der Zusammenarbeit ihrer Schule mit den Berufsbil-
denden Schulen, der Handwerkskammer, der Industrie- und
Handelskammer bzw. regionalen Ausbildungsbetrieben einzu-
schätzen. Dazu sollten sie in einer vorgegebenen Skala von 1-10
einen Wert ankreuzen, der die Intensität der Kooperation tref-
fend bewertet. Der Wert 1 steht dabei stellvertretend für eine
sehr enge Kooperationsarbeit, der Wert 10 für gar keine Zusam-
menarbeit. In allen vier befragten Kooperationsbereichen wird
die Kooperationsarbeit der Dualen Oberschulen deutlich wahr-
genommen (vgl. Abb. 5).
Die Kooperationsarbeit mit den Berufsbildenden Schulen und
den regionalen Ausbildungsbetrieben ist demnach besonders
deutlich ausgeprägt. Die Kooperationsaktivitäten mit den Hand-
werkskammern bzw. der Industrie- und Handelskammer errei-
chen in der Wahrnehmung der Lehrerschaft eher mittlere Wer-
te.
Die ebenfalls hierzu befragte Lehrerschaft der Vergleichsschu-
len schätzen die Kooperationsaktivitäten ihrer Schulen in allen
vier Bereichen niedriger ein. Leider sind diese Einschätzungen
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wegen der geringen Gesamtbeteiligung nicht valide genug, um
direkt mit den Befragungsergebnissen der Dualen Oberschulen
verglichen zu werden.
Der sich abzeichnende Trend, dass an Dualen Oberschulen eine
intensive Kooperationsarbeit gepflegt wird, verwundert jedoch
nicht, weil die Zusammenarbeit mit den angesprochenen Ein-
richtungen und Institutionen programmatischer Schwerpunkt
des Schulversuchs Duale Oberschule ist.
Abbildung 5: Einschätzung der Lehrerinnen und Lehrer
bezüglich der wahrgenommenen Kooopera-
tionsaktivitäten. Frage: ‘Wie eng arbeitet Ihre
Schule mit den folgenden Institutionen bzw.
Unternehmungen zusammen? Berufsbildende
Schule – Handwerkskammer – Industrie und
Handelskammer – regionale Ausbildungsbe-
triebe’ (1 = sehr eng ... 10 = überhaupt nicht)
Darstellungsart: Histogramm incl. Standard-
abweichung, Mittelwert, Zahl der berechneten
Werte (N) und Normalverteilungskurve.
Das Befragungsergebnis bestätigt die dokumentarischen Be-
richte der Schulleitungen, in denen (s.o.) die verschiedensten
Kooperationsaktivitäten der Dualen Oberschulen ausführlich ge-
schildert werden. Knapp ein Viertel der antwortenden DOS-Leh-
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rerschaft war nach eigenen Angaben aktiv in die Kooperations-
arbeit der Schule eingebunden.
5.8 Informationstechnische Grundbildung an der
Dualen Oberschule
Das Fach Informationstechnische Grundbildung (ITG) wird an den
Dualen Oberschulen zunächst als eigenständiger Schwerpunkt
im Rahmen des Wahlpflichtangebotes „PidS/Französisch“ unter-
richtet. Mit zunehmender Schulzeit wird dieser Schwerpunkt
in den Unterricht des Wahlpflichtfaches integriert. Um das An-
wenderwissen der Schülerinnen und Schüler zu vertiefen, wird
in möglichst vielen Unterrichtsfächern der Computer eingesetzt.
Insgesamt 54% der befragten DOS-Schülerinnen und Schüler
gibt an, regelmäßig mit dem Computer zu arbeiten (vgl. Abbil-
dung 6). An den in die Befragung einbezogenen Vergleichsschu-
len wurde der Rechner nach Schülereinschätzung weitaus sel-
tener eingesetzt.
Abbildung 6: Einschätzungen der Schülerinnen und Schüler
der Dualen Oberschule bzw. der Vergleichs-
schulen (Klassenstufe 8) bezüglich der Aussage,
‘Wenn du an den Unterricht im letzten Schuljahr
denkst. Wie oft habt Ihr in der beschriebenen
Weise gearbeitet? – Lernen am bzw. mit dem
Computer’
Dieses deutliche Befragungsergebnis wird auch durch die Ein-
schätzung der befragten Lehrerinnen und Lehrer gestützt. Die
Aussage, ‘Schülerinnen und Schüler lernen früh den Umgang
mit dem Computer. Er wird nicht nur im Fach ITG regelmäßig
eingesetzt’, wird von 31% der Lehrerinnen und Lehrer der Dua-
len Oberschulen mit voll zutreffend bewertet. An den Vergleichs-
schulen stimmten dieser Aussage insgesamt 24% der befragten


















regelmäßig gelegentlich selten nie
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Die Ergebnisse des schulartspezifischen Vergleichs dürfen jedoch
nicht überbewertet werden. Sie spiegeln lediglich die Befra-
gungsergebnisse von jeweils drei Hauptschulen und Realschu-
len wider, die sich bereitwillig der Befragungsaktion angeschlos-
sen haben. Landesweit könnten die Befragungsergebnisse für
Hauptschulen und Realschulen ganz anders ausfallen. Selbst
auf der Ebene der Einzelschule ist eine vergleichende Beurtei-
lung der Befragungsresultate nicht ohne weiteres zulässig, da
Rahmendaten bezüglich der räumlich-sächlichen Ausstattung
der Schulen nicht im erforderlichen Umfang vorliegen.
Das Befragungsergebnis zeigt jedoch unmissverständlich, dass
der Computer an den Dualen Oberschulen sehr oft eingesetzt wird.
Schülerinnen und Schüler werden demnach bereits sehr früh
und fächerübergreifend mit dem Umgang und den Möglichkei-
ten dieses Mediums vertraut gemacht.
5.9 Schulleistungen in den Basisfächern
In der Profilstufe I wird überwiegend nach dem für die Haupt-
schulen gültigen Lehrplan und in der Profilstufe II nach dem
Realschullehrplan unterrichtet. Daher gleichen sich die Leis-
tungsanforderungen der angesprochenen Schularten thema-
tisch und fachlich.
Das Leistungsniveau wurde unter anderem durch Vergleichsar-
beiten in den Fächern Mathematik und Englisch schulartüber-
greifend ermittelt und verglichen. In Mathematik schwankten
die für die beteiligten Realschulen errechneten Notendurch-
schnitte zwischen 2,2 und 3,7. Die Schülerinnen und Schüler
der sechs beteiligten Dualen Oberschulen (Profilstufe II) erzielten
Notendurchschnitte zwischen 2,7 und 3,6. Im Fach Englisch la-
gen die Notendurchschnitte der Achtklässler zwischen 3,4 und
4,3 an den beteiligten Realschulen und zwischen 3,6 und 4,5 an
den drei beteiligten Dualen Oberschulen. Schulartspezifische Leis-
tungsunterschiede konnten also nicht festgestellt werden. Die
Schülerleistungen in den Profilstufen entsprechen in Anforde-
rung und Niveau dem Leistungsgefüge der Hauptschulen bzw.
Realschulen.
In den durchgeführten Schülerbefragungen wurden die Schü-
lerinnen und Schüler der Jahrgangsstufe 8 an den Dualen Ober-
schulen und den Vergleichsschulen gefragt, wie sie ihre eigenen
Schulleistungen beurteilen. Unter Berücksichtigung der aktu-
ell erzielten Schulnoten waren sie aufgefordert, auf Fachebene
zu beurteilen, ob sie sich als gute, mittelmäßige oder weniger
gute Schüler bezeichnen würden.
Die Befragungsergebnisse für die Fächer Deutsch, Mathematik
und Englisch weisen kaum nennenswerte Unterschiede auf. An
allen drei Schularten votiert die Mehrheit der befragten Schü-
lerinnen und Schüler für eine mittlere Bewertung.
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Weitere Aussagen zum aktuellen Leistungsgefüge der Dualen
Oberschulen werden nach Vorlage der Auswertung der landes-
weiten Mathematik-Gesamterhebung (MARKUS) erwartet. Für
die Dualen Oberschulen waren die Klassen der Jahrgangsstufe 8
an den Standorten Landau, Koblenz und Ramstein-Miesenbach
beteiligt.
6. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen
Es lässt sich feststellen, dass die Akzeptanz der Dualen Oberschule
bei Schülern, Eltern und Lehrern nach wie vor sehr groß ist. Seit
Errichtung der Dualen Oberschule sind an allen Modellversuchs-
standorten die Anmeldezahlen im Durchschnitt um 70 bis 80
Prozent gestiegen. Alle Dualen Oberschulen erreichen im Schul-
jahr 2000/01 die Vierzügigkeit. Insgesamt 70% der Eltern sind
der Meinung, dass ihr Kind an der Dualen Oberschule „optimal“
gefördert wird, 73% vertreten zudem die Auffassung, dass ihr
Kind an der Dualen Oberschule „besser aufgehoben“ ist als an
anderen Schulen.
Das ab Klassenstufe 6 angebotene Fach „Praxis in der Schule“
hat sich im Fächerkanon der Dualen Oberschule etabliert. Über
90% der Elternschaft ist der Meinung, dass ihrem Kind das Fach
PidS „ganz gut“ bzw. „sehr gut“ gefällt, und dass die Wahlent-
scheidung für das Fach richtig war. Auch bei den Schülerinnen
und Schülern ist das Fach „Praxis in der Schule“ sehr beliebt und
wird sowohl als berufswahlvorbereitendes als auch praxisnahes
Fach anerkannt.
Hinsichtlich der Berufswahlvorbereitung verfolgt der Modellver-
such Duale Oberschule ein (von allen Unterrichtsfächern getra-
genes) pädagogisches Konzept, das verstärkt projektorientier-
ten, fächerübergreifenden und praxisnahen Unterricht fördert.
Auswirkungen dieser Konzeption auf die Berufswahlvorberei-
tung und -entscheidung können jedoch erst nach dem Über-
gang in die Sekundarstufe II an der Berufsbildenden Schule un-
tersucht werden.
Das Konzept einer ganzheitlichen Lernkultur ist an Dualen Ober-
schulen fester Bestandteil der Unterrichtsarbeit. Wichtige Indizi-
en einer ganzheitlichen Pädagogik, nämlich: fächerübergreifen-
der Unterricht und schülerzentrierte Unterrichtsformen, wer-
den nach Lehrer- und Schülerurteil an den Dualen Oberschulen
regelmäßig durchgeführt.
Die leistungsgebundene Differenzierung der Schülerschaft in
den beiden Profilstufen wird mehrheitlich akzeptiert. Im Schul-
jahr 2000/01 besuchen 38% der den Profilstufen zugewiesenen
DOS-Schülerinnen und Schüler die Klassen der Profilstufe II. Die
Lehrerschaft der Dualen Oberschule befürwortet diese Form der
Leistungsdifferenzierung, weil ihrer mehrheitlichen Auffassung
nach Schülerinnen und Schüler in leistungshomogeneren Grup-
pen besser lernen.
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Die Kooperation der Dualen Oberschulen mit den Berufsbilden-
den Schulen, der Handwerkskammer, der Industrie- und Han-
delskammer sowie den regionalen Ausbildungsbetrieben ist
nach Auffassung der befragten Lehrerinnen und Lehrer stark
ausgeprägt. Die Zusammenarbeit mit den Berufsbildenden Schu-
len wird in Hinblick auf eine engere Verzahnung allgemeiner
und beruflicher Bildungsinhalte allgemein anerkannt.
An den Dualen Oberschulen ist computerunterstütztes Lernen fes-
ter Bestandteil des Unterrichts. 85% der befragten DOS-Schü-
lerinnen und Schüler geben an, „regelmäßig“ bzw. „gelegent-
lich“ mit dem Computer zu arbeiten. Auch im Meinungsbild der
Lehrerinnen und Lehrer lernen die Schüler/-innen (auch außer-
halb des Faches ITG) bereits früh den Umgang und die Möglich-
keiten dieses Mediums kennen.
Die Schülerleistungen in den differenzierten Profilstufen I und II
entsprechen in Anforderung und Niveau dem Leistungsgefüge
der Hauptschulen respektive der Realschulen. In Vergleichsar-
beiten der Fächer Mathematik und Englisch schnitten die Schü-
ler/-innen der Profilstufe II ebenso gut ab, wie die in die Unter-
suchung einbezogenen Schüler/-innen der Realschulen. Die
Ergebnisse der landesweit durchgeführten MARKUS-Studie, die
ebenfalls helfen kann, den aktuellen Leistungsstand der Schü-
ler/-innen der Dualen Oberschule genauer zu fassen, werden
derzeit ausgewertet.
Insgesamt hat sich die Duale Oberschule in der Bildungslandschaft
des Landes Rheinland-Pfalz etabliert. Das Kernfach „Praxis in der
Schule“ (PidS) ist didaktisch, methodisch und curricular organi-
siert und wird von Schülern, Eltern und Lehrern voll akzeptiert.
In der folgenden Modellversuchsphase bis Ende 2004 ist sowohl
das Übergangsverhalten zwischen den Sekundarstufen I und II
als auch die Organisationsstruktur des Bildungsganges an den
Berufsbildenden Schulen zu untersuchen.
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Gerhard Reutter
„Wer lange mit Verlierern arbeitet...“
Zum Selbstverständnis des pädagogischen
Personals in berufsvorbereitenden Maßnahmen
Der Beitrag nimmt eine Gruppe in den Blick, die in der fachöf-
fentlichen Debatte um die berufliche Integrationsproblematik
Jugendlicher traditionell wenig wahrgenommen wird und mei-
nem Eindruck nach umso weniger, je geringer die Integrations-
chancen ihres Klientels werden. Es geht um die unter dem dif-
fusen Sammelbegriff „pädagogisch tätiges Personal“ gefassten
Mitarbeiter/innen, um diejenigen, die in Lehrgängen, Maßnah-
men, Angeboten wie F1-, F2-, F3-Lehrgängen, G-Lehrgängen, BBE-
Maßnahmen mit Jugendlichen arbeiten, die schon „in guten Zei-
ten“ mit erheblichen Berufsstartschwierigkeiten zu kämpfen
haben und angesichts der aktuellen Situation den Kampf in der
Fläche zu verlieren drohen. Geßner fasst plakativ zusammen in
einem Artikel zur Zukunft der Benachteiligtenförderung: „Die
letzten beißen die Hunde“ (Geßner 2003, S.20). Meine Überle-
gungen stellen keine wissenschaftlich gesicherten Erkenntnis-
se im strengen Sinne dar, sondern basieren auf langjährigen Er-
fahrungen in der Fortbildung dieses „pädagogisch tätigen Per-
sonals“ für bundesweit agierende Träger, bei denen Lehrer/innen,
Anleiter/innen, Ausbilder/innen und Sozialpädagogen/innen  in
berufsvorbereitenden Maßnahmen arbeiten. Die Veränderun-
gen der subjektiven Einschätzung ihrer Arbeitssituation, ihrer
Teilnehmer/innen bzw. ihrer Klientel und des zugeschriebenen
gesellschaftlichen Stellenwerts ihrer Arbeit können m. E. Indi-
katoren dafür liefern, wie Unterstützungssysteme in den Regio-
nen gestaltet werden können, die den benachteiligten Jugend-
lichen, aber auch denen, die mit ihnen arbeiten, zugute kom-
men können. Meine Aussagen basieren auf Fortbildungserfah-
rungen und den Auswertungen der Seminare und Teambera-
tungsdokumentationen, die vom bbb Büro für berufliche Bil-
dungsplanung, Dortmund, über viele Jahre angefertigt wurden
und werden.
Welche Veränderungen lassen sich beobachten?
Gehen wir zuerst auf die Faktoren ein, die von den pädagogisch
Tätigen als belastend bzw. entlastend in ihrer Arbeit erlebt wer-
den. Die Faktoren, die in der Berufsvorbereitung mit diesen Ju-
gendlichen als belastend bzw. entlastend erfahren werden, wan-
deln sich. Interessant ist die Richtung des Wandels.
Seit Jahren erfassen wir plenar zu Seminarbeginn bei diesen
Gruppen die Einschätzung be- und entlastender Faktoren mit
zwei einfachen Fragestellungen:
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• Was gefällt Ihnen zur Zeit an Ihrer Arbeit?
• Was belastet Sie zur Zeit in Ihrer Arbeit?
und dokumentieren die Antworten.
Im späteren Seminarverlauf wird der Blick auf die Jugendlichen
gerichtet, ebenfalls unter zwei Fragestellungen, die allerdings
nicht mehr individuell, sondern in Kleingruppen bearbeitet wer-
den. Die erste Fragestellung lautet:
• Welche Defizite erschweren Ihren Jugendlichen das Ler-
nen und Arbeiten?
Die Zweite:
• Welche Kompetenzen zeichnen Ihre Jugendlichen aus?
(Halten Sie eine Laudatio auf Ihre Teilnehmer/innen).
Bis Ende der 90er Jahre waren die Antworten zu den entlasten-
den Faktoren („was gefällt“) mehrheitlich an den Kriterien ori-
entiert, die den scheinbar objektiven Erfolg des eigenen Tuns
belegen. „Gute Vermittlungsquote in Ausbildung oder in Er-
werbsarbeit“ und „gute Prüfungsergebnisse“ (bei denen, die
zusätzlich die Möglichkeit boten, Hauptschulabschlüsse nach-
zuholen) dominierten, „freundliche Kollegen“ oder „nettes Team“
folgten auf den Rangplätzen.
Auf der Seite der Belastungsfaktoren waren – relativ unabhän-
gig von den jeweiligen Lern- und Leistungsvoraussetzungen der
Jugendlichen (und die sind durchaus unterschiedlich: in den
strukturschwachen Regionen Ostdeutschlands finden sich vie-
le Jugendliche, die in prosperierenden Regionen als ausbildungs-
fähig gelten würden) – „unmotivierte Jugendliche“, „Null-Bock-
Mentalität“ mit Abstand die meistgenannten Faktoren, gefolgt
von „zu heterogene Gruppen“ und „mangelnde schulische Lern-
voraussetzungen“. Entsprechend waren die Erwartungen an die
Seminare hauptsächlich darauf gerichtet, etwas über Möglich-
keiten zur Motivierung der Jugendlichen und über den Umgang
mit Heterogenität im Lernen zu erfahren.
Eine Entsprechung gab es auf die Frage nach Defiziten und Kom-
petenzen der Jugendlichen. In den Präsentationen der Gruppen-
ergebnisse überwogen die Defizitauflistungen bei weitem, die
Anforderung, eine Laudatio auf die Jugendlichen zu halten,
wurde teils als zynisch empfunden, ging es doch um Gruppen,
denen von Schule und Gesellschaft Inkompetenz zugeschrie-
ben wurde und gerade diese Inkompetenz war Voraussetzung
für die Lehrgangsteilnahme (und darüber hinaus in das Selbst-
bild der Jugendlichen eingegangen).
Seit 1999 ist hier ein Umschlag zu beobachten, der auch deshalb
erklärungsbedürftig ist, weil er sich nicht schrittweise abzeich-
nete, sondern relativ abrupt eintrat und einen grundsätzlichen
Wandel in der Sicht auf die eigene Arbeit und auf die Jugendli-
chen signalisierte.
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Zum Gefallensfaktor Nr. 1 avanciert „die Arbeit mit den Jugend-
lichen“, „Spaß an der Arbeit mit Jugendlichen“, „ich arbeite gern
mit meinen Jugendlichen“, gefolgt von „hoher Grad an Autono-
mie in meiner Arbeit“, „ich kann vieles in meiner Arbeit so gestal-
ten, wie ich will“, „ich arbeite in einem guten Team“. Obwohl es
bei diesen Trägern (mit Ausnahme der neuen Länder) nur eine
geringe Personalfluktuation gibt, die Einstellung neuer Mitar-
beiter nur sehr bescheiden erfolgt und die Struktur der Teilneh-
menden sich nicht grundsätzlich verändert hat, wird der bishe-
rige Hauptbelastungsfaktor „Jugendliche“ zum Kern der eige-
nen Arbeitszufriedenheit. Dies kommt auch in den Belastungs-
faktoren zum Ausdruck. „Fehlende Perspektiven für die Jugend-
lichen“, „kaum Chancen auf eine Ausbildung“ sind die Hauptbe-
lastungen, gefolgt von „fehlender Unterstützung durch Vorge-
setzte“, „eigene Arbeitsplatzunsicherheit“, „zuviel Bürokratie“.
Demotivation der Jugendlichen scheint eher zu einem margi-
nalen Problem zu werden.
Diese Veränderung der Sichtweisen wird auch in der Beschrei-
bung der Defizite und Kompetenzen der Jugendlichen deutlich.
Zwar fällt es nach wie vor leicht, Defizite aufzulisten, aber in den
Laudationes wird deutlich, dass sich der Blick der pädagogisch
Tätigen auf ihre Klientel massiv gewandelt hat. Der „zweite
Blick“, der bei diesen Jugendlichen notwendig scheint, um ange-
sichts ihrer offensichtlichen Defizite Kompetenzen zu erkennen,
ist deutlich geschärft. In einer Fülle von Gesprächen und reflexi-
ven methodischen Angeboten (z. B. durch eine Übung: „Wenn
Sie Ihre Berufsjahre Revue passieren lassen, was hat sich verän-
dert in bezug auf....“) versuchten wir, Gründe für diesen Wandel
zu finden. Sie können zwar nicht die Basis für schlüssige Erklä-
rungen bieten, ermöglichen aber  Trendaussagen.
Die deutlich sinkenden Chancen dieser Jugendlichen, einen be-
trieblichen Ausbildungsplatz oder Arbeitsplatz zu finden, hat zu
einem Nachdenken – individuell und vor allem in den Teams –
darüber geführt, was sinnvoller Weise vermittelt, gelehrt und
gefördert werden soll. Je wirkungsschwächer und unglaubwür-
diger das Versprechen ist, bei entsprechender Leistungsbereit-
schaft mit einem Ausbildungs- bzw. Arbeitsplatz gratifiziert zu
werden, desto mehr wird darüber reflektiert, was die Aufgabe
berufsvorbereitender Maßnahmen sein soll. Die Orientierung
auf die Vermittlung berufsfachlicher Fertigkeiten und Fähigkei-
ten wird nicht abgelöst, aber erweitert um ein Nachdenken
darüber, wie und in welchem Maße Handlungswissen ergänzt
werden soll um Interaktionswissen, um Identitätswissen und
Orientierungswissen (vgl. Schrader 2003). Nicht mehr nur die
Bewältigung beruflicher Anforderungen, deren Abforderung
immer ungewisser wird, sondern die „Bewältigung von Leben in
unsicheren Perspektiven“ rückt in den Mittelpunkt pädagogi-
schen Bemühens. Die Reaktionen der Jugendlichen, die mit die-
ser Umorientierung als Personen und nicht mehr nur als Träger
von Fertigkeiten und Fähigkeiten in den Blick genommen wer-
den, bestätigen nach Einschätzung der mit ihnen Arbeitenden
die Sinnhaftigkeit des Blickwechsels. Der tendenzielle Verzicht
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auf das Abarbeiten vorgegebener Curricula, die ausschließlich
auf die Vermittlung von berufsfachlichen Kenntnissen und Fer-
tigkeiten ausgerichtet sind, erlaubt es den pädagogisch Tätigen,
stärker an den Interessen der Jugendlichen anzusetzen, Themen
zu behandeln, die den Bedarfen und  Interessen der Jugendli-
chen entgegenkommen und stärker ihre Lebenssituation und
ggf. ihre subjektiven Lebensperspektiven in den Blick nehmen.
Vermutlich ist hierin der Grund dafür zu sehen, dass Demotiva-
tion als Belastungsfaktor marginal wird. Wenn Jugendliche die
Chance haben, sich und ihre Interessen stärker einzubringen,
entwickelt sich auch eine andere Wahrnehmung der pädago-
gisch Tätigen auf ihre Klientel. Sie erscheinen nicht mehr vor-
rangig oder gar ausschließlich als „Defizitbündel“, ihre Überle-
bensstrategien in meist schwierigen sozialen Umfeldern und die
dazu notwendigen Kompetenzen werden sichtbarer, auch wenn
es sich dabei nicht selten um Kompetenzen handelt, die in ande-
ren „normalen“ Lebens- und Arbeitsbereichen eher disfunktio-
nal sind. Eine wichtige Unterstützungsleistung können dabei
die in einzelnen Regionen und Projekte eingeführten Kompe-
tenzbilanzen, -portfolios oder Qualifikationspässe darstellen (vgl.
Quali-Pass Baden-Württemberg), in denen nicht nur durch Zer-
tifikat oder Zeugnis nachgewiesene formale Kompetenzen
aufgelistet werden, sondern auch informell oder non-formal er-
worbene Kompetenzen, die in den schulischen Leistungsnach-
weisen nicht vorkommen.
Unterstützend wirken diese Portfolios bisher nicht, wenn es da-
rum geht, Wettbewerbsvorteile in der Konkurrenz um Ausbil-
dungsplätze zu erhalten. Dafür ist die Akzeptanz der betriebli-
chen Seite noch zu gering ausgeprägt (vgl. M. Reinecke 2003).
Ihre eigentliche Leistung besteht darin, sich mit der Kompetenz-
seite der Jugendlichen auseinander zu setzen, beidseitig (päda-
gogisch Tätige und Jugendliche) den Blick auf Kompetenzen zu
schärfen resp. sie überhaupt erst ins Bewusstsein zu heben und
erste Schritte hin zu mehr Selbstreflexion zu gehen, eine Fähig-
keit, die bei diesen Jugendlichen unterentwickelt ist, weil sie in
ihrer Schulkarriere nie abgefordert wurde. Vor diesem Hinter-
grund erstaunt es nicht, dass konzeptionelle Ansätze wie die der
Lernberatung (vgl. Kemper/Klein, 1998, Epping/Klein/Reutter,
2001, Klein/Reutter u. a., 2002) von den pädagogisch Tätigen in
diesen Arbeitsfeldern direkt rezipiert werden, weil sie mit ihren
didaktischen Prinzipien der Biographie-, Reflexions- und Kom-
petenz- und Partizipationsorientierung und den daraus abge-
leiteten Methoden und Gestaltungsrahmen sowohl die eigene
pädagogische Ausrichtung theoretisch fundieren, als auch das
eigene Methodenrepertoire zu erweitern helfen.
Allerdings haben die pädagogisch Tätigen einen unangemessen
hohen Preis für diese Umorientierung zu entrichten. Gegenü-
ber Vorgesetzten und vor allem gegenüber der mittelgebenden
Arbeitsverwaltung muss so getan werden, als ob die Vermitt-
lung berufsfachlicher Fertigkeiten und Fähigkeiten nach wie vor
der alleinige Gegenstand ihres pädagogischen  Handelns wäre.
Die Arbeitsverwaltung, deren Berufsberater um die spezifischen
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Problemlagen dieser Jugendlichen eigentlich wissen, scheint
nach wie vor in ihrem pädagogischen Verständnis vom „Lehr-
Lern-Kurzschluss“ (Holzkamp 1996) auszugehen und verlangt
mehr oder weniger geschlossene Curricula, die ein individuali-
siertes Lernen nicht ermöglichen, geschweige denn ein Einge-
hen auf individuelle Bedarfslagen.
Eine erste daraus ableitbare Unterstützungsleistung, die den
Jugendlichen und den mit ihnen Arbeitenden zugute käme, wäre
ein Mehr an Verantwortungsdelegation in der Entwicklung von
Konzepten und Curricula an die pädagogisch Tätigen, ein Ein-
räumen von Freiräumen, die Suchbewegungen und Experimen-
te ermöglichen. Hinter vorgehaltener Hand besteht Einigkeit,
dass die bisher praktizierten Wege meist ins Abseits führen und
neue Wege erprobt werden müssen. In der Vergabe der Maß-
nahmen werden aber nach wie vor Konzepte und Curricula er-
wartet, die nach dem Nürnberger-Trichter-Modell gebaut sind
und suggerieren, dass ein Lernen im Gleichschritt möglich sei.
Damit soll nicht für eine inhaltliche Beliebigkeit oder eine „Sozi-
alpädagogisierung“ plädiert werden. Gerade die Jugendlichen
erwarten Führung und Forderung. Wenn Lernen Spaß machen
soll, muss es mit Leistungsanforderungen verbunden sein, weil
Lernerfolge, die keine Anstrengungen erfordern, nicht als Erfolg
verbucht werden. Aber es braucht mehr Bereitschaft der Mit-
telgeber, sich auf halboffene, d. h. für den Prozess gestaltungsof-
fene Konzepte und Curricula einzulassen, die eine stärkere Be-
rücksichtigung der Individualität der Lerner, ihrer Lerninteres-
sen und ihrer Bedarfe zulässt.
Die gestiegene Bereitschaft, sich auf die Jugendlichen einzulas-
sen, wird gefördert durch den vorne beschriebenen Zugewinn
an Autonomie und Gestaltungsspielraum in der Arbeit der päd-
agogisch Tätigen.
Von den pädagogisch Tätigen wird dieser Autonomiezugewinn
jedoch interessanterweise  nicht als Ausdruck gestiegenen Ver-
trauens ihrer Vorgesetzten oder der mittelgebenden Stellen in
ihre Kompetenzen und in ihren Expertenstatus gesehen. Sie
werten es mehrheitlich als Indiz dafür, dass das Interesse an In-
halt und Erfolg ihres pädagogisch Tuns abgenommen hat. Ein
Ausbilder hat es sinngemäß so formuliert:
 „Je geringer die Integrationschancen meiner Jugendlichen sind,
desto weniger interessiert es oben und draußen, was und wie ich
arbeite. Hauptsache, die Arbeit produziert keine Störungen, die
Aufwand für Dritte bedeuten würde.“
 Die pädagogisch Tätigen sehen die ihnen zugeschriebene Funk-
tion hauptsächlich in der sozialen Ruhigstellung ihres Klientels;
die damit verbundenen Freiräume und Autonomiezuwächse
werden zwar produktiv genutzt, aber nicht als Ausdruck von
Wert- sondern von Geringschätzung  interpretiert.
Die i. d. R. fehlende Unterstützung durch Vorgesetzte (Klein/
Reutter 2003), die als Belastungsfaktor häufiger genannt wird,
korreliert mit einer gesellschaftlichen Entwicklung, die mittel-
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bar auf die pädagogisch Tätigen zurückwirkt. Für die in diesem
Feld pädagogisch Tätigen hat sich in den letzten Jahren der Ein-
druck verstärkt, dass ihre Klientel in dieser Gesellschaft nicht
gebraucht wird, deren Status als Verlierer in Erwerbsarbeit und
Gesellschaft sich zunehmend verfestigt. Diese nachvollziehbare
Annahme führt zu fatalen Veränderungen in der professionel-
len Selbstwahrnehmung, insbesondere bei denen, die schon über
Jahre in diesem Feld arbeiten. Angesichts der Lern- und Leistungs-
voraussetzung dieser „schwierigen“ Jugendlichen stellt sich die
zu leistende pädagogische Arbeit als „Schwerstarbeit“ dar, ver-
gleicht man sie mit den pädagogischen Anforderungen in der
Ausbildung „Normaljugendlicher“. Es wäre also zu erwarten, dass
das eigene pädagogische Handeln als hochanspruchsvolle Tätig-
keit gesehen wird, die sich von der Arbeit in der „Normalausbil-
dung“ abhebt und die den pädagogisch Tätigen als Experten für
schwierige Jugendliche auszeichnet. Auf dieser Basis könnte
damit ein Mehr an professionellem Selbstbewusstsein entwickelt
werden. Nach unseren Erfahrungen scheint eher das Gegenteil
der Fall zu sein: Wer (zu) lange mit den Verlierern der Gesell-
schaft arbeitet, schreibt sich allmählich selbst ein Verliererimage
zu - eine Erfahrung, die sich auch bei pädagogisch Tätigen beob-
achten lässt, die lange mit Langzeitarbeitslosen arbeiten. Im Ver-
gleich zu betrieblichen Ausbildern geringere Vergütungen, seit
Jahren zunehmender Arbeitsdruck bei immer stärker reduzier-
ten Vorbereitungszeiten, steigende Arbeitsplatz- und Arbeits-
statusunsicherheiten angesichts einer immer weniger stringen-
ten Förderpolitik und fehlende Innen- und Außenanerkennung
der Arbeit mit benachteiligten Jugendlichen liefern wenig An-
lässe, sein Expertenwissen selbstbewusst darzustellen. Auch
wenn – wie beschrieben – die pädagogisch Tätigen für sich re-
klamieren, einen größeren persönlichen Zugewinn in ihrer Ar-
beit zu erfahren und mehr Wertschätzung von den Jugendli-
chen zu erhalten, ist zu befürchten, dass dies auf lange Sicht
keine Kompensation für die Nichtanerkennung der Arbeit auf
Einrichtungs- und gesellschaftlicher Ebene darstellt und Resig-
nation als Vorstufe zum burn-out häufiger zu beobachten sein
wird.
Eine zentrale Unterstützungsleistung bestünde – hierin ver-
gleichbar wieder mit der Situation der in Maßnahmen für Lang-
zeitarbeitslose pädagogisch Tätigen – in einem gesellschaftlichen
Diskurs darüber, wie diese Gesellschaft mit ihren marginalisier-
ten Gruppen umgehen will, welche Existenzberechtigung und
–sicherung diejenigen erhalten, für deren Humankapital keine
Nachfrage existiert. Eine Agenda 2010, die sich mit der Frage so-
zialer Gerechtigkeit und der Gültigkeit des Solidarprinzips in-
haltlich auseinander setzte, wäre der realen Agenda 2010 vor-
zuziehen, die Solidarität eher so versteht: „Wenn das zu Vertei-
lende weniger wird, müssen halt die Armen etwas mehr geben.“
Eine Unterstützungsleistung, die von der Seite der Wissenschaft
geleistet werden kann, wäre eine Erweiterung und Veränderung
des aktuellen Fachdiskurses zum Kompetenzbegriff, der ja die
Schlüsselqualifikationsdebatte (SQ ) abgelöst hat, wobei
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allerdings m.E. das qualitativ Neue nicht immer so sichtbar wird.
Es lohnt sich, noch mal einen Blick zurück auf die SQ-Debatte zu
werfen, zum einen, weil in der Rezeption die ursprünglichen In-
tentionen von Mertens verloren gegangen sind. Deswegen  sei
hier noch einmal an seine Zielformulierungen erinnert: Er woll-
te eine „Schulung“1, die beiträgt:
• Zur Bewältigung und Entfaltung der eigenen Persönlich-
keit
• Zur Fundierung der beruflichen Existenz
• Zum gesellschaftlichen Verhalten (Mertens 1977, S.103)
Diese Trias von Subjekt-Erwerbsarbeit-Gesellschaft markiert den
„Übergang von der zweckorientierten Berufsbildung zur berufs-
bezogenen Persönlichkeitsbildung“ (Lehmkuhl 1996, S. 36). Wie
berufsbezogene Persönlichkeitsentwicklung für benachteilig-
te Jugendliche gestaltet werden kann, dazu hat die Wissenschaft
zu wenig Unterstützungsleistungen geliefert.
Aber der Blick zurück scheint mir noch aus einem anderen Grund
richtig, wenn es an die mit der SQ-Debatte verbundenen Hoff-
nungen geht. Ende der 80iger Jahre, also in der Hoch-Zeit der
SQ-Debatte, hat Zabeck vor überzogenen Erwartungen gewarnt.
 „Es ist für Erzieher und Erziehungswissenschaftler offenbar schwer,
sich der Faszination des Begriffs SQ zu entziehen, denn er ver-
spricht die Erfüllung des alten Pädagogiktraumes, Menschen
könnten mit einem begrenzten Set an Instrumenten ausgestattet
werden, mittels dessen sie die Fähigkeit erlangen, mit Leichtig-
keit die verschiedenen bekannten und unbekannten Pforten zu
öffnen, durch die sie ihren Lebensweg lenken wollen oder um ih-
rer Existenzsicherung willen lenken müssen“ (Zabeck, 1989, S. 78).
Wenn es denn so war, so hat sich mit der Kompetenzdebatte die-
ser Traum für Pädagogen/innen in einer merkwürdigen Art aus-
geträumt. Derartige Träume und die Einlösung der damit ver-
bundenen Hoffnungen werden heute nämlich an die Lerner
delegiert. Es scheint nicht mehr Aufgabe der pädagogisch Täti-
gen zu sein, sondern wird zur ureigenen Aufgabe der Jugendli-
chen, sich durch Lernen die Schlüssel für die bekannten und
unbekannten Pforten des Lebens zu erwerben. Die pädagogisch
Tätigen ziehen sich – wenn sie denn der reinen Lehre folgen
würden – auf das Ermöglichen des Schlüsselfindens zurück. Der
berufliche und der Lebenserfolg liegt ausschließlich in der Ver-
antwortung der Jugendlichen. Damit kein Missverständnis ent-
steht: Ich will hier nicht gegen den Paradigmenwechsel von der
Erzeugungs- zur Ermöglichungsdidaktik (vgl. R. Arnold, 1996, R.
Arnold, I. Schüßler, Hrsg., 2003) polemisieren oder die Überlegun-
gen zu einer konstruktivistischen Pädagogik (vgl. Siebert, 2002)
kritisieren, merke aber in der Praxis, wie die häufig verengte
Rezeption dieser Ideen Irritationen mit sich bringt. Einerseits hat
die Debatte für die Praktiker/innen Entlastungsfunktion, weil
1 Ein missverständlicher Begriff, der der Zeit geschuldet ist.
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ihnen sozusagen von der anerkannten Wissenschaft die Bürde
genommen wird, alleine für den Erfolg „ihrer“ Lerner/innen ver-
antwortlich zu sein. Andererseits wird genau in der Arbeit mit
benachteiligten Jugendlichen deutlich, dass es angemessener
wäre, von einer geteilten Verantwortung für das Gelingen des
Lernens zu sprechen, weil die dort Tätigen vom eigenen Selbst-
verständnis her und von den an sie gestellten Anforderungen
her mehr sein müssen als nur „Ermöglicher“. Die Rede von der
ausschließlichen Verantwortung des Lerners für seinen Lerner-
folg bringt der Wissenschaft aus der Praxis den Vorwurf ein, Aus-
schnitte aus der pädagogischen Wirklichkeit für das Ganze zu
halten, also das, was bei gut qualifizierten Gruppen an Ermögli-
chung praktiziert werden kann und angemessen ist, auf alle Ler-
nergruppen zu übertragen und die Unterschiede in der Hinfüh-
rung zu mehr Selbstorganisation und –steuerung zu negieren.
Als Fazit lässt sich abschließend an dieser Stelle festhalten:
1. Eine Unterstützungsleistung der Wissenschaft für die Praxis
besteht darin, mehr Sorgfalt in die Vorbereitung einer Ausei-
nandersetzung mit neuen Lehr- und Lernformen, mit neuen
pädagogischen Konzepten zu legen und auf ihre Anschluss-
fähigkeit zu achten. Auf neue Anforderungen werde ich
mich als pädagogisch Tätige/r nur sehr bedingt einlassen,
wenn mir dabei der Eindruck vermittelt wird, alle meine
bisher praktizierten Ansätze wären „falsch“ und „unange-
messen“.  Wenn es in der Auseinandersetzung mit neuen An-
forderungen nicht gelingt, eine Balance zwischen Kontinui-
tät, die Sicherheit bietet, und Neuem, Innovativem herzu-
stellen, entsteht Verunsicherung oder Abwehr. Die Geschich-
te des Aufoktroyierens neuer Ansätze als einzigen Königs-
weg wie z. B. bei der Einführung der Leittextmethode bei ei-
nigen Großbetrieben hat deutlich gemacht, dass das Entwer-
ten des Erfahrungswissens bei den pädagogisch Tätigen die
Bereitschaft zu Neuem nicht gerade fördert.
2. Auf lokaler und regionaler Ebene braucht es Räume zur ge-
meinsamen Reflexion für die pädagogisch Tätigen aus un-
terschiedlichen Einrichtungen, die zum einen entlastende
Funktionen haben, zum anderen die Möglichkeit bieten, ge-
meinsam über neue Wege in der Berufsvorbereitung nach-
zudenken. Das schließt eine inhaltliche Auseinandersetzung
darüber ein, wie eine Vorbereitung auf ein Erwerbsleben
aussehen kann, das sich gerade für diese Gruppen durch zu-
nehmende Diskontinuitäten auszeichnet und gleichzeitig
auch für sie die Notwendigkeit aufweist, berufslebenslang
weiterzulernen. Die Bereitschaft zum Weiterlernen wird nur
dann geweckt werden können, wenn Lernarrangements ent-
wickelt werden, die Lernen nicht als Zumutung, sondern auch
als persönliche Bereicherung erfahren lassen. Auf beide Ent-
wicklungen bereiten wir die benachteiligten Jugendlichen
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heute nur unzureichend vor.
3. Für die pädagogisch  Tätigen bedeutet dies: Sie brauchen  Un-
terstützungsstrukturen, die ein Mehr an didaktischer Phan-
tasie ermöglichen und damit auch Fehler und  Scheiternser-
fahrungen zulassen.
4. Es braucht regional mehr phantasievolle Anstrengungen, wie
das familiale und soziale Umfeld in die Arbeit mit einbezogen
werden kann (auch und gerade, weil dies häufig selbst un-
terstützungsbedürftig erscheint).
5. Der Appell an Betriebe in der Region, mehr Praktikums- und
Ausbildungsplätze zur Verfügung zu stellen, reicht nicht aus.
Über Ausbildungsgänge und -formen nachzudenken, die den
Lern- und Leistungsvoraussetzungen der Jugendlichen ent-
sprechen, ist Aufgabe aller Beteiligten (und birgt nicht gleich
die Gefahr, dass sich das duale System auflöst oder nur noch
Helferberufe angeboten werden).
„Ich kann freilich nicht sagen, ob es besser werden wird, wenn es
anders wird, aber so viel kann ich sagen, es muss anders werden,
wenn es gut werden soll“
(G. Ch. Lichtenberg 1742 – 1799)
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Barbara Meifort
Eckpunkte der Benachteiligtenförderung aus
Sicht der Berufsbildungsforschung
Die Ausgangssituation der Benachteiligtenförderung lässt sich durch
sechs Probleme kennzeichnen:
1. Es besteht ein genereller Trend zu höheren Anforderungen in der
Arbeitswelt - auch sogenannte „einfache“ Arbeit wird immer an-
spruchsvoller.
2. Aufgrund des Mangels an Arbeitsplätzen erfolgt bei den Ausbil-
dungsnachfragern/-innen eine Verdrängung nach unten.
3. Neue Ausbildungsberufe und neue Berufsbildungskonzepte zie-
len in der Tendenz überwiegend auf anspruchsvollere und gut
vorgebildete Jugendliche; dies ist vor allem auch der Absicht ge-
schuldet, die Attraktivität des dualen Systems zu erhöhen.
4. Die Benachteiligtenförderung ist auf ein sehr eingegrenztes Be-
rufsspektrum überwiegend aus traditionellen Wirtschaftsberei-
chen und Tätigkeitsfeldern beschränkt.
5. Wer in einer Maßnahme zur Benachteiligtenförderung landet, ist
für den weiteren Bildungs-, Berufs- und Lebensweg stigmatisiert
(„Maßnahmenkarriere“).
6. Aus vorliegenden Daten der Berufs- und Arbeitsmarktforschung
lässt sich kein Bedarf an „Minimalberufen“ ableiten.
In Deutschland ist ein deutlicher Trend zu steigenden Qualifi-
kationsanforderungen festzustellen. In allen Wirtschaftsberei-
chen werden Arbeitsplätze für Ungelernte abgebaut;
demgegenüber werden schon in naher Zukunft rund 90 Pro-
zent aller Arbeitsplätze im Bereich mittlerer und höherer Positi-
onen angesiedelt sein1 (s. Abb.1).
Geringqualifizierte werden es demnach auf dem Arbeitsmarkt
zunehmend schwerer haben, einen Arbeitsplatz zu bekommen.
1 Vgl. Dostal, W.: Projektionen. In: BMBF (Hrsg.): Qualifikationsstrukturbericht
2000. Bonn, o.J., Kapitel 5, S. 21.
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Abb. 1: Arbeitskräftebedarf nach Qualifikationsebenen
Die Abnahme einfacher Arbeit ist eine Folge der technologischen
und organisatorischen Entwicklung im internationalen Wett-
bewerb. Die Arbeitsprozesse sind so anspruchsvoll, durchratio-
nalisiert und verdichtet, dass einfache Helfertätigkeiten weit-
gehend verschwunden sind. Wie ein Forschungsprojekt des For-
schungsinstituts Betriebliche Bildung, Nürnberg, im Rahmen des
Forschungsnetzes Frequenz zur Früherkennung von Qualifika-
tionsanforderungen zeigt, ist auch die sogenannte „einfache“
Arbeit branchenübergreifend anspruchsvoller geworden.2 Des-
halb stellt sich die Frage, ob sich in modernen zukunftsorientier-
ten Beschäftigungsfeldern, insbesondere im wachsenden Dienst-
leistungsbereich Tätigkeiten mit einfachen Qualifikationsanfor-
derungen für Geringqualifizierte erschließen lassen.
Dienstleistungen werden in allen Wirtschaftssektoren ausge-
führt;3 dabei belegen Forschungsprognosen aus der Arbeits-
markt- und Berufsforschung, dass in Zukunft auch im Dienst-
2 Forschungsinstitut Betriebliche Bildung (f.bb)/Berufliche Fortbildungszen-
tren der Bayerischen Wirtschaft (bfz): Früherkennung von Qualifikationser-
fordernissen für benachteiligte Personengruppen, Projektleitung: Beate Zel-
ler, Nürnberg. Laufzeit: 1. Nov. 2000 - 30. April 2003. http.//
bildungsforschung.bfz.de
3 Dabei wird zwischen produktionsorientierten, primären und sekundären
Dienstleistungen unterschieden; vgl. Abb. 2.
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leistungssektor nur die hochwertigen, intelligenten, sogenann-
ten sekundären Dienstleistungen zunehmen werden, wohin
gegen die primären Dienstleistungen wie z. B. Reinigen, Bekösti-
gen u. s. w. bestenfalls stagnieren werden (s. Abb. 2).
Abb. 2: Erwerbstätige nach Tätigkeitsgruppen 1995 und 2010
Demgegenüber ist das Qualifizierungsangebot für Geringqua-
lifizierte auf ein sehr eingeschränktes, vor allem aber auch sehr
traditionelles Spektrum von Tätigkeitsfeldern und Berufen be-
schränkt. Im Wesentlichen konzentrieren sich Qualifizierungs-
maßnahmen für Geringqualifizierte auf 10 traditionelle Tätig-
keitsfelder mit rund 13 konventionellen Berufen (s. Abb. 3). Dem
Trend zur Tertiarisierung der Wirtschaft und der Erschließung
neuer zukunftsfähiger Dienstleistungssektoren für die Qualifi-
zierung leistungsgeminderter Jugendlicher und junger Men-
schen entsprechen diese Tätigkeitsfelder und Berufe allerdings
nicht.
Ebenso wenig überzeugt jedoch das Insistieren von Wirtschafts-
verbänden auf den haushaltsnahen und personenbezogenen
Dienstleistungen als geeignete Tätigkeitsfelder für Geringqua-
lifizierte – und dies aus folgenden Gründen:
Zum einen handelt es sich nicht um neue, beruflich noch uner-
schlossene Tätigkeitsfelder, für die Ausbildungsberufe fehlen.
Sowohl haushaltsnahe als auch personenbezogene Dienstleis-
tungen haben sich in Folge einer kontinuierlichen technologi-
schen Entwicklung und Verwissenschaftlichung zunehmend
professionalisiert und verberuflicht. Aus diesem Grund gibt es
in beiden Dienstleistungssegmenten bereits ein breites und dif-
ferenziertes Angebot an öffentlich-rechtlich geregelten Ausbil-
dungsgängen sowohl für Fachberufe mit dreijähriger Ausbil-
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dungsdauer als auch für Helferberufe mit einjähriger, zweijäh-
riger und teilweise sogar dreijähriger Ausbildungsdauer.
Abb. 3: Qualifizierungskonzepte
Allein im Bereich der Pflege gibt es neben sieben Fachberufen
mit dreijähriger Ausbildungsdauer ebenfalls sieben Helferberu-
fe mit einer Ausbildungsdauer von ein und zwei Jahren. Im Be-
reich Erziehung stehen einem Fachberuf sogar vier Helferberu-
fe mit einer Ausbildungsdauer zwischen ein bis drei Jahren ge-
genüber. Und auch in der Hauswirtschaft gibt es sowohl einen
Fachberuf mit dreijähriger Ausbildungsdauer als auch Helfer-
und Assistentenberufe mit zwei- und dreijähriger Ausbildungs-
dauer4 (s. Abb. 4).
4 Vgl. hierzu im einzelnen: Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.): Die aner-






















Beiträge aus der Forschung102
Abb. 4: Fach- und Assistenz- bzw. Hilfsberufe
Zum zweiten aber belegt allein ein Blick auf die Beschäftigungs-
und Arbeitslosenentwicklung, dass Helferberufe im Vergleich zu
Fachberufen sehr geringe Beschäftigungschancen haben, wie
das Beispiel der Berufe Krankenpflege und Krankenpflegehilfe
zeigt (Abb. 5a und 5b).
Drittens schließlich muss aus der Sicht der Berufsbildungsfor-
schung bezweifelt werden, dass es sich bei haushaltsnahen und
personenbezogenen Dienstleistungen um Tätigkeitsfelder han-
delt, die per se „einfache“ bzw. „weniger komplexe“ Anforderun-
gen stellen.5
5 Es ist nämlich nicht nur eine Frage der Kosten, sondern eine Frage des
qualitativen Anspruchsniveaus und der entwickelten differenzierten Lebens-
stile der Haushalte, ob und in welchem Maß Geringqualifizierte hier zum
Einsatz kommen. Das hängt damit zusammen, dass im Zuge der zuneh-
menden technologischen Durchdringung der Haushalte das Qualitätsni-
veau der Produkte und Dienstleistungen erheblich angestiegen ist – ganz
abgesehen davon, dass dadurch gleichzeitig auch das benötigte Arbeitsvo-
lumen erheblich gesunken ist.
Berufsbereiche Berufe Ausbildungsdauer Regelungsgrundlage
Pflege Fachberufe:
Krankenschwester/pfleger 3 Jahre Bundesgesetz
Kinderkrankenschwester/pfleger 3 Jahre Bundesgesetz
Hebamme/Entbindungspfleger 3 Jahre Bundesgesetz
Altenpfleger/in 3 Jahre Bundesgesetz
(Haus- und) Familienpfleger/in 2 bzw. 3 Jahre Landesregelung
Heilerziehungspfleger/in 2 bzw. 3 Jahre Landesregelung
Dorfhelfer/in 2 bzw. 3 Jahre Landesregelung
Hilfsberufe:
Krankenpflegehelfer/in 1 Jahr Bundesgesetz
Altenpflegehelfer/in 1 Jahr Landesregelung
Heilerziehungs(pflege-)helfer/in 1 Jahr Landesregelung
Sozialassistent/in 2 Jahre Landesregelung
Sozialpflegeassistent/in 2 Jahre Landesregelung
Sozialbetreuer/in 2 Jahre Landesregelung
Sozialmedizinische/r Assistent/in 1 Jahr Landesregelung
Erziehung Fachberufe:
Erzieher/in 1, 2 oder 3 Jahre Landesregelung
Hilfsberufe:
Kinderpfleger/in 1, 2 oder 3 Jahre Landesregelung
Erziehungshelfer/in 1 bzw. 2 Jahre Landesregelung
Fachkraft soziale Arbeit 3 Jahre Landesregelung
Sozialpädagogische/r Assistent/in 2 Jahre Landesregelung
Hauswirtschaft Fachberufe:
Hauswirtschafter/in 3 Jahre BBiG
Hilfsberufe:
Hauswirtschaftsassistent/in 2 Jahre Landesregelung
Hauswirtschaftstechnische/r 3 Jahre Landesregelung
Assistent/in
Assistent/in Ernährungsberatung 2 Jahre Landesregelung
Hauswirtschaftshelfer/in 2 bzw. 3 Jahre BBiG/HwO*
Hauswirtschaftshelfer/in im 3 Jahre BBiG/HwO*
städtischen Bereich
Hauswirtschaftstechnische/r 2 Jahre BBiG/HwO*
Betriebshelfer/in
Hauswirtschaftstechnische/r 2 bzw. 3 Jahre BBiG/HwO*
* Regelungen der zuständigen Stellen für die Berufsausbildung Behinderter gem. § 48 BBiG, § 44 BBiG bzw. § 41 HwO
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Abb. 5a: Erwerbsentwicklung Berufsordnung 853
Abb. 5b: Erwerbsentwicklung Berufsordnung 854
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Als Fazit bleibt festzuhalten:
Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass für Helferqualifikatio-
nen nur sehr eingeschränkte Verwertungschancen im Beschäf-
tigungssystem bestehen. Darüber hinaus ist es grundsätzlich
riskant, in beruflich bereits erschlossenen Tätigkeitsfeldern
neue, im Anforderungsniveau reduzierte Ausbildungsberufe
einzuführen. In der Regel sind solche, im Umfeld anerkannter
Ausbildungsberufe konstruierten „Minimalberufe“ nicht immer
eindeutig von den „verwandten“ Fachberufen abgrenzbar.
Dadurch besteht die Gefahr, dass diese reduzierten Berufe die
reguläre Ausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen erset-
zen und zu einer erneuten Verdrängungsspirale nach unten
führen. Damit dürfte sich eine minimale Basisausbildung schnell
als Falle bei der Eingliederung Geringqualifizierter in den Arbeits-
markt erweisen; abgesehen davon, dass diese Strategie zur De-
professionalisierung des gesamten Berufsfeldes führt.
Was aber ist zur Verbesserung der Ausbildungs- und Arbeits-
marktfähigkeit sogenannter Geringqualifizierter zu tun; wie ist
aus der Sicht der Berufsbildungsforschung auf die Qualifizie-
rungserfordernisse Geringqualifizierter zu reagieren; d. h. welche
Konzepte versprechen, die nachhaltigste Wirkung zu erzielen?
In berufsbildungs- und beschäftigungspolitischen Debatten
werden geringqualifizierte Jugendliche gerne pauschal als leis-
tungsbeeinträchtigt, oder auch „eher praktisch Begabte“ be-
zeichnet.
Eine empirisch belegte Definition und Angabe zur Größenord-
nung der Gruppe benachteiligter Jugendlicher gibt es nicht.
Betrachtet man als Geringqualifizierte die Beschäftigten ohne
Berufsausbildung, so hat sich ihr Anteil an den Beschäftigten
insgesamt mit 16 Prozent seit 1979 nahezu halbiert; bei den jün-
geren Jahrgängen liegt er nur noch bei 10,3 Prozent6. Dennoch
ist auch bei einem Anteil von 10,3 Prozent Unqualifizierten die
Frage nach Berufsbildung und Arbeitsplätzen für Geringqualifi-
zierte legitim, rückt aber zugleich deren quantitative Dimensi-
on zurecht.
Geht man von dieser Gruppe „junge Menschen ohne Berufsaus-
bildung“ aus, so zeigt sich, dass hierunter viele sind, die zweifellos
eine Ausbildung absolvieren könnten – immerhin hat jede-/r Zehn-
te von ihnen die Fachhochschul- oder Hochschulreife7. D. h. von
dieser Gruppe lässt sich nur ein kleiner Teil den Leistungsschwa-
chen zuordnen und nicht alle dürften automatisch Lernproble-
me im Theoriebereich haben oder in jedem Fall „praktisch begabt“
sein.
 6 9,8 % bei den jungen Frauen; 10,8 % bei den jungen Männern. In: O.A.:
Übergang von der Schule in die Berufsausbildung. Statistische Analysen zur
„Ersten Schwelle“: http.//www.bibb.de/forum/projekte/erste_schwelle/
3_2002/meldung3_2002.htm
7 11,4 % der ungelernten Jugendlichen verfügen über eine Fachhochschul-
reife und 9,8 % unter ihnen sind Abiturienten; vgl. hierzu: Troltsch, K./Alex,
L./Bardeleben, R. v.: „Jugendliche ohne Berufsabschluss“ – Eine BIBB/EM-
NID Untersuchung, BIBB. DOC 96 UM 6.12.00, S. 40
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Auch die Gruppe der „benachteiligten jugendlichen Schulabgän-
ger“ ist sehr heterogen (vgl. Abb. 6). Es handelt sich dabei um
? Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss; aber auch um
? Marktbenachteiligte, die keinen Ausbildungsplatz finden,
obwohl die individuellen Voraussetzungen den Anforderun-
gen einer betrieblichen Ausbildung genügen. Es handelt sich
ferner um
? Jugendliche mit Migrationshintergrund bzw. Aussiedler; sie
sind in der Regel normal begabt, haben jedoch häufig keine
ausreichenden Sprachkenntnisse und werden deshalb zu
Schulversagern; es handelt sich um
? sozial Benachteiligte; d. h. Jugendliche aus sozial instabilen
familiären Verhältnissen, häufig auch mit auffälligen Verhal-
tensweisen. Sie erhalten keine ausreichende Unterstützung
aus ihrem sozialen Umfeld und benötigen häufig eine aus-
bildungsbegleitende sozialpädagogische Hilfe, um die fachli-
chen, aber insbesondere um die übergreifenden Anforderun-
gen an eine Ausbildung, wie sozialkommunikative und Team-
kompetenzen, Verantwortungsbewusstsein usw. zu erfüllen.
Und es handelt sich um
? lernbeeinträchtigte, bis hin zu lernbehinderten Jugendlichen,
die nicht grundsätzlich, aber häufig keine vollständige Aus-
bildung absolvieren können.






• Jugendliche mit Migrationshintergrund,
bzw. Aussiedler
• Sozial Benachteiligte
• Lernbeeinträchtigte, bis hin zu
lernbehinderten Jugendlichen
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Auch die Heterogenität dieser Gruppe zeigt, dass pauschale For-
derungen nach „Einfach-Berufen“, „Theoriegeminderten Beru-
fen“, „Helferberufen“ oder „Benachteiligten-Berufen“ am Pro-
blem vorbei gehen. – Ganz abgesehen davon, dass ein solches
Berufsbildungskonzept das Selektionsprinzip des allgemein bil-
denden Schulwesens in die Berufsbildung verlängert; d.h. damit
würde im Berufsbildungssystem die unzureichende Förderung
benachteiligter Jugendlicher, wie sie die Ergebnisse der PISA-Stu-
die belegten, fortgesetzt.
Auch die Gründe, die zu einem Ausbildungsabbruch führen, be-
legen, dass es offensichtlich nicht primär Theorieschwierigkei-
ten sind, die zu einem Ausbildungsabbruch führen. An erster
Stelle rangieren hier vielmehr Gründe wie Lernschwierigkeiten
aufgrund von Konflikten mit Ausbildern oder aufgrund sozia-
ler/familiärer Probleme; d. h. Abbrecher scheitern ganz eindeu-
tig häufiger an Problemen mit der praktischen Ausbildung im
Betrieb als an den theoretischen Anforderungen (vgl. Abb. 7).
Abb. 7: Ausbildungsabbruch
Mit Blick auf die heterogene Zusammensetzung der Jugendli-
chen, die bislang ohne Berufsausbildung bleiben, betrifft die
neuerdings von Wirtschaftsverbänden wieder stark favorisierte
Strategie zur Schaffung von sogenannten „Einfach“-Berufen in
Beschäftigungsfeldern mit überwiegend praktischen bzw. we-
®
Ausbildungsabbruch
• Konflikte am Arbeitsplatz
• Berufswahlentscheidung
• Persönliche Gründe (Gesundheit,
familiäre Veränderungen)
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niger komplexen Anforderungen (z. B. Fahrradmonteur)8 nur
eine kleine Teilgruppe. Dennoch hat es sowohl in der Schulge-
schichte als auch in der Geschichte der Berufspädagogik immer
wieder Bildungskonzepte gegeben, die dem reduktionistischen
Prinzip folgen. Allerdings fußen sie auf einem falschen und da-
her – wie die PISA-Ergebnisse belegen – auch nicht erfolgrei-
chen Begabungskonzept. Dabei handelt es sich „... um die be-
rufspädagogische Verlängerung des ... Mythos vom intellektuell
schwachen, aber manuell geschickten Menschentyp. Seit fast
30 Jahren wird dieser Mythos in allen erziehungswissenschaftli-
chen Untersuchungen immer wieder als falsch entlarvt. Es gibt
diesen Typus vielleicht in ein paar Exemplaren; er deckt aber nur
einen Bruchteil der Problemgruppe...“.9
Auch für die kleine Teilgruppe, die mit den Theorieanforderun-
gen nicht zurecht kommt, sind es jedoch in der Regel nicht die
theoretischen Anforderungen, die diese Jugendlichen scheitern
lässt. Es sind vielmehr inadäquate Vermittlungsformen der The-
orie. Eine handlungsorientierte Theorievermittlung, eine effek-
tivere Gestaltung der Berufsvorbereitungsmaßnahmen, eine
stärkere sozialpädagogische Unterstützung in der Ausbildung
und vor allem ausreichend Zeit für die Ausbildung dürften hier
effektiver und nützlicher sein als die Schaffung besonderer Be-
rufe, bzw. Qualifizierungsmaßnahmen auf niedrigerem Niveau
als die bisherigen anerkannten Ausbildungsberufe. Lern- und
Leistungsschwächere sind nämlich bis zu einem gewissen Grad
weniger im erreichbaren Niveau als vielmehr im Lerntempo be-
einträchtigt.
Angesichts der steigenden Anforderungen in der Arbeitswelt und
des Abbaus von Einfach-Arbeitsplätzen haben besondere niveau-
geminderte Berufe keine Zukunftsaussichten. Mit besonderen
Berufen mit weniger komplexen Anforderungen wird darüber
hinaus die Anschlussfähigkeit an das Berufsbildungssystem und
damit die Möglichkeit, ggf. später einen Normalabschluss nach-
zuholen erschwert. Schließlich aber haben besondere Berufe
für spezielle Zielgruppen – ob „schlank“ oder „einfach“ oder „the-
oriegemindert“ genannt – einen nach außen deutlich sichtba-
ren und daher stigmatisierenden Effekt; sie sind deshalb sozi-
alpsychologischen Mechanismen der Ghettoisierung unterwor-
fen und damit der mangelnden gesellschaftlichen Akzeptanz.
Positive Effekte sind eher von der Umsetzung neuerer Vorschlä-
ge zu erwarten, die auf eine Verbesserung der Berufsbildungs-
und Arbeitsmarktfähigkeit der Jugendlichen zielen. Dabei geht
es um eine schrittweise Qualifizierung in Form von Modulen
8 KWB Kuratorium der Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung (Hrsg.): Mehr
Zukunftschancen mit differenzierten Ausbildungsberufen. Konzepte zur Um-
setzung der Vorschläge der Hartz-Kommission. Bonn Bildungsbrief Nr. 1/
2003, S. 22
9 Strittmacher, A.: Mit Heterogenität besser umgehen lernen. Übertritt Volks-
schule – Berufsbildung: Schnittstellenproblematik für leistungsschwächere
Schulabgänger/innen. In: Berufspraktische Bildung – Dokumentation zur
Impulstagung vom 12. Mai 1990. Hrsg.: Schweizerisches Institut für Be-
rufsbildung (SIBP), Zollikofen 2000, S. 19
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oder Lerneinheiten, um den sequenziellen Erwerb von (Teil-)Kom-
petenzen und um die etappenweise Zertifizierung sowie um das
Nachholen von Ausbildungsabschlüssen im Verbund mit Be-
schäftigung. Wichtig ist ferner, dass sowohl die Teilnehmer/innen
als auch die betrieblichen Ausbilder/-innen durch individuelles
Coaching unterstützt werden.
Sinnvoll und hilfreich ist außerdem ein Qualifizierungspass, in
dem der individuelle Werdegang, formell bzw. auch informell
erworbene (Teil-) Kompetenzen, (betriebliche) Zeugnisse und
Zusatzqualifikationen fortlaufend dokumentiert werden.
Inzwischen wurden vielfältige modulare Qualifizierungskonzep-
te und verschiedene Nachweise (Qualifizierungspässe) ab-
schlussbezogener oder arbeitsmarktrelevanter (Teil-)Qualifika-
tionen für berufsvorbereitende Maßnahmen, für die außerbe-
triebliche Ausbildung und für die Nachqualifizierung Erwach-
sener entwickelt. Bereits vor drei Jahren hat der Hauptausschuss
des Bundesinstituts für Berufsbildung eine Empfehlung über
den „ Nachweis über berufsbezogene Qualifikationen“ heraus-
gegeben (vgl. Abb. 8).
Abb. 8: Nachweis über berufsbezogene Qulifikationen
Die nachgewiesenen Qualifizierungsinhalte orientieren sich an
den jeweiligen Berufsbildpositionen des entsprechenden Aus-
bildungsberufs. Zielgruppe sind Ausbildungsabbrecher/-innen
und junge Erwachsene, die an berufsbildenden oder begleiten-
den Maßnahmen teilgenommen haben. Der Nachweis soll „Be-
triebe bei der Entscheidung unterstützen, ob sie den Inhaber/
ÜBER BERUFSBEZOGENE QUALIFIKATIONEN
o
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die Inhaberin in ein Ausbildungsverhältnis aufnehmen und ob
die Ausbildungszeit ggf. verkürzt werden kann“. Er enthält An-
gaben über die Art der Qualifizierung, den Lernort und führt die
einzelnen Qualifizierungsbereiche nach Inhalten und Zeitum-
fang auf.10
Als Produkt einer BIBB-Modellversuchsreihe ist auch ein Quali-
fizierungspass für die modulare Nachqualifizierung entwickelt
worden. Neben der Dokumentation der Schulbildung, anerkann-
ter Aus- und Weiterbildungsabschlüsse, sowie Arbeits- und Be-
rufserfahrungen und weiterer Qualifikationen und Fähigkei-
ten enthält dieser Pass den Nachweis über eine modulare Qua-
lifizierung bis hin zu einem Berufsabschluss11.
Welches sind nun die zentralen Eckpunkte für die Förderung
benachteiligter lern- und leistungsschwacher Jugendlicher? Aus
bisherigen Ergebnissen der Konzepte zur Qualifizierung Benach-
teiligter sowohl im Inland als auch aus dem benachbarten Aus-
land (beispielsweise der Schweiz) lässt sich schlussfolgern (vgl.
Abb. 9):
Abb. 9: Eckpunkte zur Benachteiligtenförderung
10 Empfehlung zum Nachweis über berufsbezogene Qualifikationen. Haupt-
ausschuss des Bundesinstituts für Berufsbildung; 23. Nov. 2000; veröffent-
licht im Bundesanzeiger Nr. 1/ 2001 vom 31.01.2001, Zeitschrift „Berufsbil-
dung in Wissenschaft und Praxis“ Nr. 1 / 2001; Internet: www.bibb.de/
Qualifikationspässe als Instrumente in der Beruflichen Integrationsförde-
rung
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1. Voraussetzung für Entwicklungsmöglichkeiten ist die Offen-
heit/Durchlässigkeit und Vernetzung von Bildungsmaßnah-
men, um bruchlose Übergänge zu ermöglichen.
2. Der vielleicht wichtigste Grundsatz für die Förderung Be-
nachteiligter ist die Individualisierung statt Standardisierung
der Bildungsmaßnahmen bezüglich Ausbildungsdauer und
Ablauf der Ausbildung. Das bedeutet: Statt verkürzter Aus-
bildungszeit ist mindestens die normale Ausbildungsdauer
(von drei Jahren) erforderlich, eventuell sogar eine längere
Ausbildungszeit. Lern- und Leistungsschwächere sind näm-
lich bis zu einem gewissen Grad oft nicht im erreichbaren
Niveau, sondern hauptsächlich im Lerntempo beeinträchtigt.
3. Über die neu eingeführte Berufsausbildungsvorbereitung
und ihre inhaltliche Verzahnung mit der Ausbildung über
Qualifizierungsbausteine ist die Möglichkeit einer individu-
ellen schrittweisen Qualifizierung geschaffen. Ergebnisse der
modularen Nachqualifizierung belegen, dass das Lernen in
überschaubaren Abschnitten und die Rückkopplung zur Ar-
beitswelt, die die Nützlichkeit und Anwendbarkeit des Ge-
lernten vermittelt, erfolgsversprechend ist.
4. Die stärkere Individualisierung und Strukturierung der Aus-
bildung für Jugendliche mit Förderbedarf in Form von Quali-
fizierungsbausteinen setzt eine Modularisierung der Aus-
bildung für benachteiligte Jugendliche und eine fortlaufen-
de Zertifizierung der sukzessiv erworbenen (Teil-)Kompeten-
zen voraus. Wenn es gelingt, das im deutschen Berufsbil-
dungssystem angelegte „Alles-oder-Nichts-Prinzip“ zu öffnen
und zu individualisieren, können auch Benachteiligte und
Geringqualifizierte mit unterschiedlichem Leistungsvermö-
gen innerhalb des vorhandenen Systems anerkannter Aus-
bildungsberufe zu verwertbaren Berufsabschlüssen kom-
men.
Die Zertifizierung bedeutet aber nicht die Zertifizierung neu-
er „Berufsbilder“ und Abschlüsse auf niedrigerem Niveau. Ziel
muss vielmehr der Erwerb eines Abschlusses in anerkannten
Ausbildungsberufen bleiben. Schließlich zeigen die bisheri-
gen Erfahrungen mit Helferberufen in den haushaltsnahen
und personenbezogenen Dienstleistungen, dass für Helfer-
qualifikationen nur sehr eingeschränkte Verwertungschan-
cen im Beschäftigungssystem bestehen. Darüber hinaus hat
ein eigenes System „besonderer Berufe für benachteiligte
Jugendliche“ noch mindestens zwei erhebliche Schwach-
punkte: Zum einen führt es zu einer Aufweichung des ge-
samten, am Berufskonzept orientierten Ausbildungssystems;
zum anderen ist der Vorteil für die Zielgruppe der benachtei-
ligten Jugendlichen nicht sichergestellt. Bei dem insgesamt
engen Ausbildungsstellenmarkt kann von einer Besetzung
auch dieser besonderen Ausbildungsangebote auf niedrige-
rem Niveau durch leistungsstärkere Jugendliche ausgegan-
gen werden. Das heißt die Schaffung eines „Zwei-Klassen-
Systems“ von Ausbildungsberufen - von niveaugeminderten
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Ausbildungsberufen neben den anerkannten Ausbildungs-
berufen - führt zu einer Entwertung des  Systems der aner-
kannten Ausbildungsberufe und zu einer weiteren Verdrän-
gungsspirale leistungsgeminderter Jugendlicher durch leis-
tungsstärkere Jugendliche.
5. Die Einführung von Qualifizierungsnachweisen bzw. -päs-
sen erleichtert den Nachweis von Kompetenzen insbesondere
auch bei Abbruch einer Qualifizierungsmaßnahme; Qualifi-
zierungspässe können sich zudem auch positiv auf den päda-
gogischen Prozess bzw. den Prozess der individuellen Förde-
rung auswirken, weil sich der etappenweise Erwerb und
Nachweis von Qualifikationen als lernfördernd bzw. motiva-
tionssteigernd erweisen kann.
6. Zusätzlich ist eine individuelle Betreuung der Jugendlichen
über gesondertes Coaching erforderlich; dazu gehört auch
eine verstärkte individuelle Unterstützung und Beratung der
betrieblichen Ausbilder – insbesondere in Kleinbetrieben.
7. Modulare Qualifizierungs- und Kompetenznachweise sind
auch für Weiterbildung und für den Prozess des lebenslan-
gen Lernens ein nützliches und wichtiges Instrument. Blei-
ben sie aber auf die Zielgruppe der Benachteiligten be-
schränkt, besteht die Gefahr einer Stigmatisierung und Ghet-
toisierung, die die Aufnahmemöglichkeiten in den Arbeits-
markt eher schmälert als verbessert. Umgekehrt muss die
Benachteiligtenförderung, die sich noch überwiegend auf die
Ausbildung konzentriert, stärker die Weiterbildung berück-
sichtigen; die Ergebnisse aus den Modellversuchen zur mo-
dularen Nachqualifizierung sind hier wegweisend. Gerade
Benachteiligte bedürfen, insbesondere wenn der Berufsein-
stieg über Modularisierung bzw. Teilqualifizierung erfolgt,
einer angeleiteten und durch Beratung unterstützten Wei-
terbildung.
Wenn in der Wirtschaft die Nachfrage nach Ungelernten immer
stärker zurück geht, macht es grundsätzlich wenig Sinn, nach
sogenannten Einfach-Arbeitsplätzen zu suchen oder Niedrigqua-
lifikationssektoren künstlich aufzubauen. Vielmehr sollten Be-
mühungen im Vordergrund stehen, um
1. das bisher erreichte Niveau an Berufsbildung zu sichern und
zu verbessern.
Zusätzlich geht es dann
2. um die Frage nach Förderungs- und Eingliederungsmöglich-
keiten leistungsschwacher Jugendlicher und geringqualifi-
zierter Arbeitsloser.
Mit der Novellierung des BBiG wird die Berufsausbildungsvor-
bereitung im Geltungsbereich des BBiG verankert und über so-
genannte Qualifizierungsbausteine curricular mit der nachfol-
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genden Berufsausbildung vernetzt.12 Modulare Qualifizierungs-
möglichkeiten in Form von Qualifizierungsbausteinen bzw. Lern-
einheiten und der Nachweis von (Teil-)Qualifikationen sollen
der Zielgruppe der Benachteiligten die Möglichkeit eröffnen,
auch beim Abbruch einer Ausbildung den Erwerb von Kompe-
tenzen vorweisen und eventuell die Ausbildung zu einem spä-
teren Zeitpunkt fortsetzen bzw. eine Arbeit beginnen zu kön-
nen. Darüber hinaus soll der modulare Erwerb aktueller, auf dem
Arbeitsmarkt nachgefragter (Teil-)Qualifikationen die Chance
für die Integration in das Erwerbsleben erhöhen.
Trotz zahlreicher Modellversuche und vielfältiger Programme
zur Verbesserung der Ausbildungs- und Beschäftigungsfähig-
keit junger Menschen wurden tragfähige bundesweite und be-
rufsübergreifende Modul- und Zertifizierungsstandards bisher
nicht entwickelt.13
Inzwischen hat eine Arbeitsgruppe „Qualifizierungsbausteine“
der Abteilungen 3 und 4 des Bundesinstituts für Berufsbildung
(BIBB) zu der „Verordnung über die Bescheinigung von Grund-
lagen beruflicher Handlungsfähigkeit im Rahmen der Berufs-
ausbildungsvorbereitung“ (BAVBVO) eine Stellungnahme und
ein Strukturmuster für die Entwicklung von Qualifizierungs-
bausteinen erarbeitet sowie beispielhaft für den Beruf IT-Sys-
temkaufmann/-kauffrau Qualifizierungsbausteine entwickelt.
Zur Zeit erfolgt die Überarbeitung der Qualifizierungsbaustei-
ne. Geplant ist, beispielhaft für weitere Berufe Qualifizierungs-
bausteine zu erarbeiten. Außerdem werden die Eckpunkte der
BIBB-Stellungnahme zur BAVBVO und das entwickelte Struk-
turmuster so überarbeitet, dass es interessierten Anbietern der
Berufsausbildungsvorbereitung ermöglicht wird, im Rückgriff
auf die vom BIBB vorgelegten Beispiele selbständig Qualifizie-
rungsbausteine zu erarbeiten. Die Arbeiten sollen bis zum Herbst
abgeschlossen sein.
12 § 1 Abs. 1a. Die Berufsausbildungsvorbereitung dient dem Ziel, an eine
Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf oder eine gleich-
wertige Berufsausbildung heranzuführen. Siehe auch: Achter Abschnitt, Be-
rufsausbildungsvorbereitung, §§ 50-52. In: DS 15/26 vom 05.11.2002, Deut-
scher Bundestag
13 Mit entsprechenden Entwicklungsarbeiten wurde inzwischen begonnen:
ZDH Zentralverband des Deutschen Handwerks und ZWH Zentralstelle für
die Weiterbildung im Handwerk: Entwicklung bundeseinheitlicher Qualifi-
zierungsbausteine aus Ausbildungsberufen des Handwerks für die Ausbil-
dungsvorbereitung und die berufliche Nachqualifizierung. Laufzeit:
01.11.2002 bis 31.10.2005; Bundesinstitut für Berufsbildung: Seyfried, B./
Schmitt, H.: Qualifizierungsbausteine im Kontext der Förderung von Ausbil-
dungsreife (geplantes Forschungsprojekt 3.3.101). Vorgesehene Laufzeit:
III/2002 bis II/2005
Beiträge aus der Forschung 113
Horst Biermann
Hubert Niehaus
Sonderpädagogische Förderung im Berufskolleg
in NRW
- Entwicklung eines systemischen Konzepts in der
Fortbildung -
Zwischenruf
1. Den bildungspolitischen Debatten im Kontext der „Benachteilig-
tenförderung“ liegt zunehmend der Trend zugrunde, zu stylen statt
kritisch im Sinne von Aufklärung zu informieren, zu hinterfragen
und ernsthaft nach realisierbaren Reformen zu suchen.
2. Eloquente fachdidaktische Modelle und populistische, medien-
animierte Leistungsbilanzen deutscher Benachteiligtenpolitik
sollen die Folgen anhaltender bildungspolitischer Konzeptions-
losigkeit in den allgemeinbildenden Schulen, die Marginalisie-
rung der berufsbildenden Schulen sowie die strukturellen Defizi-
te in der Kooperation von allgemeiner und beruflicher Bildung,
Sonder- und Sozialpädagogik kaschieren.
3. Im Kontext auch dieser Veranstaltung stellt sich die Frage, wie die
Entfaltung wissenschaftlicher Erkenntnisse nicht nur durch den
Durchlauferhitzer endloser Theoriediskurse geschickt, sondern
praxisrelevant wird.
4. Jeder Ansatz, jedes Veränderungsvorhaben geht durch den Filter
der beteiligten Pädagogen. Will man dessen Ablehnung oder auch
Funktionalisierung verhindern, dann wird man mitreflektieren
müssen, wie eine konzeptionelle Neuorientierung mit den vor-
handenen Menschen zu erreichen ist.
5. Berufsschullehrer können sich bundesweit nicht während des Stu-
diums auf die Arbeit mit Behinderten und Benachteiligten vorbe-
reiten, weil zwar formal durch KMK Regelung Sonderpädagogik
an Stelle eines zweiten Unterrichtsfaches studiert werden kann,
faktisch ist dieses aber nicht realisierbar. Der Bildungsauftrag der
Berufsschulen wird im Grunde an Freie Träger delegiert. Zudem:
ein Transfer und eine Kooperation von Hochschule und Praxis sind
nicht gegeben. Daher kommt der Lehrerfortbildung eine beson-
dere Rolle auch mit Blick auf erforderliche Innovationen zu.
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1. Zur Ausgangslage
1.1 Segmentierung und Funktionswandel des
Berufsbildungssystems
Im Zuge des gesellschaftlichen Wandels hin zu einer segmen-
tierten Sozialstruktur (Vester 1993) verfestigte sich auch die
Segmentierung der Arbeitsmärkte in Kern- und Randbelegschaf-
ten, in einen Facharbeitsmarkt, einen subventionierten Bereich
sowie einen informellen Sektor. Dem entspricht auch die Seg-
mentierung der beruflichen Erstausbildung mit einem regulä-
ren, wenngleich in sich hierarchisierten Angebot, dem Rehabili-
tationsnetzwerk, das sich seit 1970 institutionalisierte und dem
Benachteiligtensegment, das in Überwindung der tradierten
Jungarbeiterpädagogik seit 1980 mit der durch den Bund sub-
ventionierten Vollausbildung eine qualitative Weiterentwick-
lung erfuhr. Die Modernisierung der Berufsbildung durch die
Neuordnung führte einerseits zu pädagogisch wünschenswer-
ten Innovationen, bewirkte andererseits aber mit Theoretisie-
rung, Entspezialisierung und aktiven Lehr-/Lernformen, dass sich
die Qualifikationsschere für Jugendliche mit Lern- oder Verhal-
tensschwierigkeiten öffnete. Zudem erfolgte mit der Generali-
sierung der industrietypischen Eliteausbildung auf alle neuge-
ordneten Ausbildungen ein Funktionswandel des (dualen) Be-
rufsbildungssystems (Biermann/Bonz/Rützel 1999). Die soziale
Integrationsfunktion, seit Kerschensteiner mit der Sozialisati-
onslücke zwischen Schulentlassung und Militärdienst legiti-
miert, bestand darin, bei formaler Gleichheit der Abschlüsse Ge-
selle, Facharbeiter, Gehilfe faktisch ungleiche Anforderungen zu
stellen, aber so einen leistungsmäßig heterogenen Schulentlass-
jahrgang aufzunehmen und über den Status der Berufsbildung
sozial einzufügen. Mit den objektivierten Leistungsstandards der
neugeordneten Ausbildung greift dies nicht mehr, und die bil-
dungsökonomische Schwammfunktion des Handwerks sowie
die Legitimation sozialer Ungleichheit in der Phase der Berufs-
bildung ist zunehmend auf die Segmente Rehabilitation und
Benachteiligtenförderung übergegangen. Während noch um
1970 ein Fünftel aller Sonderschüler ohne weitere Hilfen direkt
in anerkannte Ausbildung übergehen konnte, weisen die Be-
rufsbildungsberichte in den letzten Jahren bundesweit nur noch
rund 10.000 Auszubildende ohne Hauptschulabschluss aus,
davon noch den Großteil mit Behindertenregelungen (§ 48 BBiG).
Der Lernort Betrieb scheidet also im Regelfall für benachteiligte
Jugendliche aus. In beiden Bereichen „Reha“ und SGB III -Be-
nachteiligtenförderung wird ungebrochen der Anspruch vertre-
ten, über den Bildungsgang bei separaten Maßnahmen in ge-
sonderten Einrichtungen bei Freien Trägern mit einem zielgrup-
penspezifischen Vermittlungsprozess des Lernens in Erwerbsar-
beit und Gesellschaft zu integrieren. Dieser in den Sozialgesetz-
büchern (besonders SGB III und IX) postulierte Anspruch wird
zunehmend von Leistungskürzungen betroffen und der Bil-
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dungsanspruch wird weitgehend reduziert. Beispielsweise qua-
lifizieren die Berufsförderungswerke behinderte Arbeitnehmer
in der Umschulung, legitimiert durch Kompetenzfeststellung
und Assessmentverfahren, zunehmend nicht mehr auf dem Ni-
veau der Vollberufe, sondern verkürzt für eine Arbeitsplatztä-
tigkeit, oder die Berufsbildungswerke bauen die „48er Ausbil-
dungen“ zu zweijährigen Praxisberufen aus, obwohl es sich nach
der gesetzlichen Grundlage eigentlich nur um eine individuelle
Regelung und nicht um Behindertenberufe generell handeln
darf, oder in der Benachteiligtenförderung wird auf eine mini-
male Bildungschance in Baukästen mit lediglich einer formalen
Durchlässigkeit zu anerkannten Ausbildungen gesetzt (Seyfried
2002).
Alle drei Segmente befinden sich in einem tief greifenden Struk-
turwandel verbunden mit einem Legitimationsdilemma, Stich-
punkte:
Die Erosion des Dualen Systems ist nicht mehr zu übersehen.
Seit der Neuordnung bilden rund ein Fünftel aller betrieblichen
Lernorte (100.000 Betriebe) nicht mehr aus, in den neuen Bun-
desländern wird die Ausbildung zu 80 % subventioniert, den-
noch ist es nicht gelungen, duale Ausbildungsstrukturen zu fes-
tigen, ferner führt die Fixierung des Dualen Systems auf tech-
nisch gewerblich-technische Berufe zu einer Dysfunktionalität
zu zukunftsträchtigen Dienstleistungs-, Kommunikations- und
Wissensberufen, die andere Ausbildungsstrategien verfolgen.
Das Reha-Segment ignoriert die Situation Behinderter trotz des
vermeintlichen Paradigmenwechsels der Integration weitge-
hend. So sind von den 6,6 Millionen anerkannten Schwerbehin-
derten laut IV. Bericht zur Lage der Behinderten 5,4 Millionen
nicht erwerbsbeteiligt, so dass Frühverrentung und Marginali-
sierung aus Arbeit sowie Armut Regelfall für Behinderte sind.
Angesichts der hohen Vermittlungsquoten der Reha-Einrichtun-
gen kommt es offensichtlich zu einem Verdrängungswettbe-
werb und zu einer nur auf wenige Jahre bezogenen subventio-
nierten Gelegenheitstätigkeit. Die Nachhaltigkeit wird als Qua-
litätsmerkmal nicht erhoben.
In der Benachteiligtenförderung kommt es innerhalb der Ange-
bote und Träger wiederum zu Benachteiligungen, z. B. zwischen
Träger- und Berufsschulmaßnahmen. Viele Betroffene durch-
laufen die Sekundarstufe II zweimal und es kommt zu Maßnah-
mekarrieren. Im Intergenerationenvergleich müssen die Aus-
zubildenden in einfachen Berufen längere Ausbildungsphasen,
höhere Anforderungen bei schlechteren Erwerbschancen auf
sich nehmen.
1.2 Benachteiligtenförderung und Marginalisierung
der Berufsschule
Die Benachteiligtenförderung ist Ende der 80er Jahre vom BMBW
bzw. BMBF auf die Bundesanstalt für Arbeit (BA) übertragen
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worden. Allerdings ist das Bildungsministerium konzeptionell
weiter beteiligt. Entsprechend dem Verwaltungsdenken der BA
herrscht eine Maßnahmepädagogik vor (SGB III), wobei Träger-
strukturen, Fortbildungskonzepte, Öffentlichkeitsarbeit usw.
ausgebaut wurden. Inhaltlich herrscht eine Defizitpädagogik vor,
die in einem Etikettierungsprozess „Berufsunreife“ attestiert
und innerhalb einer Palette berufsvorbereitende Maßnahmen
oder Ausbildung mit sozialpädagogischer Orientierung oder
ausbildungsbegleitende Hilfen kompensatorisch anbietet. Dabei
kommt es zu einer erheblichen Fehlausbildung durch die Kon-
zentration auf die drei Berufsbereiche Bau, Metall und Haus-
wirtschaft, die ein extremes Beschäftigungsrisiko (Tessaring
1994) beinhalten. Zudem sind die Kompetenzen zwischen Bund
und Ländern nicht eindeutig geklärt, da z. B. ausbildungsbeglei-
tende Hilfen eindeutig zu den Regelaufgaben der Berufsschu-
len zählen müssten. Obwohl es sich um das größte und umfas-
send geförderte Programm in der beruflichen Bildung handelt,
sind Evaluationen kaum gegeben oder nicht aussagekräftig, vor
allem ist es nicht gelungen, die vorhandenen Ressourcen in der
Rehabilitation und Benachteiligtenförderung sowie dem öffent-
lichen Schulwesen zugunsten der Betroffenen zu bündeln (LSW
1994). Die Emnid Studie im Auftrag des BMBF weist bei den un-
ter 29 jährigen rund 25 % Nicht-Formal Qualifizierte aus (BMBF
1999). Trotz aller Kritik an der Benachteiligtenförderung (Zielke
1999) gilt dieses Konzept in der Selbstdarstellung als erfolgreich
und ignoriert, dass die Massenprobleme in den staatlichen Be-
rufsschulen zu bewältigen sind. Insbesondere die Vorklassen zum
BGJ, als Berufsvorbereitungsjahre in anderen Ländern bezeich-
net, die Berufsgrundbildungsjahre bzw. Berufsgrundschuljahre
sowie die einjährigen Berufsfachschulen leisten unter erheb-
lich schlechteren Rahmenbedingungen die Hauptlast in der
Umsetzung der Berufsschulpflicht für arbeitslose oder lernbe-
einträchtigte Jugendliche. Die Vollzeitjahre können sich aber
aufgrund der politischen Fixierung am Dualen System und der
berufsfördernden Maßnahmen der Arbeitsverwaltung für Be-
hinderte und Benachteiligte nicht zu berufsqualifizierenden
Berufsfachschulen weiter entwickeln und Teil der angestreb-
ten beruflichen Kompetenz- und Qualifizierungszentren wer-
den.
Bildungspolitisch ist die Marginalisierung der staatlichen Berufs-
schule kaum nachzuvollziehen, da in einer Delphi Studie ein
umfassender Handlungsbedarf festgestellt wird.
Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) hat im Rahmen der
„Delphi-Expertenbefragung“ 2000 Experten aus Betrieben, über-
betrieblichen Einrichtungen, Berufsschulen, Kammern, Verbän-
den, Gewerkschaften, Forschungseinrichtungen und der staat-
lichen Bildungsverwaltung nach Forschungs- und Entwicklungs-
defiziten in der beruflichen Bildung befragt: Die Expertenvor-
schläge machen deutlich: Es besteht umfassender Handlungs-
bedarf!
Beiträge aus der Forschung 117
• An erster Stelle: Das Thema Berufsschule. Dringend gefor-
dert werden konsequent praxisbezogene Aus- und Weiter-
bildungskonzepte für die Lehrkräfte.  
• Um benachteiligten Jugendlichen noch besser helfen zu kön-
nen, wird ein Ende des „Maßnahmenpartikularismus“ gefor-
dert. Notwendig seien langfristige Förderkonzepte, die sich
von der Schulzeit über berufsvorbereitende Maßnahmen
und ausbildungsbegleitende Hilfen bis zur Aufnahme einer
Erwerbstätigkeit erstreckten.
An ihrer Umsetzung müssten sich alle Institutionen vor Ort,
also Schulen, Jugendhilfe, Kammern, Arbeitsämter und Be-
triebe, beteiligen.
Zudem müsse verstärkt nach Möglichkeiten gesucht wer-
den, um das Ausbildungspotenzial von Migrantenkindern
umfassend zu aktivieren (BIBB, 31.01.2002, www.bibb.de/pu-
blikat/pm/pm02/pm310102.htm).
Fazit:
Die Problematik benachteiligter Jugendlicher im System berufs-
bildender Schulen gilt nicht zuletzt deshalb als so schwierig zu
lösen, weil es sich um ein zunehmend strukturelles Problem han-
delt: Im Zuge des Wandels der Arbeitswelt durch globalisierte
Märkte, neue Produktionsverfahren und Arbeitsorganisations-
formen sowie durch den allgemeinen technischen Fortschritt
steigt die Zahl derjenigen, die die steigenden Ansprüche nicht
erfüllen können. Da zudem Einfacharbeitsplätze immer mehr
abgebaut werden und daneben auch die un- und angelernten
Tätigkeiten mit immer komplexeren Anforderungen verbunden
sind, werden die Chancen benachteiligter Jugendlicher ohne
weitergehende Bildungs- und Qualifizierungsbemühungen auf
absehbare Zeit nicht besser. Der sozio-ökonomische Wandel, der
insbesondere sozial und bildungsmäßig benachteiligte Jugend-
liche trifft, macht auch deutlich, dass die berufsbildende Schule
der Ort ist, an dem die wirtschaftlichen und arbeitsmarktbezo-
genen Entwicklungen kulminieren und in ihrer ganzen Brisanz
spürbar werden. Sie ist der Ort, an dem Schüler auf die steigen-
den Anforderungen der Arbeitswelt vorbereitet werden und an
dem spürbar wird, dass immer weniger Jugendliche diesen stei-
genden Anforderungen gewachsen sind. Sie ist der Ort, an dem
„Modernisierungsgewinner“ und „Modernisierungsverlierer“
aufeinander treffen.
Es kann bildungspolitisch nicht länger hingenommen werden,
dass trotz dieser zentralen Position in den Konzepten, den Mo-
dellprojekten und in der Trägerlandschaft der Benachteiligten-
förderung die berufsbildenden Schulen eine untergeordnete,
zuweilen sogar eine eher hinderliche Rolle spielen. Hinsichtlich
ihrer Beachtung, der Ressourcenbereitstellung und der syste-
matischen Einbindung in regionale Netzwerkstrukturen der Be-
nachteiligtenförderung muss von einer „Marginalisierung“ der
berufsbildenden Schulen gesprochen werden.
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1.3 Struktur und Wandel der Lehrerfortbildung in
NRW
Fort- und Weiterbildung gelten gemeinhin als das klassische In-
strumentarium, um die Erhaltung und die Erweiterung des be-
rufsbezogenen allgemeinen und des spezifisch fachbezogenen
Kenntnisstands von Betriebsangehörigen zu erhalten und zu
verbessern. Über Fort- und Weiterbildung werden Veränderungs-
prozesse ausgelöst, begleitet und in Gang gehalten. Fort- und
Weiterbildung sollen Qualitätsentwicklung in betrieblichen Sys-
temen auslösen und Qualifikationszuwachs bei den Beschäftig-
ten im Rahmen von Personalentwicklungsprozessen bewirken.
Selbstverständlich gilt dies auch für das System Schule.
Über Art, Umfang, Themenstellung, Schwerpunkte, Organisati-
on und Durchführung von Lehrerfortbildung wird in NRW auf
unterschiedlichen Ebenen entschieden. Ausschlaggebend für die
Bereitstellung von Angeboten sind die Qualifikationsbedürfnis-
se von Lehrerinnen und Lehrern, die Systembedürfnisse der ein-
zelnen Schulen und die bildungspolitischen Schwerpunkte der
Landesregierung. Es ist zweckmäßig, die Entscheidung so pro-
blemnah (abnehmernah) wie möglich anzusiedeln. Dem ent-
spricht eine verstärkte dezentrale Lehrerfortbildung in NRW.
Aufgaben der Schule
Die einzelne Schule entscheidet über ihre Fortbildungsplanung,
die Fachqualifikation einzelner Lehrerinnen und Lehrer, Unter-
richts- und Schulentwicklung sowie Schwerpunktfragen des
Schulprogramms umfasst. Auf der Grundlage dieser Planungen
organisiert die Schule entweder selbst eine Fortbildung (z.B. mit
Hilfe von Projektmitteln) oder nutzt eines der Angebote, das von
den Schulämtern oder Bezirksregierungen vorgehalten wird.
Aufgaben des Schulamtes
Das Schulamt organisiert auf lokaler Ebene externe Angebote
für Grund-, Haupt- und Sonderschulen, vermittelt Moderator-
innen und Moderatoren für schulinterne Maßnahmen und be-
rät Schulen bei der Evaluation ihrer Fortbildungsaktivitäten.
Aufgaben der Bezirksregierungen
Die Bezirksregierungen organisieren auf regionaler Ebene ex-
terne Angebote für Realschulen, Gymnasien, Gesamtschulen
und Berufskollegs, vermitteln Moderatorinnen und Moderato-
ren für schulinterne Maßnahmen und beraten Schulen bei der
Evaluation ihrer Fortbildungsaktivitäten. Sie bewirtschaften die
Projektmittel für selbst organisierte Fortbildung der einzelnen
Schulen, beraten und unterstützen die Schulämter bei ihren
Fortbildungsaktivitäten. Sie entwickeln Konzepte insbesondere
zur Weiterentwicklung des Unterrichts in den Unterrichtsfä-
chern (Fachfortbildung) und führen Zertifikatskurse in Mangel-
fächern durch.
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Aufgaben des Ministeriums
Das Ministerium für Schule, Jugend und Kinder trifft auf der
Grundlage der Haushaltsentscheidungen und entsprechender
gesetzlicher Regelungen Grundsatzentscheidungen zu Inhal-
ten und Strukturen der Lehrerfortbildung. Es erlässt Regelun-
gen zu landesweiten Fortbildungsmaßnahmen, die von Bezirks-
regierungen und Schulämtern durchgeführt werden, und si-
chert die Qualität der Lehrerfortbildung.
Aufgaben des Landesinstitutes für Schule (LfS)
Das Landesinstitut für Schule (LfS) entwickelt Konzepte für lan-
desweite Fortbildungen und die hierfür benötigten Materialien.
In diesem Rahmen qualifiziert es Moderatorinnen und Modera-
toren sowie Trainerinnen und Trainer der Lehrerfortbildung. Es
führt aber keine „Endabnehmerfortbildung“ durch.
2 Elemente der Fortbildungskonzeption
„Sonderpädagogische Förderung im Berufskolleg“
2.1 Ansatz, Zielsetzung und Adressaten
Ansatz
Das Benachteiligtenproblem macht deutlich, wie sehr die be-
rufsbildenden Schulen sowohl institutionell als auch hinsicht-
lich der pädagogischen Kompetenz der Lehrkräfte im Umgang
mit schwierigen Lernern belastet sind und an ihre Grenzen sto-
ßen: Nicht selten erschöpfen sich die Möglichkeiten der berufs-
bildenden Schulen darin, Schüler mit Berufsstartschwierigkei-
ten bis zum Ende ihrer Schulpflicht vor allem in elementarbil-
denden Kulturtechniken zu unterrichten und sie ansonsten
mehr zu beschäftigen als zu fördern. Gleichzeitig gelten die ent-
sprechenden Bildungsgänge als „Stiefkind“ der berufsbildenden
Schule und sind auch bei den dort unterrichtenden Lehrkräften
eher unbeliebt. Diese sehen sich lieber als fachtheoretische und
berufspädagogische Experten und sind auch allein als solche
ausgebildet worden. Ihre Motivation, sich um häufig lernunwil-
lige, verhaltensauffällige und schulverweigernde Jugendliche
zu kümmern, ist dementsprechend gering. Dieses gilt entspre-
chend auch für benachteiligte Jugendliche in den Fachklassen
des dualen Systems. Da für die Arbeit mit benachteiligten Ju-
gendlichen, z.B. in den Vorklassen, ein Lehrerfortbildungspro-
gramm seit längerem angeboten und mit Erfolg durchgeführt
wird, gilt es besonders die Lücke in der Regelausbildung zu schlie-
ßen.
Das zur Zeit entwickelte Fortbildungsangebot geht davon aus,
Jugendliche in Fachklassen des Dualen Systems durch Fördern,
Stützen und Beraten zum anerkannten Abschluss zu führen.
Die geltende Verordnung über die Feststellung des sonderpäda-
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gogischen Förderbedarfs greift nicht. Einerseits können durch
die Arbeitsverwaltung jugendliche Schulentlassene der Sonder-
schulen entweder als Rehabilitanden in Berufsbildungswerke
und deren Sonderberufsschulen oder den Arbeitstrainings- bzw.
Bereich Berufliche Bildung der Werkstätten für Behinderte oder
als Benachteiligte im Sinne des SGB III formal anerkannt wer-
den. Andererseits bekommen Auszubildende ohne Hauptschul-
abschluss in Fachklassen meistens keinen Förderbedarf attes-
tiert, weil Berufspädagogen hierfür in aller Regel nicht ausge-
bildet sind und weil Sonderpädagogen der Sekundarstufe I den
berufsbezogenen Förderbedarf aufgrund mangelnder Kenntnis
der Anforderungen beruflicher Bildung nicht angemessen fest-
stellen könnten.
Die vorbereitete Maßnahme der Fortbildung setzte daher einen
Akzent in der Diagnostik, im Assessment und der Arbeit mit För-
derplänen. Da eine große Autonomie in der inhaltlichen Gestal-
tung des Angebots bestand, sollten die Mängel der bisherigen
Arbeit Freier Träger mit Behinderten und Benachteiligten nicht
wiederholt werden. Es wurde also nicht auf ein Defizitkonzept
gesetzt, das die Ursache im Jugendlichen sieht. Unter Berück-
sichtigung der jeweiligen Rahmenbedingungen der Berufskol-
legs sollte ein pragmatischer bottom up - Ansatz Realität wer-
den. An Stelle der punktuellen Interventionen, z.B. in der Lern-
methodik, sollte ein systemischer Ansatz greifen. Die weiteren
Vorgaben für die Implementierung der Fortbildung, wie Stun-
denumfang und Nutzung des E-Learnings, führten zu einem
modularisierten Angebot mit vier Schwerpunkten (siehe Mo-
dule).
Zielsetzung
Zur Vermeidung und Absicherung gefährdeter, unterbrochener
und misslungener Übergangsprozesse von Jugendlichen und
jungen Erwachsenen an den Schnittstellen von Schule, Ausbil-
dung, Beruf/Erwerbsarbeit muss auch das Berufskolleg neue in-
novative Handlungsstrategien entwickeln. Lehrerfortbildung als
eine Interventionsform soll hier folgendes leisten:
? Entwicklung und Durchführung von Fortbildungskon-
zepten und -maßnahmen mit dem Ziel, die Bedingungen
für den Aufbau, Erhalt und Ausbau eines organisatori-
schen, personellen und inhaltlichen Handlungsrahmens
im jeweiligen System „Berufskolleg“ zu schaffen, in dem
sich  problem- und zielgruppenadäquate Förderkonzep-
te im Kontext einer integrierten Förderpädagogik für
Schüler/Schülerinnen mit besonderem und/oder sonder-
pädagogischem Förderbedarf nachhaltig entwickeln, um-
setzen und evaluieren lassen.
? Das Fortbildungskonzept und seine inhaltliche wie orga-
nisatorische Ausgestaltung soll Kolleginnen und Kolle-
gen für Anforderungen im Förderungsprozess zielgenau
so qualifizieren, dass sie im Unterrichten, im Erziehen und
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in der Beratung der Problemgruppen kompetenter, mit
größerer Sicherheit und mit weniger psycho-sozialer Be-
lastung arbeiten können.
? Eine integrierte Förderpädagogik im Berufskolleg reagiert
jedoch  nur dann innovativ auf komplexe Problemlagen
und Aufgabenstellungen, wenn individuelle Kompeten-
zen sich auf ein systemisches Gesamtkonzept beziehen und
damit eine erhöhte Transferfähigkeit beweisen.
? Verbreitung und Verankerung einer Förderkultur im je-
weiligen System, Kooperation nach innen wie nach außen
und Vernetzung in eine regionale Förderstruktur lassen
sich über den Aufbau eines förderpädagogischen „Kompe-
tenzteams“ in jedem Berufskolleg am ehesten realisieren.
Team- und systembezogene Kompetenzentwicklung sind
zentrale Bestandteile der Fortbildung.
Adressaten
Lehrerinnen und Lehrer aus den Berufskollegs, die u. a. auch
Jugendliche mit sonderpädagogischem Förderbedarf unterrich-
ten und bereit sind, im Team die eigene Schule in sonderberufs-
pädagogischen Fragestellungen zu beraten und entsprechende
Unterstützungssysteme aufzubauen. Voraussetzung für die
Teilnehmer/-innen der Fortbildung sollten Unterrichtserfahrung
mit Jugendlichen und jungen Erwachsenen sein, die in ihren
Ausbildungs-, Entwicklungs-, und Lernmöglichkeiten so beein-
trächtigt sind, dass sie im Unterricht ohne sonderberufspädago-
gische Stütz- und Fördermaßnahmen das angestrebte Bildungs-
ziel nicht ohne weiteres erreichen können. Nach Möglichkeit
sollte eine vorherige Teilnahme an der Schwerpunktmaßnah-
me „Förderung von Schülerinnen und Schülern mit Ausbildungs-
und Eingliederungsschwierigkeiten im Berufskolleg“ gegeben
sein oder es müssen vergleichbare Vorerfahrungen in der Arbeit
mit Behinderten und Benachteiligten in der Berufsbildung vor-
liegen.
2.2 Struktur und Organisation
Die Maßnahme ist entwickelt worden von erfahrenen Berufs-
pädagogen/-innen unter wissenschaftlicher Beratung und Mit-
wirkung des Lehrgebietes Berufspädagogik und berufliche Re-
habilitation der Universität Dortmund. Die Bezirksregierung
delegierte die Projektentwickler, die dann auch als Moderato-
ren bei der Durchführung der Fortbildung agieren. Arbeitsteilig
wurden fünf Module festgelegt, die innerhalb der zur Verfügung
stehenden Zeit bearbeitet werden können. Zugleich wurden die
Projektentwickler und Moderatoren auf die Fortbildung mit E-
learning vorbereitet.
Umfang:
160 Stunden innerhalb eines halben Schuljahres
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Verteilung:
zur Hälfte auf 1- bis 2-tägige Präsenzveranstaltungen und tele-




2. Unterrichten/Erziehen: Förderschwerpunkte „Lernen“;“
soziale und emotionale Entwicklung“; „Sprache“
3. Beratung und Kommunikation
4. Kooperation und Netzwerkbildung
Genese der Fortbildungsmaßnahme
1. März 2002: Auftrag des Ministeriums für Schule an das
Landesinstitut für Schule (LfS) für die Konzepterstellung
einer Lehrerfortbildungsmaßnahme mit dem Arbeitsti-
tel: „Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in
Berufskollegs“ (Top-Down-Approach).
2. 24.04.2002: Klärung des Bedarfs (Skepsis) und Abstim-
mung im LfS mit den Fachleitern der Dezernate 46 (Leh-
reraus- und -fortbildung) sowie Vereinbarungen
3. Beginn Schuljahr 2002/03: Vier Teams werden mit der
Konzeptentwicklung und der Fortbildungsdurchführung
beauftragt. Schwierigkeiten mit dem vorgegebenen Auf-
trag. Wie sinnvoll ist die Fokussierung auf Lernbehinder-
te? Problem des Tele-Tutorings
4. Inhaltliche Bereiche(Module) werden nach den Tätigkeits-
feldern von Lehrerinnen/Lehrern gegliedert
5. Entscheidung für einen systemischen Ansatz
6. Auseinandersetzung mit Sonderpädagogik und Sozialpä-
dagogik.
7. Kompetenzansatz
8. Fortbildungsdidaktische Klärung und Setzung (Schwer-
punkt „Selbst- und Veränderungskompetenz“)
9. Ablaufschema der Fortbildung (Szenario): projekt-, hand-
lungs- und teamorientiert
10. ab 01.02.2004; Geplanter erster Probedurchlauf der Maß-
nahme
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Schema: Fortbildungsgestaltung und Kompetenzerwerb
Interpretationshilfe:
• Fördern als zentrale pädagogische Aufga-
be (Mittelpunkt):
• Gliederung der beruflichen Hand-
lungskompetenz in vier Teilkompe-
tenzen (Kreisringe):
• Gliederung des beruflichen Hand-
lungsfeldes in fünf Tätigkeitsfelder
(Kreissegmente):
• Aus den Schnittflächen von Tätig-
keits- und Kompetenzfeldern erge-
ben sich förderpädagogische Hand-
lungsfelder:
• Auswahl und Gewichtung der Hand-
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• Aus den relevanten Handlungsfeldern müssen fortbil-
dungsdidaktisch Handlungs- und Lernsituationen entwi-
ckelt werden.
Die vier Module werden im Rahmen von handlungs- und team-
orientierten Projektarbeiten (modellhafte und reale komplexe
Problemstellungen) jeweils abhängig von der Handlungssitua-









2.3 Ausblick, Evaluation und Nachhaltigkeit
Förderpädagogische Lehrerqualifizierung als Personalentwick-
lung verstetigen heißt, die in der zukünftigen Fortbildungsmaß-
nahme qualifizierten Lehrerinnen und Lehrer als „Kompetenz-
team“ nicht allein zu lassen. Sie benötigen
? Unterstützung von Seiten der Schulleitung und des Kol-
legiums
? Verankerung im Rahmen von Schulentwicklung (Schul-
programm)
? Erhaltungs- und Aufbauqualifizierung (Stabilisierung
und Weiterentwicklung)
? Praxisbegleitung (Coaching) durch regionale Moderato-
renteams
? Einbeziehung anderer Partner der Benachteiligtenför-
derung) (Netzwerkbildung)
Strukturelle Veränderungen im System der Lehrerfortbildung
Die im Rahmen von „selbständiger Schule“ ablaufenden Schul-
entwicklungsprozesse haben in ihrer Veränderungsdynamik
radikale Auswirkungen auf das System der staatlichen Lehrer-
fortbildung. Schulen entscheiden zukünftig über ihren Fortbil-
dungsbedarf, die Fortbildungsschwerpunkte und ihr Fortbil-
dungsbudget im Rahmen ihres Schulprogramms selbständig. Die
Verlagerung von der angebotsorientierten zur nachfrageorien-
tierten Fortbildung bedeutet für die hier vorgestellte Maßnah-
me eine hohe Unsicherheit. Sie hat sich der Konkurrenz anderer
Fortbildungsthemen und Fortbildungsanbieter zu stellen. Ob
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sich berufsbildende Schulen angesichts knapper Fortbildungs-
budgets und vielfältiger anderer Handlungsnotwendigkeiten für
„Jugendliche mit Berufsstart-Schwierigkeiten“ entscheiden,
bleibt abzuwarten.
Die Lehrerfortbildungsmaßnahme wird extern evaluiert im Zu-
sammenhang mit E-Learing Angeboten des LfS. Hinsichtlich der
Konzeptentwicklung ist eine Eigenevaluation der Projektent-
wickler vorgesehen und während der laufenden Fortbildungen
desgleichen eine Eigen- und Fremdeinschätzung der Teilnehmer.
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Bildungsgutscheine für Arbeitslose – ein
Instrument zur Ausgrenzung aus der beruflichen
Weiterbildung?
Die Neuausrichtung der vom Arbeitsamt geförderten berufli-
chen Weiterbildung (seit 1.1.2003) scheint auf den ersten Blick
nichts oder wenig mit der Themenstellung unserer Fachtagung
zu tun zu haben. Bei näherem Hinsehen zeigt sich allerdings,
dass es sich sehr wohl lohnt, diese aktuellen Veränderungen auch
im Zusammenhang mit den Ausbildungs- und Startproblemen
von benachteiligter Jugendlicher mit hoher Aufmerksamkeit zu
beobachten. Denn die Trends, die sich hier abzeichnen, dürften
zukunftsweisend auch für andere Segmente der beruflichen
(Aus-)Bildung sein. Dafür sprechen mehrere Gründe:
1. Die benachteiligten Jugendlichen von gestern sind die Teil-
nehmerInnen an den im Rahmen der SGB III-geförderten be-
ruflichen Weiterbildungs- und Umschulungsmaßnahmen
von heute. Denn der Gesetzgeber anerkennt als zugangsbe-
rechtigt ausdrücklich auch An- und Ungelernte, die sich „zum
Erwerb eines bisher fehlenden Berufsabschlusses“ weiter-
bilden möchten. Bis jetzt macht diese Teilnehmergruppe
sogar einen ganz erheblichen Anteil aus – dies allerdings mit
rasch abnehmender Tendenz.
Ob die benachteiligten Jugendlichen von heute daher auch
noch das Gros der WeiterbildungsteilnehmerInnen von mor-
gen sein werden, darf bezweifelt werden.
2. Über die Sinnhaftigkeit von Bildungsgutscheinen als einem
Instrument zur Verteilung von Anrechten auf bestimmte
Bildungsmaßnahmen ist in den vergangenen Jahren schon
häufig diskutiert worden. Sie sind nicht zuletzt auch vom
Sachverständigenrat Bildung der Hans-Böckler-Stiftung
(1998) als eine Maßnahme vorgeschlagen worden, die „lebens-
langes Lernen“ für alle als attraktiv und machbar erscheinen
lässt. Zu überprüfen ist hier, ob und inwiefern die Erfahrun-
gen, die mit dem neuen Steuerungsinstrument „Bildungs-
gutschein“ im Bereich der SGB III-geförderten beruflichen
Weiterbildung zur Zeit gemacht werden, auf andere Berei-
che übertragbar sind – und sei es nur, um daraus zu lernen,
wie man es nicht machen sollte ….
3. Mit Sicherheit sind die aktuellen Veränderungen jedoch von
größter Bedeutung für den gesamten Bereich der berufli-
chen Bildung unter dem Gesichtspunkt, dass die Neuausrich-
tung der beruflichen Weiterbildung paradigmatisch für die
derzeitige Neuausrichtung der gesamten Bildungs- und So-
zialpolitik steht (Stichwort: Umbau des Sozialstaates nach
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den Prinzipien „Fordern und Fördern“). Denn mit diesem ers-
ten Modul der neuen Hartz-Gesetze werden politische Zei-
chen gesetzt, die weit über das hinaus gehen, was unmittel-
bar mit den neuen „Gesetzen zur Modernisierung der Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt“ angezielt und erreicht worden
ist.
Ohne jede Erprobungsphase und praktisch ohne Übergangsre-
gelungen traten zum 1. Januar 2003 die sog. Hartz-Gesetze 1
und 2 in Kraft („Gesetze zur Modernisierung der Dienstleistun-
gen am Arbeitsmarkt“). Sie beinhalten einschneidende Verän-
derungen der SGB III-geförderten beruflichen Weiterbildung,
welche bei den Betroffenen – Bildungsträgern wie Bildungswil-
ligen – wie auch bei Bildungsexperten für erhebliche Verwir-
rung und Unruhe sorgen. So sind die Eintrittszahlen in Weiter-
bildungs- und Umschulungsmaßnahmen im Vergleich zum Vor-
jahr um mehr als die Hälfte zurück gegangen (dabei noch einmal
besonders stark in den östlichen Bundesländern).
Erste Erfahrungen, die in den Arbeitsamtsbezirken Dortmund/
östliches Ruhrgebiet mit dem neuen Instrument Bildungsgut-
scheine gemacht wurden, zeigen1, dass sich die Befürchtungen
aus der Weiterbildungsbranche, die geplante „Neuausrichtung
der beruflichen Weiterbildung“ könnte zu einem „Kollaps der
beruflichen Weiterbildung“ führen, zu bestätigen scheinen: Was
sich abzeichnet, ist eine rigorose Bereinigung der Trägerland-
schaft, wobei vor allem die Größten und Finanzstärksten übrig
bleiben dürften. Es zeigt sich zudem, dass das neue Steuerungs-
instrument Bildungsgutscheine vor allem eine systematische
Ausgrenzung der „arbeitsmarktfernen“ Arbeitslosen vom Wei-
terbildungsmarkt bewirkt.
Zielsetzungen des neuen Verfahrens: Wettbewerb, Wirtschaft-
lichkeit, Wirkung
Der aktuelle Kurswechsel bei der beruflichen Weiterbildung ist
im Kontext der aktuellen Reformen der Arbeitsmarkt- und Sozi-
alpolitik zu verstehen, deren Parole „Mehr Effizienz durch mehr
Eigenverantwortung und mehr Wettbewerb“ nicht zufällig iden-
tisch ist mit dem zentralen Motto der Neustrukturierung des
Bildungsmarktes. Das Modell, das hier umgesetzt wird, folgt im
Großen und Ganzen der Logik des „aktivierenden Sozialstaats“,
also der Überzeugung, dass zuviel staatliche Planung und „Für-
sorge“ einen effektiven Einsatz der Fördermittel eher verhinde-
re, weil dadurch Eigenaktivitäten, Eigenleistungen der Betrof-
fenen behindert statt befördert würden. Das neue Modell stellt
dagegen Wahlfreiheit und Eigenverantwortung der Arbeitslo-
sen in den Mittelpunkt.
1 Wir haben dazu im Mai und Juni 2003 eine Erhebung durchgeführt. Befragt
wurden ExpertInnen aus Bildungseinrichtungen unterschiedlicher Größe
und inhaltlicher Ausrichtung, VertreterInnen der Arbeitsverwaltung, der Wirt-
schafts- und Beschäftigungsförderung, der Kammern und der Gewerkschaf-
ten (ausführlich: Kühnlein/Klein 2003).
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Mit der Neuausrichtung der beruflichen Weiterbildung und der
Einführung von Bildungsgutscheinen verfolgt der Gesetzgeber
das Ziel, Wettbewerb und Transparenz am Weiterbildungsmarkt
zu stärken sowie die Wahlmöglichkeiten und die Eigenverant-
wortung der TeilnehmerInnen zu erhöhen. Erstmalig wird in
Deutschland nun ein völlig neues Verfahren zur Steuerung der
SGB III-geförderten beruflichen Weiterbildung sowie ein grund-
sätzlich verändertes Finanzierungsmodell eingeführt. Damit
wurde einer Kritik Rechnung getragen, die schon seit vielen Jah-
ren von ExpertInnen vorgetragen wird, wenngleich mit recht
unterschiedlichen Intentionen und Nuancen: Der „Weiterbil-
dungsmarkt“ sei angebots- statt nachfrageorientiert, Angebots-
und Kostenstrukturen seien ebenso wenig transparent wie die
erreichte Ergebnisqualität bzw. der Erfolg der Bildungsmaßnah-
men (vgl. Faulstich 2003).
? Der freie Wettbewerb der Träger soll zu mehr Transparenz
auf dem Weiterbildungsmarkt, „marktgerechten“ Kosten und
mehr Entscheidungsfreiheit für die TeilnehmerInnen an Bil-
dungsmaßnahmen führen.
Das Arbeitsamt verhandelt mit den Bildungsträgern nicht
mehr bilateral, sondern schreibt Bildungsziele aus, auf die
sich im Prinzip alle (zugelassenen) Träger bewerben können.
Dadurch, dass an die Stelle der Trägerfinanzierung nun die
Teilnehmerfinanzierung tritt, soll die Passgenauigkeit der
Qualifizierungsmaßnahmen erhöht werden.
Die Einführung von Bundesdurchschnittskostensätzen ver-
einheitlicht die von den Trägern veranschlagten Kosten (in
Dortmund liegen sie ca. 20% unter dem bisherigen Niveau).
? Die Modularisierung der Bildungsangebote und die Verstär-
kung der Eingangsberatung durch Profiling soll zu mehr Pass-
genauigkeit für den Einzelnen und für Betriebe führen.
Angestrebt ist eine generelle und deutliche Verkürzung der
Weiterbildungsdauer aller Maßnahmen.
? Die externe Zertifizierung der Weiterbildungsanbieter und
der -maßnahmen durch eine „fachkundige Stelle“ soll zu-
verlässige Qualitätsstandards für die TeilnehmerInnen ge-
währleisten.
Das Verfahren, das bis zum 30. Juni 2003 abgeschlossen sein
sollte, ist allerdings bisher nach wie vor völlig offen. Die örtli-
chen Arbeitsämter prüfen daher die Qualität der Qualifizie-
rungsmaßnahmen wie bisher lediglich anhand der sächlichen
und personellen Ausstattung der Träger.
? Finanzielle Unterstützungsleistungen für TeilnehmerInnen
sind erheblich eingeschränkt worden.
Dafür, dass die Zwangszuweisung durch das Arbeitsamt und
der Zwang, die Maßnahmen zu absolvieren, entfallen sind (Bil-
dungsgutscheine sind nicht mehr „sanktionsbewehrt“), wird
den TeilnehmerInnen jetzt einiges abverlangt. Unter ande-
rem wurden die Bemessungsgrundlagen und die Anrech-
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nung von Partnereinkommen und Vermögen für Arbeitslo-
senhilfebezieherInnen deutlich verschlechtert; neue An-
rechnungsmodalitäten verkürzen die Bezugsdauer von Ar-
beitslosengeld; das Anschlussunterhaltsgeld für Berufsrück-
kehrerInnen wurde ebenso gestrichen wie die Zuschüsse für
sozialpädagogische Betreuung und Beratung.
? Die Maßnahmen beschränken sich auf die Leistungsstärks-
ten, also den Teil der Arbeitslosen, die die größten Chancen
haben, vermittelt zu werden: Die pauschale Festlegung ei-
ner Verbleibsquote von mindestens 70% (in Dortmund sogar
75%) und der Wegfall der bisherigen Zielgruppenorientierung
sollen dafür sorgen, dass stärker als bisher die originäre Kli-
entel der Arbeitsämter, also die Empfänger von Arbeitslosen-
geld, in den Genuss von Weiterbildungen kommen.
Die Arbeitsverwaltung beschränkt sich tendenziell auf ihre
„Kernkompetenzen“ als Arbeitslosenversicherung, eine „so-
ziale Funktion“ ist im Selbstverständnis der Bundesanstalt
für Arbeit entfallen.
? Ein effizienterer Mitteleinsatz soll zur Entlastung der Sozial-
kassen und des Bundeshaushalts sowie zur Senkung der
Lohnnebenkosten führen.
Bereits im Vorgriff auf diese erhofften Einspareffekte wurde
der Eingliederungstitel der Arbeitsämter, also das Finanzvo-
lumen für alle aktiven Arbeitsförderinstrumente, pauschal
um 20% gekürzt. Tatsächlich allerdings dürfte im Endeffekt
ein Mehrfaches dieses Planziels an Einsparmaßnahmen zu-
sammen kommen.
Das neue Verfahren ist wie folgt geregelt:
Bildungsgutscheine – das neue Verfahren
Arbeitslose erhalten nach einer ausführlichen Beratung im Ar-
beitsamt, in der die Notwendigkeit einer bestimmten Weiterbil-
dung festgestellt wird, einen Bildungsgutschein. Damit wird die
Finanzierung der definierten Weiterbildung von der Arbeitsver-
waltung verbindlich zugesagt. Die Zusicherung ist drei Monate
gültig. Auf dem Bildungsgutschein sind das Bildungsziel und die
Qualifizierungsinhalte, die Dauer der Weiterbildung, die regio-
nale Begrenzung (am Ort bzw. im Tagespendelbereich) und der
Förderhöchstbetrag festgelegt.
Dem Arbeitnehmer wird das Vorliegen der Voraussetzungen für
eine Förderung bescheinigt (Bildungsgutschein). Der Bildungs-
gutschein kann zeitlich befristet sowie regional und auf be-
stimmte Bildungsziele beschränkt werden. Der vom Arbeitneh-
mer ausgewählte Träger hat dem Arbeitsamt den Bildungsgut-
schein vor Beginn der Maßnahme vorzulegen (§77, Absatz 3 SGB
III).
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Übergangsprobleme oder Strukturfehler?
Berufliche Weiterbildungs- und Umschulungsmaßnahmen stell-
ten bisher den „Kern der aktiven Arbeitsmarktpolitik“ dar. Auch
vom quantitativen Umfang her – rund 7 Mrd. Fördermittel pro
Jahr im Durchschnitt der letzten Jahre, im Jahr 2002 waren es
noch 6,7 Mrd. Euro – galten diese Maßnahmen als das wichtigste
Element im Instrumentenkasten der Arbeitsverwaltung. Dies hat
sich mit Einführung der neuen Vergaberichtlinien und den Ein-
sparbeschlüssen der Bundesanstalt nun gravierend verändert.
Wie das folgende Schaubild zeigt, gingen die Eintrittszahlen
bereits in den vergangenen Jahren nach unten, niemals aber
gab es – auch in einem längerfristigen Zeitvergleich – einen
derart dramatischen Einbruch der Zugangs- und Bestandszah-
len wie im laufenden Jahr 2003. Die Zahl der Neueintritte (Janu-
ar bis September 2003) sank im Vergleich zum Vorjahresmonat
um 52,1%, in Ostdeutschland fallen die Rückgänge mit –57,2%
noch einmal höher aus.
In unserer Erhebung, die im Mai und Juni 2003 durchgeführt
wurde, zeigte sich zunächst einmal, dass die Bildungsträger – je
nach Größe, Angebotsspektrum, Adressatengruppen und Finan-
ziers – von den aktuellen Entwicklungen unterschiedlich stark
betroffen sind. Da viele der aktuell stattfindenden Maßnahmen
bereits im Vorjahr genehmigt und/oder begonnen wurden, wa-
ren die Effekte der Neuregelung in der ersten Jahreshälfte noch
nicht überall durchschlagend. Es ist allerdings davon auszuge-
hen, dass insgesamt die Einbrüche im östlichen Ruhrgebiet – wie
in der gesamten Republik – erheblich sind. So muss eine der größ-
ten Bildungs- und Beschäftigungsgesellschaften in der Region
damit rechnen, dass sie zwischen Herbst 2002 und Herbst 2003
bis zu einem Drittel ihrer gesamten (hier überwiegend fest an-
gestellten) Belegschaft verliert, wenn sich bis dahin die Situati-
on nicht noch entscheidend verbessert hat. Von Kündigungs-
wellen in ähnlichen Größenordnungen wird aus allen Bundes-
ländern berichtet2.
2 Nach Schätzungen der Gewerkschaften GEW und ver.di sind bereits im Jahr
2003 mehr als 20.000 Beschäftigte aus Weiterbildungseinrichtungen ent-
lassen worden (vgl. Sattler 2004; Wagner/Schuldt 2003).
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In wesentlichen Punkten ihrer kritischen Einschätzung der ak-
tuellen Entwicklungen waren sich die befragten Träger – wie
auch die VertreterInnen der Kammern und Gewerkschaften
sowie der Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung – einig.
Unter bildungs- und arbeitsmarktpolitischen Aspekten beste-
hen nach heutigen Erkenntnissen die gravierendsten und kon-
sequenzenreichsten Veränderungen in Folgendem:
? Für alle Beteiligten haben sich die Planungsrisiken erheblich
erhöht. Bis zum tatsächlichen Beginn einer Maßnahme ist
nicht klar, ob und unter welchen Bedingungen die Maßnah-
me überhaupt zustande kommt. Durch die in Gang gesetzte
Konkurrenz der Träger um eine kontingentierte Anzahl aus-
gegebener Bildungsgutscheine ist eine längerfristige Pla-
nung für sie nicht mehr möglich. So wurden mehr als 20%
der ausgegebenen Bildungsgutscheine nicht eingelöst.
Durch die mangelnde Planbarkeit entsteht Schaden für alle
Beteiligten:
Aus Teilnehmersicht verstärkt sich das Problem, die für sie „rich-
tigen“ Maßnahmen zielgerichtet ansteuern zu können. Und
auch wenn sie diese gefunden haben, ist noch längst nicht
klar, ob und bei wem sie tatsächlich stattfinden werden.
Aus Trägersicht steigt das Risiko, Zeit und Kosten zu investie-
ren, ohne eine ausreichende Refinanzierung sichern zu kön-
nen. Es zeigt sich zudem, dass eine große Anzahl der zur Zeit
(noch) durchgeführten Maßnahmen nicht kostendeckend
ist, weil die Zahl der Teilnehmenden zu gering ist.
Aus Sicht der Arbeitsberater sinkt die Chance, einen in sich stim-
migen Eingliederungsplan erarbeiten zu können. Der gestie-
genen Eigenverantwortung der Klienten steht gegenüber,
dass die Eingliederungspläne, damit auch die Eingliederungs-
vereinbarungen, an Verbindlichkeit verlieren. „Vom ‚Fordern
und Fördern‘ ist bei uns nur noch das Fordern übrig geblieben“
(so die Beraterin eines Arbeitsamtes).
? Die strikte Orientierung an einer Integration in den Ersten Ar-
beitsmarkt - pauschale Festlegung der Verbleibsquote auf
mind. 70% (resp. 75%), Wegfall der Zielgruppenorientierung
wie auch der sozialpädagogischen Begleitung – schränkt den
Kreis möglicher TeilnehmerInnen empfindlich ein und grenzt
die sog. arbeitsmarktfernen Gruppen systematisch aus.
Viele Arbeitsämter sind offenbar dazu übergegangen, Bil-
dungsgutscheine möglichst nur noch an „teure“ Arbeitslo-
sengeldempfänger auszugeben. Auch wenn dies den Richtli-
nien der Bundesanstalt für Arbeit ausdrücklich widerspricht
(vgl. BA-Rundbrief 57/2003 vom 06.05.03), passt ein solches
Vorgehen doch sehr gut zu den von der BA vorgegebenen
strikten Einsparzwängen sowie zu dem neuen Selbstver-
ständnis der Arbeitsverwaltung als einer reinen „Arbeitslo-
senversicherung“ ohne sozial-politischen Auftrag.
? Alle wesentlichen Planungsdaten sind den Akteuren (den Bil-
dungsträgern, den bildungswilligen Arbeitslosen und auch
den Betrieben) von der Arbeitsbehörde einseitig vorgegeben
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und daher für sie nur bedingt beeinflussbar. Von einem „ech-
ten Markt“ kann insofern nicht die Rede sein.
 Die Bildungsziele werden von den örtlichen Arbeitsämtern
definiert und ausgeschrieben. Die künftige Beteiligung der
Träger an der örtlichen Bildungsplanung ist völlig ungewiss,
bilaterale Absprachen sind nicht mehr zugelassen.
Die Bildungsgutscheine sind jeweils kontingentiert, so dass
weder die Bildungswilligen frei unter allen Angeboten aus-
wählen noch die Träger unbeschränkt nach Interessenten
suchen können. Die Unwägbarkeit des Zustandekommens
erhöht sich noch, wenn vorgegeben wird, dass z. B. von 20
Teilnehmern nur max. 8 aus Dortmund kommen dürfen.
Auch die Kosten werden nicht dem „freien Spiel der Markt-
Kräfte“ überlassen, sondern sind durch die Festsetzung von
Bundesdurchschnittskostensätzen zentral vorgegeben. In der
Regel liegen die Kostensätze in Dortmund nun um ca. 20%
unter den bisherigen Sätzen. Die Konkurrenz kann sich
lediglich Vorteile verschaffen, wenn sie diese Kostensätze
noch unterbietet.
? Da bisher weder festgelegt worden ist, welche Institution die
Zertifizierung (der Träger wie der Maßnahmen) übernehmen
wird, noch, nach welchen Kriterien Qualität bewertet wer-
den soll, wird Qualität von Weiterbildung praktisch gleichge-
setzt mit den Eingliederungserfolgen in den Ersten Arbeits-
markt.
Damit verändern sich zum einen die Weiterbildungsinhalte:
Es geht um kurzfristige, rasch verwertbare, arbeitsplatzori-
entierte „Fachqualifikationen“; stabilisierende Maßnahmen,
Vermittlung von Schlüsselqualifikationen, Persönlichkeits-
trainings etc, die bisher in die Maßnahmen integriert waren,
fallen weitestgehend weg.
Zum andern zwingt der „freie“ Wettbewerb bei festgelegten
Kostensätzen die Träger zum Abbau von Differenzierungs-
angeboten, von sozialpädagogischer Begleitung, von aner-
kannten und meist recht teuren Zertifizierungen und im
Ergebnis zum Abbau von qualifiziertem Personal. Weniger
Qualität ist die zwangsläufige Folge.
Ein wesentlicher Effekt: die Verstärkung der sozialen Selektivität
von öffentlich geförderter Weiterbildung durch „Bestenauslese“
Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, dass das neue Ver-
fahren keineswegs nur eingesetzt wird, um Mittel der Arbeits-
verwaltung einzusparen resp. umzuschichten, wie dies teilweise
behauptet wird.
Es geht vielmehr um einen grundlegenden Wandel der gesell-
schaftlichen Bedeutung, die der Weiterbildung als einem arbeits-
marktpolitischen Instrument zuerkannt wird: Sie soll tendenzi-
ell nur noch für den Teil der Arbeitslosen vorgehalten werden,
denen man eine problemlose Integration in den Ersten Arbeits-
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markt prognostiziert. Damit sind in erster Linie die „teuren“ Ar-
beitslosengeldbezieher angesprochen, mehr oder weniger aus-
gegrenzt werden dagegen die sog. arbeitsmarktfernen Gruppen:
Langzeitarbeitslose, MigrantInnen, gering Qualifizierte, Allein-
erziehende, BerufsrückkehrerInnen, Menschen mit Behinderun-
gen (vgl. in diesem Sinne auch Herdt 2003, S. 166). Bisher stellten
auch diese Zielgruppen ausdrücklich eine wichtige Klientel dar,
ihr Anteil an den Maßnahmen zur Weiterbildung und Umschu-
lung war jedoch bereits seit einigen Jahren mehr oder weniger
stark rückläufig. Mit dem Einbruch der Eintritts- und Teilneh-
merzahlen im Jahr 2003 aber sind nicht nur die absoluten Zah-
len drastisch gesunken, sondern es verschieben sich zudem auch
die Relationen noch einmal deutlich zu Ungunsten der „Problem-
gruppen“, wie nach das nachfolgende Schaubild exemplarisch
zeigt.
Betrachtet man die gesetzlichen Änderungen im SGB III und die
neuen geschäftspolitischen Ziele der Bundesanstalt unter ge-
schlechtskritischen Aspekten, so wird deutlich, dass zwar nicht
alle Frauen, wohl aber bestimmte Gruppen von Frauen deutlich
schlechter gestellt sind als zuvor. Insbesondere sind dies junge
Mütter und Berufsrückkehrerinnen, verstärkt die Alleinerzie-
henden. Durch die Ausrichtung der Bundesanstalt für Arbeit an
überwiegend betriebswirtschaftlichen Zielen („keine beitrags-
fremden Leistungen mehr“) werden die typischerweise diskon-
tinuierlich verlaufenden Erwerbslebensläufe vieler Frauen ten-
denziell bestraft, typisch männliche Erwerbsbiographien werden
dagegen belohnt.
Diese Benachteiligungen ergeben sich insbesondere durch die
folgenden Neuregelungen:
• Integration in den Ersten Arbeitsmarkt als einziges „Quali-
täts“-Kriterium (undifferenzierte 70%-Erfolgsvorgaben);
• Wegfall der Zielgruppenorientierung und damit auch von
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für BerufsrückkehrerInnen, Frauen mit Migrationshinter-
grund, BerufseinsteigerInnen, Un- und Angelernte;
• Rückgang von Qualifizierungsmaßnahmen in Teilzeit;
• Konzentration auf „teure“ (männliche) Arbeitslose;
• Kürzungen bei den Lohnersatzleistungen;
• Verschärfung der Anrechnungsmodalitäten von Partnerein-
kommen und Vermögen.
Vorläufiges Fazit: Der Bildungsgutschein als neues Steuerungs-
instrument im „Weiterbildungsdschungel“ entfaltet eine Wir-
kung, die das beklagte bisherige „Chaos“ auf dem Weiterbildungs-
markt derzeit eher noch verstärkt. Die erhoffte Wirkung, die ihm
in der Konzeption zugedacht wurde, droht eher ins Gegenteil
umzuschlagen.
Was unter der Zielsetzung „Wahlfreiheit“ angetreten ist, ist ge-
rade für diejenigen, die auf Beratung und Qualifizierung ange-
wiesen sind, schlicht eine Überforderung. Statt der erhofften
Transparenz entsteht für sie eine neue Unübersichtlichkeit; für
die Anbieter von Maßnahmen neue Unsicherheit und Unplan-
barkeit. Am besten kommt sicherlich der Teil der Arbeitslosen
zurecht, der am wenigsten Unterstützung benötigt: gut Quali-
fizierte, insbesondere Akademiker. Der Wegfall der Zielgruppen-
orientierung verschlechtert dagegen die Integrationschancen
der sogenannten arbeitsmarktfernen Gruppen enorm.
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